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das Marktordnungsgesetz 1985 geändert wird (Marktordnungsge­
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Entwurf 

xxx. Bundesgesetz vom •••••••••••••••••••••••••••• , mit dem das 

Marktordnungsgesetz 1985 geändert wird (Marktordnungsgesetz­

Novelle 1988) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

(Verfassungsbestimmung) 

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie 

im Marktordnungsgesetz 1985, BGB1.Nr.2l0, in der Fassung der 

Bundesgesetze BGB1.Nr.29l/l985, 183/1986, 208/1986, 329/1986, 

557/1986, 138/1987, 324/1987 und 578/1987 sowie in den Art.II 

bis VI des vorliegenden Bundesgesetzes enthalten sind, sowie 

deren Vollziehung sind bis zum Ablauf des 30.Juni 1992 auch in 

den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfas­

sungsgesetz in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht. Die 

in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten können unmit­

telbar von Bundesbehörden versehen werden. 

(2) Dieser Artikel tritt mit 1.Juli 1988 in Kraft. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesre­

gierung betraut. 

Artikel II 

Das Marktordnungsgesetz 1985, BGB1.Nr.2l0, zuletzt geändert 

durch das Bundesgesetz BGB1.Nr.578/1987, wird geändert wie 

fOlgt: 
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1. 5 2 Abs. 2 lautet: 

-(2) Der Milchwirtschaftsfonds ist eine juristische Person, 

hat seinen Sitz in Wien und ist berechtigt, das Bundeswappen zu 

führen. Der wirkungsbereich des Fonds erstreckt sich auf das 

ganze Bundesgebiet.-

2. Die 55 3 bis 5 lauten: 

-5 3. (1) Zur Erzielung eines möglichst einheitlichen Er­

zeugerpreises und zum Ausgleich von Preisunterschieden, die 

sich durch die Verwertung der Milch als Frischmilch oder durch 

ihre Verwertung nach einer Bearbeitung oder Verarbeitung er­

geben, ist ein Ausgleichsbeitrag zu entrichten. 

(2) Die Verpflichtung zur Entrichtung des Ausgleichsbei­

trages trifft 

1. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe sowie Milch­

großhandelsbetriebe für die von Erzeugern und Sammel­

stellen angelieferten Mengen an Milch und Erzeugnissen 

aus Milch bis zu einem Höchstbetrag von •• vH des je­

weiligen Erzeugerpreises für das Kilogramm Milch, 

berechnet unter Zugrundelegung der höchsten Quali­

tätsstufe und eines Fettgehaltes von 3,8 %; 

2. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe, Milchgroßhan­

delsbetriebe, Milchgenossenschaften und Milchsammel~ 

stellen für veräußerte Milch mit einem Fettgehalt von 

weniger als 8 % bis zu einem Höchstbetrag von 50 vH 

des jeweiligen -~zeugerpreises für das Kiloaramm 

Milch, berechnet unter zugrundelegung uer höchsten 

Qualitätsstufe und eines Fettgehaltes von 3,8 %; 

3. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe, Milchgroßhan­

delsbetriebe, Milchgenossenschaften und Milchsammel­

stellen für veräußerte Milch mit einem Fettgehalt von 
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8 % und mehr sowie Bearbeitungs- und Verarbeitungsbe­

triebe für veräußerte Erzeugnisse aus Milch bis zu 

einem Höchstbetrag von 25 Schilling je Kilogramm. 

(3) Der Ausgleichsbeitrag ist nicht zu entrichten für 

Milch, die für Produzenten zwecks Verwendung im eigenen 

Haushalt oder im eigenen landwirtschaftlichen Betrieb im 

Werklohnverfahren verarbeitet wird. 

S 4. (1) Der Fonds hat durch Verordnung den Ausgleichs­

beitrag in einer Höhe festzusetzen, die unter Berücksichtigung 

der in den SS 2 Abs.l und 3 Abs.l genannten Ziele eine mög­

lichst kostengünstige Verwertung gewährleistet. 

(2) Der Festsetzung des Ausgleichsbeitrages sind die Art 

der Verwendung und Verwertung der Milch und der Erzeugnisse aus 

Milch vor allem unter Berücksichtigung der Preise, die den 

Lieferanten gezahlt werden, sowie die erzielbaren, angemessenan 

Verkaufserlöse und die mit der Bearbeitung, Verarbeitung und 

Verteilung verbundenen Kosten eines unter Berücksichtigung der 

Zielsetzung des S 2 Abs.l Z 3 möglichst wirtschaftlich ge­

führten Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebes zugrunde­

zulegen. 

(3) Werden Rahm oder Erzeugnisse aus Milch vom Erzeuger an 

den Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb geliefert, ist der 

Ausgleichsbeitrag im Ausmaß der nach S 72 einzusetzenden Milch­

menge zu entrichten. Der Fonds kann für diese Waren durch Ver­

ordnung eine davon abweichende Beitragshöhe festsetzen, wenn 

dies unter Berücksichtigung des Abs.2 geboten ist. 

(4) Ein Ausgleichsbeitrag ist auch von Betrieben, denen ein 

Einzugs- oder Versorgungsgebiet (S 13) nicht zugewiesen wurde, 

zu entrichten. 
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§ 5. (1) Der Fonds hat die Einnahmen aus dem Ausgleichs­

beitrag in der Weise zu verwenden, daß 

1. Zuschüsse für Milch und Erzeugnisse aus Milch gewährt 

werden und 

2. die unterschiedlichen Transportkosten ausgeglichen 

we rde n. 

(2) Zuschüsse nach Abs.l Z 1 

1. werden in dem Ausmaß gewährt, das für einen unter 

Berücksichtigung der Zielsetzung des § 2 Abs.l Z 3 

möglichst wirtschaftlich geführten Betrieb unter Be­

rücksichtigung erzielbarer, angemessener Verkaufs­

erlöse zur Erreichung eines möglichst einheitlichen 

Auszahlungspreises an die Milchlieferanten unbedingt 

erforderlich ist, 

2. dürfen nur Betrieben gewährt werden, die ständig mol­

kereimäßig behandelte Milch und Erzeugnisse aus Milch 

in einer Beschaffenheit in Verkehr setzen, die den 

lebensmittelrechtlichen Bestimmungen entspricht. 

(3) Zuschüsse nach Abs.l können 

1. zu den Kosten für die Milchanfuhr, 

2. zu den Kosten des zwischenbetrieblichen Milchversands, 

soweit diese Milch als Trinkmilch verwendet wird, 

3 • 

4. 

5 • 

6. 

7. 

zu den Kosten des Milchversands an Dauermilchwerke, 

zu den Kosten des Vertriebs von Trinkmilch aller Sor-

te n, 

zu den Kosten für die Herstellung bestimmter Produkte, 

zu den Kosten für die Abge 1t ung eines Zuschusses für 

hartkäsetaugliche Milch, sofern hiefür eine 

entsprechende ErzeugungsbAschränkung festgelegt wurde, 

zu den Kosten für dlo::! aus Gründen der Marktentlastung 

notwendige Einlagerung von Butter, soweit diese für 

den Inlandsabsatz bestimmt ist, sowie von Milchpulver, 
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8. zu den Kosten für Dispositionen gemäß § 15 Abs.l Z 5, 

9. zu den Kosten für die Ubernahme von Milch, für die ein 

Qualitätszuschlag an die Milcherzeuger zu zahlen ist, 

gewährt werden. 

(4) Der Fonds hat durch Verordnung auf Grund der Abs.l bis 

3 die Bedingungen näher zu regeln, unter denen Zuschüsse gemäß 

Abs.l gewährt werden. 

(5) Der Fonds kann Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe, 

die diesem Bundesgesetz oder Vorschriften, die auf Grund dieses 

Bundesgesetzes erlassen worden sind, zuwiderhandeln, so lange 

von der Gewährung von Zuschüssen ausschließen, als die ent­

gegenstehenden Hindernisse von dem in Betracht kommenden Be­

trieb nicht beseitigt sind. Er hat sie auszuschließen, wenn sie 

trotz Aufforderung durch den Fonds den Produzenten nicht den 

amtlich festgelegten Erzeugerpreis bezahlen. 

(6) Soweit die Mittel des Fonds dies zulassen, kann der 

Ausgleichsbeitrag zur Erhöhung des Verbrauchs von Milch und 

Erzeugnissen aus Milch (Schulmilchaktionen, Wohlfahrtsmilch 

usw.) sowie für sonstige absatzfördernde und allenfalls für 

produktionssichernde Maßnahmen in der Milchwirtschaft verwendet 

werden. 

(7) Die Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe sind ver­

pflichtet, an die österreichische Milchinformationsgesellschaft 

einen Werbekostenbeitrag in Höh~ von zwei Groschen je kg Milch 

von der Mengenbasis des zu entrichtenden Ausgleichsbeitrages zu 

leisten. Um diesen Werbekostenbeitrag verringert sich der von 

den Bearbeitungs- und Ve_arbeituQgsbetr;~ben an den Milchwirt­

schaftsfonds abzuführende Ausgleichsbeitrag. Die öster­

reichische Milchinformationsgesellschaft hat die Mittel aus den 

Beiträgen für Werbe- und Informationszwecke für Milch und Er­

zeugnisse aus Milch zu verwenden. 
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(8) Der Fonds kann zur zwischenfinanzierung Kredite auf­

nehmen, um nach Erschöpfung der Einnahmen aus dem Ausgleichs­

beitrag weitere notwendige Zuschüsse zu gewähren. 8 

3. Die §§ 6 und 7 entfallen. 

4. § 8 Abs.2 lautet: 

8(2) Den Beitrag gemäß Abs.l haben Bearbeitungs-, Ver­

arbeitungs- und Milchgroßhandelsbetriebe für die von Erzeugern. 

und Sammelstellen angelieferten Mengen an Vollmilch und Rahm zu 

entrichten.-

5. § 8 Abs.4 lautet: 

-(4) Die gemäß Abs.2 Beitragspflichtigen können den Beitrag 

auf die Erzeuger der in Betracht kommenden Mengen an Milch und 

Rahm überwälzen.-

6. § 12 Abs.l bis 3 lauten: 

§ 12. (1) Der Fonds darf den Bearbeitungs- und Verarbei­

tungsbetrieben einen Ausgleichsbeitrag (§ 3) jeweils nur für 

den Zeitraum vorschreiben, für den er gemäß § 5 Abs.4 nähere 

Regelungen über die Gewährung von solchen Zuschüssen getroffen 

hat. 

(2) Der Ausgleichsbeitrag ist monatlich dem Fonds abzu­

rechnen und spätestens am Letzten des folgenden Kalendermonates 

an ihn einzuzahlen. S 242 BAO gilt sinngemäß. 

(3) bdi nicht rechtzeitiger Abfuhr des gemäß 5 3 zu ent­

richtenden Ausgleichsbeitrages können, soweit es im Einzelfall 

keine unbillige Härte bedeutet, Verzugszinsen vorgeschrieben 

werden, deren Höhe den Diskontsatz der Oesterreichischen Na­

tionalbank um 6 vH übersteigt. Zuschüsse können gegen einen 

fälligen Ausgleichsbeitrag aufgerechnet werden. Werden fällige 
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Zuschüsse des Fonds dem Berechtigten ohne sein Verschulden 

nicht rechtzeitig bezahlt oder verrechnet, so können, soweit es 

die wirtschaftliche Lage des Fonds zuläßt, Verzugszinsen in der 

im ersten satz genannten Höhe gewährt werden.-

7. § 13 Abs.l lautet: 

-s 13. (1) Zuschüsse sind nur Betrieben zu gewähren, die 

Milch oder Erzeugnisse aus Milch aus ~inzugsgebieten (Abs.2) 

beziehen oder in Versorgungsgebiete (Abs.3) liefern. Der Fonds 

kann hievon Ausnahmen bewilligen, sofern diese mit den im § 2 

Abs.l genannten Zielen vereinbar sind.-

8. S 13 Abs.4 lautet: 

-(4) Die Zuweisung eines Versorgungsgebietes schließt die 

Verpflichtung in sich, an Kleinhandelsgeschäfte Milch zu lie­

fern. Die Verpflichtung zur Lieferung von Milch entfällt, wenn 

der zu Beliefernde die branchenüblichen Liefer- und zahlungs­

konditionen nicht einhält oder wenn die Zustellung dem zustän­

digen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb wirtschaftlich 

nicht zumutbar ist. Milch ist nicht zu liefern, wenn die Abgabe 

in einwandfreier guter Beschaffenheit nicht gewährleistet ist; 

dies ist insbesondere der Fall, wenn die Aufbewahrung nicht in 

geeigneten Kühleinrichtungen erfolgt. Ob eine Zustellung wirt­

schaftlich nicht zumutbar ist oder ob die Abgabe in einwand­

freier guter Beschaffenheit nicht gewährleistet ist, ent­

scheidet der Fonds im Streitfall auf Antrag einer Partei.-

9. S 14 Abs.l lautet: 

-( 1) Soweit dies zur Erreichung der im § 2 Abs.l Z 4 und 5 

genannten Ziele notwendig ist, hat der Fonds unter Bedachtnahme 

auf die übrigen Zielsetzungen des S 2 Abs.l Bearbeitungs- und 

Verarbeitungsbetrieben und deren wirtschaftlichen Zusammen-
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schlüssen durch Verordnung (§ 59) Einzugs- und Versorgungsge­

biete zuzuweisen; für die Abgrenzung der Einzugs- und Versor­

gungsgebiete sind maßgebend 

1. die Art und Ausgestaltung der Betriebsanlage und ihre 

Leistungsfähigkeit in qualitativer und quantitativer 

Beziehung, 

2. die Milchergiebigkeit des Gebietes, 

3. die verkehrstechnischen Verhältnisse in den verschie­

denen Teilen des Gebietes und die Kosten des Trans­

portes von Milch und Erzeugnissen aus Milch, 

4. die Lage zu gleichartigen benachbarten Betrieben und 

zu gröBeren Verbrauchsorten, 

5. die Bevölkerungsdichte und die örtlichen Arbeitsver­

hältnisse und 

6. die Qualität der erzeugten Produkte.-

10. S 14 Abs. 4 lautet: 

-(4) Die Einzugs- und Versorgungsgebiete sind bei Änderung 

der Voraussetzungen, die für ihre Bestimmung maßgebend waren, 

neu zu bestimmen. Ein Bearbeitungs- oder Verarbeitungsbetrieb 

oder ein wirtschaftlicher Zusammenschluß, der seinen Milch­

lieferanten nicht den amtlich geregelten Erzeugerpreis ausbe­

zahlt und dieser Verpflichtung trotz Aufforderung innerhalb von 

drei Monaten nicht nachkommt, verliert sein Einzugsgebiet drei 

Monate nach einer solchen Aufforderung. Bis zu einer Neuzuwei­

sung des Einzugsgebietes durch den Fonds gilt jeder andere Be­

arbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb als zuständiger Bearbei­

tungs- und Verarbeitungsbetrieb. Betrieben, die mehrmals vor­

sätzlich gegen Bestimmungen des Lebensmittelgesetzes verstoßen, 

ist ihr Versorgungsgebiet durch Beschluß des Fonds zu ent­

ziehen, wenn durch die Art der Verstöße eine Schädigung der Ge­

sundheit der Konsumenten möglich ist.-
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11. S 14 wird folgender Abs.5 angefügt: 

·(5) Die Organe der Lebensmittelaufsicht sind verpflichtet, 

Verstöße gegen Bestimmungen des Lebensmittelgesetzes, die durch 

Bearbeitungs- oder Verarbeitungsbetriebe oder durch wirtschaft­

liche Zusammenschlüsse erfolgen und durch die eine SChädigung 

der Gesundheit der Konsumenten möglich ist, dem Milchwirt­

schaftsfonds mitzuteilen.-

12. § 15 Abs.l lautet: 

·S 15. (1) Zur Erreichung der im S 2 Abs.l genannten Ziele 

kann der Fonds 

1. im Einzugsgebiet eines wirtschaftlichen Zusammen­

schlusses gelegene Bearbeitungs- und Verarbeitungsbe­

triebe anweisen, ihre Produkte an den wirtschaftlichen 

Zusammenschluß zu liefern, 

2. größere Verbrauchsorte mehreren Bearbeitungs- und Ver­

arbeitungsbetrieben (wirtschaftlichen Zusammenschlüs­

sen) als gemeinsames Versorgungsgebiet zuweisen, 

3. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben (wirtschaft­

lichen Zusammenschlüssen von solchen), denen ein Ver­

sorgungsgebiet zugewiesen wurde, Höchst- oder Mindest­

mengen von Milch oder bestimmten Erzeugnissen aus 

Milch vorschreiben, die sie zur Versorgung größerer 

Verbrauchsorte ihres Versorgungsgebietes zu liefern 

haben, 

4. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben (wirtschaft­

lichen Zusammenschlüssen von solchen) den Zukauf von 

Milch und Erzeugnissen aus Milch auftragen, 

5. Bearbeitungs- und Vera~beitungsbetrieben (wirtscha-t-

lichen Zusammenschlüssen von solchen) 

welche Mengen der angelieferten Milch 

vorschreiben, 

sie für die 

Sicherstellung der Frischmilchversorgung, für die 

Verwendung von hartkäsetauglicher Milch sowie für 

105/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)10 von 139

www.parlament.gv.at



- 10 -

Maßnahmen im Interesse einer kostengUnstigen Uber­

schußverwertung aufgrund einer Vorschreibung des 3un­

desministeriums fUr Land- und Forstwirtschaft zu ver­

wenden haben, 

6. fUr die Einzugs- und Versorgungsgebiete die Liefe­

rungs- und Zahlungsbedingungen fUr Milch und Erzeug­

nisse aus Milch festsetzen; soweit nicht Gegenteiliges 

vereinbart worden ist, sind die Lieferungs- und Zah­

lungsbedingungen Inhalt der davon betroffenen, zwi­

schen den Milchlfeferanten und dem Bearbeitungs- und 

Verarbeitungsbetrieb geschlossenen Lieferverträge. In 

den Lieferungs- und Zahlungsbedingungen kann der 

Fonds, wenn ein BedUrfnis nach einheitlichen Beurtei­

lungsgrundsätzen angenommen werden kann, auch Rege­

lungen treffen Uber die Feststellung der wertbestim­

menden Bestandteile und Eigenschaften der angeliefer­

ten Milch und die Durchführung eines Schiedsgutachter­

verfahrens für Fälle, in denen bezüglich dieser Be­

standteile oder Eigenschaften die Beschaffenheit der 

angelieferten Milch zwischen Milchlieferanten und Be­

arbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb strittig wird.-

13. § 15 Abs.3 lautet: 

-(3) Für Lieferungen von Milch und Erzeugnissen aus Milch, 

die entgegen diesem Bundesgesetz oder den auf Grund dieses Bun­

desgesetzes erlassenen Vorschriften durchgeführt werden, kann 

der Fonds einen Ausgleichsbeitrag nach Maßgabe des Verschuldens 

bis zur dreifachen Höhe des Böchstausmaßes vorschreiben. Für 

solche Lieferungen darf der Fonds keine Leistungen aus seinen 

Mitteln erbringen.-

14. § 17 Abs.2 bis 4 lauten: 

-(2) Weiters hat der Fonds die Eigenschaften, die der Milch 
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und den Erzeugnissen aus Milch hinsichtlich der Gewährung von 

Zuschüssen zukommen müssen, sowie den Vorgang zu ihrer Fest­

stellung festzulegen. 

(3) Der Fonds hat für Milch und Erzeugnisse aus Milch Be­

zeichnungsvorschriften insoweit zu erlassen, als die Republik 

österreich durch zwischenstaatliche Vereinbarungen hiezu ver­

pflichtet ist. 

(4) Der Fonds hat dem Bundesminister für Land- und Forst­

wirtschaft in Abständen von zwei Jahren Berichte vorzulegen 

über den jeweiligen Stand der Qualitätsvorschriften für Milch 

und Erzeugnisse aus Milch in österreich sowie insbesondere in 

Staaten und Wirtschaftsgebieten, mit denen österreich Handels­

verkehr mit Milch und Erzeugnissen aus Milch unterhält.-

15. S 17 Abs.5 entfällt. 

16. S 18 lautet: 

·S 18. (1) Der Fonds hat für Milch, die Bearbeitungs- und 

Verarbeitungsbetriebe von Milchlieferanten übernehmen, durch 

Verordnung mindestens zwei Qualitätsklassen festzusetzen. Dabei 

ist auf die Verbesserung der bei der Milcherzeugung bestehenden 

Verhältnisse und die besonderen Verwendungserfordernisse Be­

dacht zu nehmen. 

(2) Zur Vermeidung einer erheblichen Beeinträchtigung der 

Ziele des S 2 Abs.l kann der Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft mit Verordnung die Zuständigkeit zur Fest­

setzung von nualitätsklassen an ~ich ziehen. Der Zuständig­

keitsübergang gilt für die Dauer eines Jahres, sofern nl~ht 

eine kürzere Frist festgesetzt oder durch Verordnung eine Ver­

längerung um höchstens ein Jahr vorgenommen wird; eine Ver­

längerung ist insolange ZUlässig, als es für die Erreichung des 

im ersten Satz genannten Zieles erforderlich ist. 
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(3) Wird von einem hiezu ermächtigten einschlägigen Labora­

torium festgestellt, daß Milch in einer Beschaffenheit ge­

liefert wurde, die auch die Anforderungen an die jeweils letzte 

Qualitätsklasse nicht erreicht, so ist der in Betracht kommende 

Milchlieferant vom zuständigen Bearbeitungs- und Verarbeitungs­

betrieb im Namen des Fonds schriftlich zu verwarnen. Wird 

innerhalb eines Jahres von der zustellung der Verwarnung an 

neuerlich festgestellt, daß die vom betreffenden Milchliefe­

ranten gelieferte Milch die Beschaffenheit der jeweils letzten 

Qualitätsklasse nicht erreicht, so hat ihn der Bearbei-

tungs- und Verarbeitungsbetrieb hievon nachweislich zu verstän­

digen und vom dritten darauffolgenden Tag an von ihm keine 

Milch mehr zu übernehmen. Dieses Ubernahmeverbot gilt so lange, 

bis der betreffende Milchlieferant durch das Zeugnis eines nach 

dem ersten Satz in Betracht kommenden Laboratoriums nachweist, 

daß die von ihm angelieferte Milch wieder mindestens der 

letzten Qualitätsklasse entspricht. An die Stelle des Uber­

nahmeverbotes tritt jedoch neuerlich eine Verwarnung, wenn seit 

dem Ende des letzten Ubernahmeverbotes bereits sechs Monate 

verstrichen sind.-

17. § 19 Abs.l und 2 lauten: 

-(I) Die Beitragspflichtigen haben Aufzeichnungen zu 

führen, die alle Angaben, die für die Errechnung der Bemes­

sungsgrundlagen für den Ausgleichsbeitrag und für die Gewäh­

rung von Zuschüssen maßgebend sind, zu enthalten haben. Ferner 

kann der Fonds zur Ermittlung der tatsächlichen Kosten Bearbei­

tungs- und Verarbeitungsbetrieben die Durchführung einer 

KostensteIlenrechnung nach Maßgabe eines vom Fonds aufzu-

stc'lenden einheitliche" Kostenarten- und Kostenst~llenplanes 

vorschreiben und die in diesem zusammenhang er~orderlichen 

Richtlinien erlassen. 

(2) Die Beitragspflichtigen haben dem Fonds alle Meldungen 

zu erstatten und alle Auskünfte zu erteilen, die zur Ermittlung 

der Bemessungsgrundlage für den Ausgleichsbeitrag und die Zu-
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schüsse erforderlich sind. Betriebe, denen die Durchführung 

einer KostensteIlenrechnung aufgetragen ist, haben die Ergeb­

nisse dieser Rechnung dem Fonds bekanntzugeben. Die Beitrags­

pflichtigen haben den vom Fonds entsendeten Organen den Ein­

blick in die Betriebsräume, die Erhebung der Vorräte und die 

Einsichtnahme in die Aufzeichnungen zu gestatten, die die 

Kostenstellenrechnung betreffen oder die für die Errechnung der 

Bemessungsgrundlage für den Ausgleichsbeitrag und für die Zu­

schüsse maßgebend sind; zu diesem Zweck ist den Organen des 

Fonds auch Einsicht in alle Unterlagen zu ge~ähren, die eine 

genaue kostenmäßige Abgrenzung des Betriebszweiges, auf den 

sich dieser Abschnitt bezieht, zu einem Nebenbetrieb ermög­

lichen. Die Gewährung eines Zuschusses kann verweigert oder 

widerrufen werden, wenn ein Zuschußberechtigter den Bestim­

mungen dieses Absatzes nicht Folge leistet.· 

18. S 21 lautet: 

·S 21. (1) Wird ein Ausgleichsbeitrag nach S 3 Abs.2 Z 1 

festgesetzt oder wird für im S 1 angeführte inländische Waren 

der Unternummern 0403 10 Bund 0403 90 B sowie der Nummern 

1806, 1901, 1904, 2106, 2202 und 3501 des Zolltarifs ein Aus­

gleichsbeitrag nach S 3 oder ein Betrag nach S 11 eingehoben, 

so ist anläSlich der Einfuhr gleichartiger Waren in das Zollge­

biet ein Importausgleich in derjenigen Höhe zu erheben, wie die 

gleichartigen inländischen Waren durch den vorgenannten Beitrag 

oder Betrag belastet sind. 

(2) Der Fonds hat durch Verordnung (S 59) festzustellen, 

auf welche Waren die Voraussetzungen des Abs.l zutreffen. Der 

für den Importausglei~~ nach Abs.l maßgebende Importaus­

gleichssatz ist vom Fonds mit Bescheid zu bestimmen.-
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19. § 26 Abs.2 lautet: 

"(2) Mahlerzeugnisse im Sinne dieses Abschnittes sind fol­

gende Waren: soweit im nachstehenden Unternummern oder ex-Posi­

tionen des Zolltarifs angeführt sind, unterliegen nur jene 

Waren diesem Bundesgesetz, die von den Unternummern der jeweils 

letzten Gliederungsstufe oder von den angeführten ex-Positionen 

erfaßt sind: 
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TAlUf 
Sr.fUNr. 

- 1 5 -

1101 00 Mehl aua Weizen oder Menpom 

1102 Mehl auI andenm Getreide als Weizm oder Menpom: 
10 • RoaemacJU 
20 - Maismehl 
9Qo andere: 

B • T ricicaJemehJ 

1103 GtOae. Grieß lind Pellets auI Geueide: 
(10) • GtOlZ8 IIftd Grieß: 
11 aus WeizaI: 

es 11 • sowei, sie nich, lInter Ab •• J fallm 
13 aus Mais: 

es 13 • soweic sie llich, lIftur Ab •• J falless l' .. aus sonsUpm Geueide: 
A - aus Mengkorn. Raaen oder TriticaJe: 

es A • soweit sie nicht lInter .~. J falleD 
(20) • PeUta: 
21 •• aua Yeizaa: 

es 11 • sowei, sie nicht IIftter Ab •• J fa.lJm 
29 •• aus sonsUpm Getreide: 

es 29 • soweit sie nicht lInter Ab •• .3 fallea 

1104 Geueidekömer. anders bearbeitet (zB geschält, gequetScht, 
gewalzt, in Floc:ken oder Perlen, geschnitten oder geschrotet). aus­
genommen Reis der Nummer 1006; Geueidekeime. ga.oz, 
gequetScht, gewalzt. in Flocken oder gemahlen: 

(10) • Kömer, gequetScht. gewalzt oder in Flocken: 
19 aw sonstigem Geueide: 

A • aw Weizen. Mengkom. Rogen. Mais oder Tritiale: 
ex A • soweit sie nicht IIftter .~s. 3 fallen 

(20) - Kömer. anders bearbeitet (zB geschält. in Perlen. geschnitten 
oder geschrotet): 

23 aus Mais: 
ex n . soweit sie nicht unter Abs. ) fallen 

29 •• aw sonstigem Geueide: 
A • aus Weizen. Mengkom. Roggen oder Tritiale: 

ex A • soweit sie nicht IInur Abs. ) fallen 
30 • Geueidekeime. ganz. gequetSCht. gewalzt, in Flcxk:cn oder 

gemahlen: 
A • aus Weizen, .vtengkom. Roggen ..... d.ais oder Tritiale, ganz, 

gt;;.,uetScht. gewa.l.zt. in Floc:ken oder gemahlen 

2302 Kleie und andere Racksdnde vom Sieben, Mahlen oder von ande­
ren Bearbeitungen von Geuelde oder Hülsenfrüchten, auch in 
Form von PelletS: 

40 von anderem Geueide: 
A • zur Mehlgewinnung geeignete RUdut.1nde: 

ex.o\ • von Roggen 11 
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20. § 27 Abs.2 lautet: 

-(2) Der Fonds ist eine juristische Person, hat seinen Sitz 

in Wien und ist berechtigt, das Bundeswappen zu führen. Der 

Wirkungsbereich des Fonds erstreckt sich auf das ganze Bundes­

gebiet.-

21. § 28 Abs.l und 2 lauten: 

W( 1) Der Fonds hat jeweils bis 31.0ktober für das im be­

treffenden Kalenderjahr beginnende Wirtschaftsjahr unter Ein­

schluß der Zeit bis zur nächsten Ernte Vermarktungspläne fest­

zulegen. Das Wirtschaftsjahr umfaßt bei Hartweizen, Qualitäts­

weizen und Mais den Zeitraum vom 1.November bis 31.0ktober des 

folgenden Jahres, bei den übrigen im § 26 genannten Erzeug­

nissen den Zeitraum vom l.Juli bis 30.Juni des folgenden 

Jahres. Der Vermarktungsplan hat die Mengen der ein- und auszu­

führenden Waren, allenfalls auch Zeitpunkt der Ein- und Aus­

fuhr, Herkunft, Qualität und Verwendungszweck der Einfuhren so­

wie deren Verteilung zu enthalten. Bei der Erstellung des Ver­

marktungsplanes ist insbesondere auf die inländische Produktion 

und den Inlandsbedarf sowie die Erfordernisse der Exportverwer­

tung Bedacht zu nehmen. 

(2) Der Fonds hat die festgelegten Vermarktungspläne bei 

Vollziehung seiner Aufgaben grundsätzlich zu beachten. Die Ver­

marktungspläne sind vom Fonds nur dann abzuändern, wenn die 

Stabilität der Preise der im § 26 genannten Waren oder die Be­

darfslage eine Erhöhung oder Minderung der in den Plänen vorge­

sehenen Mengen oder eine zei~liche Verschiebung der Ein- oJer 

Ausfuhren erforderlich macht. w 
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22. § 29 Abs.2 lautet: 

-(2) Bewilligungen sind nicht erforderlich für 

1. die im S 4 Abs.l des AUßenhandelsgesetzes 1984 in der 

jeweils geltenden Fassung genannten Ausfuhren und 

2. die Ausfuhr von Waren auf Grund des Abkommens zwischen 

der Republik österreich und der Republik Italien über 

die Regelung des erleichterten Warenaustausches 

zwischen den österreichischen Bundesländern Tirol und 

Vorarlberg und der italienischen Region Trentino -

Alto Adige, BGBl.Nr.125/1957, in der jeweils geltenden 

Fassung. 

Im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 

Kostenersparnis kann der Fonds durch Verordnung die Bewilli­

gungspflicht der Ausfuhr bestimmter Waren, die für an öster­

reich angrenzende Zollausschlußgebiete anderer Länder bestimmt 

sind, aufheben. In dieser Verordnung sind die Zollämter anzu­

geben, bei denen die Ausfuhrabfertigung zu erfolgen hat. Diese 

Verordnung darf nur kundgemacht werden, wenn der diesbezügliche 

Beschluß des Fonds von den Bundesministern für Land- und Forst­

wirtschaft und für Finanzen bestätigt worden ist. Diese Bestä­

tigunq gilt als erteilt, falls sie nicht binnen drei Wochen 

nach Einlangen des schriftlichen Antrages versagt wird. Die 

Zollämter haben jährlich die auf Grund dieser Verordnung ausge­

führten Waren nach Art und Menge dem Fonds bekanntzugeben.-

23. S 35 lautet: 

-S 35. Der Fonds kann, wenn es zur Erreichung der im S 27 

Abs.l genannten Ziele notwendig ist, gemäß § 59 ~erordnen, daß 

für Vermahlungen in einer fremden Mühle (Fremdver~ahlungen) und 

für den Weiterverkauf von Brotgetreide eine Bewilligung des 

Fonds erforderlich ist.-
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24. § 37 Abs.3 lautet: 

-(3) Der Fonds hat mit Verordnung die Form der gemäß Abs.l 

und 2 zu erstattenden Meldungen festzulegen.-

25. S 38 Abs.ll lautet: 

- (11) Der Fonds kann anläßlich der Veranlassung von Ein­

fuhren nach § 28 Abs.3 durch Verordnung festlegen, in welcher 

Höhe der Importausgleichssatz mit Bescheid zu bestimmen sein 

wird. Eine solche Verordnung darf nur kundgemacht werden, wenn 

sie von den Bundesministern für Land- und Forstwirtschaft und 

für Finanzen bestätigt worden ist. Die Bestätigung gilt als er­

teilt, falls sie nicht binnen drei Wochen nach Einlangen des 

diesbezüglichen schriftlichen Antrages versagt wird.-

26. S 39 Abs.9 lautet: 

-(9) In den Fällen, in denen der Fonds nach S 29 Abs.2 

durch Verordnung die Bewilligungspflicht in der Ausfuhr auf­

hebt, kann der Exportausgleichssatz durch Verordnung bestimmt 

werden. -

27. S 52a Abs.2 lautet: 

-(2) Der Fonds hat durch Verordnung den zeitpunkt der Ent­

richtung des Mühlenbeitrages festzusetzen. Im übrigen gelten 

für die Erhebung des Mühlenbeitrages die Bestimmungen über die 

Erhebung des Ausgleichsbeitrages für Weizen (§ 33 Abs.l) sinn­

gemäß.-
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28. S 53e Abs.2 lautet: 

-(2) Der vom Förderungsbeitragsschuldner erklärte Reinnähr­

stoffgehalt ist anzuerkennen, wenn der tatsächliche Reinnähr­

stoffgehalt innerhalb der durch die Düngemittel-Toleranzenver­

ordnung, BGB1.Nr.499/1987, festgelegten oder, soweit diese Ver­

ordnung nicht anwendbar ist, innerhalb der handelsüblichen 

Toleranzgrenzen liegt. Zur Festscallung des Reinnährstoffge­

haltes kann der Fonds Proben im erforderlichen Ausmaß unent­

geltlich entnehmen.-

29. Die SS 54 bis 59 lauten: 

-S 54. Organe der Fonds sind 

1. die geschäftsführenden Ausschüsse, 

2. die Obmännerkonferenzen, 

3. die Fachausschüsse, 

4. die Kontrollausschüsse sowie 

5. die Geschäftsführer. 

Sämtliche der in Z 1 bis 4 angeführten Organe werden im nach­

folgenden als -Kollegialorgane- bezeichnet. 

§ 55. (1) Die geschäftsführenden Ausschüsse der Fonds be­

stehen aus je zwölf Mitgliedern. Davon sind je drei Mitglieder 

namhaft zu machen 

1. von der Präsidentenkonferenz der 

Landwirtschaftskammern österreichs, darunter der 

Obmann, 

2. vom österreichischen Arbeiterkammertag, darunter ein 

Obmannstellvertreter, 

3. von der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, dar­

unter ein Obmannstellvertreter und 

4. vom österreichischen Gewerkschaftsbund, darunter ein 

Obmannstellvertreter. 
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(2) Mitglied kann nur sein, wer zum Nationalrat wählbar ist. 

(3) Ist die Namhaftmachung von neuen Mitgliedern erforder­

lich, so hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

die gemäß Abs.l in Betracht kommenden Stellen schriftlich zur 

Namhaftmachung aufzufordern. Bei den dieser Aufforderung gemäß 

namhaft gemachten Personen hat der Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft zu prüfen, ob sie dem Erfordernis des Abs.2 

entsprechen. Ist dies der Fall, so hat er die namhaft gemachten 

Personen unverzüglich auf die gesetzmäßige und gewiss~nhafte 

Erfüllung ihrer Pflichten anzugeloben. Mit ihrer Angelobung er­

langen diese Personen die Stellung, für die sie namhaft gemacht 

worden sind. Kommt der Bundesminister für Land- und Forstwirt­

schaft jedoch zu der AUffassung, daß die Wählbarkeit einer nam­

haft gemachten Person nicht gegeben ist, so hat er die Angelo­

bung mit Bescheid abzulehnen. In Verfahren ist jene Stelle 

Partei, die diese Person namhaft gemacht hat. 

(4) Wird einer Aufforderung zur Namhaftmachung gemäß Abs.3 

innerhalb von vier Wochen nicht entsprochen, so hat der Bundes­

minister für Land- und Forstwirtschaft die erforderlichen Mit­

glieder zu bestellen. 

(5) In gleicher Weise ist eine der Mitgliederzahl ent­

sprechende Zahl von Ersatzmitgliedern zu bestellen, die wahl­

weise zur Vertretung berufen werden können. Im Fall der Verhin­

derung eines Obmannes oder Obmannstellvertreters hat das für 

ihn eintretende Ersatzmitglied nur die Befugnisse eines ein­

fachen Mitgliedes. 

(6) Die Mitglieo_chaft erlischt, 

1. wenn jene Stelle, die das Mitglied namhaft gemacht 

hat, die Namhaftmachung widerruft; 

2. wenn die Wählbarkeit zum Nationalrat verlorengeht; 

3. im Falle des Verzichts. 

Im Streitfall, ob die Mitgliedschaft erloschen ist, hat der 

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft auf Antrag der 
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Stelle, die das Mitglied namhaft gemacht hat, oder des Mit­

gliedes selbst zu entscheiden. 

(7) Den Vorsitz in den Sitzungen der geschäftsführenden 

Ausschüsse und der Obmännerkonferenzen führt der Obmann oder in 

seiner Verhinderung ein Obmannstellvertreter. Die Vertre­

tungsbefugnis kommt den Obmannstellvertretern in nachstehender 

Reihenfolge zu: 

1. beim Milchwirtschaftsfonds dem vom österreichischen 

Arbeiterkammertag, in dessen Verhin~erung dem von der 

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft und in dessen 

Verhinderung dem vom österreichischen Gewerkschafts­

bund namhaft gemachten Obmannstellvertreter, 

2. beim Getreidewirtschaftsfonds dem von der Bundeskammer 

der gewerblichen Wirtschaft, in dessen Verhinderung 

dem vom österreichischen Arbeiterkammertag und in 

dessen Verhinderung dem vom österreichischen Gewerk­

schaftsbund namhaft ge~achten Obmannstellvertreter. 

§ 56. (1) Die Obmännerkonferenzen bestehen aus dem Obmann 

und den drei Obmannstellvertretern des in Betracht kommenden 

Fonds. 

(2) Die Fachausschüsse und die Kontrollausschüsse sind von 

den geSChäftsführenden Ausschüssen einzusetzen. 

(3) Die Fonds sind berechtigt, je einen Geschäftsführer und 

sonstige Angestellte in der erforderlichen Anzahl durch Dienst­

vertrag zu bestellen. Binsichtlich der durch Dienstvertrag ein­

geräumten Ansprüche auf zusatzpensionen haben die Fonds die er­

forderlichen Vorsorgen zu treften, um die Weiterzahlung dieper 

Pensionen auch für den Fall der Auflösung der Fonds Zu sichern. 

Auf das Dienstverhältnis der Fondsbediensteten sind das Ange­

stelltengesetz in der jeweils geltenden Fassung und die für 

Dienstnehmer in der privaten Wirtschaft geltenden sonstigen 

Rechtsvorschriften anzuwenden. 
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(4) Bei der Durchführung der in den Abschnitten A und B 

vorgesehenen Prüfungen können sich die Fonds eines Wirtschafts­

prüfers bedienen. 

(5) Jede der im § 55 Abs.l genannten Stellen ist berech­

tigt, zu den Sitzungen der Kollegialorgane der Fonds Sachver­

ständige heranzuziehen. Für höchstens je drei Sachverständige 

der im § 55 Abs.l genannten Stellen gilt § 58 Abs.2 sinngemäß. 

(6) Der Milchwirtschaftsfonds ist berechtigt, zur Uberprü­

fung der Bewirtschaftbarkeit von Pachtbetrieben gemäß § 73 

Abs.2 Regionalkommissionen einzusetzen. Die Regionalkommission 

besteht aus vier Mitgliedern oder Ersatzmitgliedern, wovon je 

ein Mitglied (Ersatzmitglied) von den im § 55 Abs.l genannten 

Stellen namhaft zu machen ist. Zur Unterstützung bei der Be­

sorgung ihrer Geschäfte kann der Regionalkommission ein Be­

diensteter des Milchwirtschaftsfonds beigestellt werden. 

§ 57. (1) Die Obmänner oder bei deren Verhinderung die ge­

mäß S 55 Abs.7 zuständigen Obmannstellvertreter haben die 

Sitzungen der geschäftsführenden Ausschüsse und der Obmänner­

konferenzen der Fonds unter Bekanntgabe einer vorläufigen 

Tagesordnung einzuberufen. 

(2) Die Beschlußfassung in den von den Fonds zu besorgenden 

Angelegenheiten obliegt den geschäftsführenden Ausschüssen, so­

weit die Beschlußfassung nicht durch Verordnung (§ 59) auf die 

Obmännerkonferenzen, Fachausschüsse oder die Geschäftsführer 

übertragen wird. Solche Ubertragungen können erfolgen, soweit 

es das Interesse an einer raschen Geschäftsabwicklung erfordert 

unJ es sich nicht um Angelege~heiten von grundsät~!icher Bedeu­

tung handelt. Die geschäftsführenden Ausschüsse können für 

Gruppen der ihnen übertragenen Angelegenheiten Fachausschüsse 

sowohl mit der selbständigen Erledigung betrauen als auch le­

diglich zur Vorbereitung und Vorberatung einsetzen. 
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(3) Die Kontrollausschüsse haben die Gebarung der Fonds zu 

prüfen und darüber den geschäftsführenden Ausschüssen einen 3e­

richt zu erstatten. 

(4) Die ordnungsgemäße Einladung aller ~itglieder vorausge­

setzt, sind beschlußfähig, 

1. die geschäftsführenden Ausschüsse bei Anwesenheit von 

mindestens acht ihrer Mitglieder, unter denen sich der 

Obmann oder ein 'Obmannstellvertreter befinden muß; 

2. die Obmännerkonferenzen bei Anwesenheit aller ihrer 

Mitglieder: ist ein Mitglied durch höhere Gewalt ver­

hindert oder erklärt es sich einverstanden, daß die 

Obmännerkonferenz in seiner Abwesenheit stattfindet, 

genügt zur Beschlußfähigkeit die Anwesenheit von drei 

Mitgliedern; 

3. die Fachausschüsse und Kontrollausschüsse bei Anwesen­

heit aller ihrer Mitglieder, sofern nicht der ge­

schäftsführende Ausschuß unter Bedachtnahme auf eine 

rasche und ausgewogene Willensbildung etwas Abweichen­

des festsetzt. 

(5) Gültige Beschlüsse der geschäftsführenden Ausschüsse 

bedürfen einer Mehrheit von vier Fünf teIn der abgegebenen 

Stimmen und bei den übrigen Kollegialorganen der Fonds der 

Stimmeneinhelligkeit. Kommt eine einhellige Auffassung nicht 

zustande, so sind der Beratungsgegenstand der Obmännerkon­

ferenzen und der Fachausschüsse den geschäftsführenden AUS­

schüssen zur Beschlußfassung vorzulegen, wenn ein Viertel der 

Mitglieder dies verlangt. 

(6) Die Beschlüsse der Kollegia.organe der Fonds werden 

nach außen vom Obmann oder in dessen Verhinderung von einem Ob­

mannstellvertreter vertreten. 

(7) Zur rechtsverbindlichen Zeichnung sind zwei Unter­

schriften erforderlich, nämlich die des Obmannes oder eines Ob-
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mannstellvertreters und des Geschäftsführers oder eines 

sonstigen Angestellten, der hiezu vom Obmann mit Zustimmung des 

geschäftsführenden Ausschusses bevollmächtigt werden kann. Auf 

dieselbe Weise kann ein weiterer Angestellter für den Fall der 

Verhinderung des Geschäftsführers und des sonstigen zeichnungs­

berechtigten Angestellten zur rechtsverbindlichen Zeichnung ge­

meinsam mit dem Obmann oder einem Obmannstellvertreter bevoll­

mächtigt werden. Wer im übrigen zur Fertigung von schriftlichen 

Ausfertigungen befugt ist, bestimmt der geSChäftsführende Aus-

schUß. 

(8) Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Kollegialorgane der 

Fonds sind in Angelegenheiten, die unmittelbar zum Vor- oder 

Nachteil eines Unternehmens sind, das ihnen gehört, dem sie als 

Geschäftsführer oder Mitarbeiter angehören oder dessen Bevoll­

mächtigte sie sind, von der Beratung und BeschlUßfassung ausge­

schlossen. 

§ 58. (1) Die Obmänner und Obmannstellvertreter haben An­

spruch auf eine angemessene Entschädigung. Ihre Höhe wird im 

Einzelfall vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

festgesetzt. 

(2) Das Amt der übrigen Mitglieder und Ersatzmitglieder ist 

ein unbesoldetes Ehrenamt. Die Reise- und Aufenthaltsgebühren 

sowie allfällige Sitzungsgelder der ~itglieder (Ersatzmit­

glieder) der geSChäftsführenden Ausschüsse, Fachausschüsse und 

Kontrollausschüsse werden durch die Geschäftsordnung festge­

setzt. Das Sitzungsgeld darf nicht höher sein als die doppelte 

Aufenthaltsgebühr für einen Tag. 

(3) Mitglieder und Ersatzrnitglieder der Regionalkommis­

sionen erhalten als pauschale Abgeltung für alle Aufwendungen 

einschließlich Reisegebühren für eine Tätigkeit bis zu vier 

Stunden pro Tag eine Gebühr in Höhe des jeweiligen höchsten 

Tagesgeldsatzes gemäß § 26 Z 7 lit.b des Einkommensteuerge­

setzes 1972, für eine Tätigkeit von mehr als vier Stunden pro 
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Tag eine Gebühr in doppelter Höhe. 

(4) Die Fonds haben Unterlagen und Aufzeichnungen allge­

meiner oder grundsätzlicher Bedeutung dauernd aufzubewahren. 

Sonstige Unterlagen und Aufzeichnungen sind mindestens sieben 

Jahre aufzubewahren; diese Frist beginnt mit Ablauf des Kalen­

derjahres, in welchem 

1. bei Dauerrechtsverhältnissen das Rechtsverhältnis ge­

endet hat, 

2." in den Ubrigen Fällen der Fonds letztmalig in der be­

treffenden Angelegenheit tätig gewesen ist. 

(5) Im Ubrigen wird die Tätigkeit der Organe der Fonds 

durch eine Geschäftsordnung geregelt, die vom in Betracht 

kommenden geschäftsführenden Ausschuß zu beschließen ist und 

der Genehmigung des Bundesministers fUr Land- und Forstwirt­

schaft bedarf. In der Geschäftsordnung kann im Interesse einer 

sparsamen und zweckmäßigen Verwaltung insbesondere auch ge­

regelt werden, inwieweit die Organe der Fonds hinsichtlich der 

von ihnen zu treffenden VerfUgungen und Entscheidungen und in 

sonstigen Angelegenheiten Fondsbedienstete mit der selbstän­

digen Erledigung betrauen können. 

S 59. (1) Die Fonds haben Verordnungen (allgemein verbind­

liche Anordnungen) mit Ausnahme jener, die ausschließlich an 

untergeordnete Organe ergehen, in von ihnen herauszugebenden 

Verlautbarungsblättern kundzumachen. 

(2) Die Verordnungen (Anordnungen) gemäß Abs.l treten am 

dritten Tag nach ihrer Kundmachung in Wirksamkeit, sofern nicht 

darin ein anderer Wirk~amkeitsbeginn festgesetzt ist. Verord­

nungen (Anordnunyen) des Milchwirtschaftsfonds, die die Vor­

schreibung von Ausgleichsbeiträgen oder Regelungen über die Ge­

währung von Zuschüssen zum Gegenstand haben, können mit rück­

wirkender Kraft erlassen werden.-
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30. § 60 Abs.5 lautet: 

-(5) Der Milchwirtschaftsfonds kann für Untersuchungen und 

Begutachtungen,- die in seinen Laboratorien im Zuge der Quali­

tätskontrolle (S 17) und im Zuge von Verfahren durchgeführt 

werden, Gebühren erheben, die durch Verordnung (§ 59) ent­

sprechend den erfahrungsgemäß im Durchschnitt hiebei auflaufen­

den Kosten festzulegen sind. Zur Entrichtung der Gebühren sind 

im Falle der Qualitätskontrolle die Bearbeitungs- und Verarbei­

tungsbetriebe, im übrigen die Parteien des Verfahren verpflich­

tet. Für die Erhebung von Gebühren gelten die Bestimmungen über 

die VerwaltungSkostenbeiträge sinngemäß. 8 

31. S 61 Abs.l lautet: 

-(I) Anläßlich der Einfuhr der im S 1 genannten Waren ist 

ein Beitrag zu entrichten, dessen Höhe den Verwaltungskosten­

beitrag gemäß S 60 Abs.l Z 1 nicht übersteigen darf. Der Bei­

tragssatz ist vom Milchwirtschaftsfonds durch Verordnung (§ 59) 

festzulegen, wobei als Beitragsgrundlage der Zollwert der Waren 

oder, sofern die Waren keinem Wertzoll unterliegen, das dem 

Lieferanten geschuldete Entgelt heranzuziehen ist. Ein Beschluß 

des Milchwirtschaftsfonds über den Beitragssatz darf nur kund­

gemacht werden, wenn er vom Bundesminister für Land- und Forst­

wirtschaft und vom Bundesminister für Finanzen bestätigt worden 

ist. Die Bestätigung gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen 

drei Wochen nach Einlangen des schriftlichen Antrages versagt 

wird. 8 

32. S 62 lautet: 

8S ö2. (1) Die Organe der Fonds haben die Fondsmittel unter 

Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes zu ver­

walten. 

(2) Die Fonds haben vorzusorgen, daß die eingegangenen 

Verbindlichkeiten das jeweils vorhandene Vermögen nicht oder 
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nicht wesentlich übersteigen. Bei Liquidation der Fonds geht 

deren Vermögen einschließlich der Verbindlichkeiten im Wege der 

Gesamtrechtsnachfolge auf den Bund über. In diesem Fall werden 

öffentlich-rechtliche Ansprüche der Fonds und gegen die Fonds 

betreffend Beiträge und Zuschüsse in zivilrechtliche Ansprüche, 

die vor den ordentlichen Gerichten geltend zu machen sind, um­

gewandelt.-

33. 5 63 Abs.l lautet: 

-(I) Zur Ausübung des Aufsichtsrechtes ist der Bundesmi­

nister für Land- und Forstwirtschaft zu den Sitzungen der ge­

SChäftsführenden Ausschüsse einzuladen: er kann sich durch Be­

dienstete seines Bundesministeriums vertreten lassen. Weiters 

sind die Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten und 

für Finanzen einzuladen, die sich durch je einen Bediensteten 

ihres Bundesministeriums vertreten lassen können. Den genannten 

Bundesministern beziehungsweise ihren Vertretern kommt bei den 

Sitzungen beratende Stimme zu. Ihnen sind die Protokolle über 

die Sitzungen der geschäftsführenden Ausschüsse vorzulegen.-

34. S 64 lautet: 

-5 64. Die Mitglieder der Kollegialorgane der Fonds, deren 

Ersatzmitglieder, die Angestellten der Fonds sowie allenfalls 

herangezogene Sachverständige dürfen ein Geschäfts- oder Be­

triebsgeheimnis, das ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut 

worden oder zugänglich geworden ist, während der Dauer ihrer 

Bestellung und auch nach Erlöschen ihrer Funktion nicht offen­

baren oder verwerten.-

35. 5 65 wird folgender Abs.3 angefügt: 

-(3) Die Fonds sind nach Maßgabe ihr~r zuständigkeit von 

den Verwaltungsstrafbehörden und Gerichten über den Ausgang der 

bei ihnen auf Grund dieses Bundesgesetzes anhängigen Strafver­

fahren zu verständigen.-
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36. § 66 Abs.l lautet: 

-( 1) Die für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes be­

nötigten personenbezogenen Daten dürfen von den Ponds automa­

tionsunterstützt ermittelt und verarbeitet werden. Dasselbe 

gilt für die Personalverwaltung und Haushaltsgebarung der 

Ponds.-

37. S 66 Abs.3 lautet: 

-(3) Die Ponds haben über Aufforderung dem Bundesminister 

für Land- und Porstwirtschaft gemäß Abs.l verarbeitete einzel­

betriebliehe Daten betreffend die Erzeugung, die Anlieferung, 

die Qualität, die Lagerung und die Vermarktung von Waren sowie 

den Außenhandel mit Waren, die diesem Bundesgesetz unterliegen, 

zu übermitteln, soweit diese Daten vom Bundesminister für 

Land- und Porstwirtschaft zur besseren Beurteilung des Milch­

und Getreidemarktes benötigt werden.-

38. S 70. Z 1 und 2 lauten: 

-I. welcher jener Milchmenge entspricht, die den Inlands­

absatz um 15 % übersteigt, durch Mittel des Bundes; 

2. welcher einer Milchmenge entspricht, die den Inlands­

absatz um weitere 0 bis 6 % übersteigt und welcher zur 

Bedeckung der Prämienvorauszahlung und Gewährung der 

Lieferrücknahmeprämie (S 73 Abs.lO und 11) erforder­

lich ist, durch Mittel aus dem allgemeinen Absatz­

förderungsbeitrag (S 71 Abs.l), sofern nicht S 77 

Abs.l vorletzter und letzter Satz zur Anwendung kommt;-

39. S 73 Abs.l und 2 lauten: 

-s 73. (1) Die Einzelrichtmenge ist diejenige Milchmenge, 

für deren tlbernahme durch einen Bearbeitungs- und Verarbei­

tungsbetrieb von einem Milcherzeuger in einem Wirtschaftsjahr 

ein zusätzlicher Absatzförderungsbeitrag' nicht zu entrichten 
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ist. Die Einzelrichtmenge bemißt sich in ~ilogramm und ist er­

forderlichenfalls auf die nächste zur Gänze durch zwölf teil­

bare Milchmenge aufzurunden. Einzelrichtmengen und Milchliefe­

rungen eines Milcherzeugers, seines Ehegatten, seiner minder­

jährigen Kinder und Wahlkinder sowie der am selben Hof lebenden 

großjährigen Kinder und Wahlkinder sind innerhalb eines Ein­

zugsgebietes zusammenzuzählen. Dasselbe gilt, wenn auf ein und 

demselben landwirtschaftlichen Betrieb mehrere Einzelricht­

mengen bestehen, für alle Milcherzeuger dieses Betriebes. Ein­

zelrichtmengen und Milchlieferungen eines Milcherzeugers, 

seines Ehegatten, seiner minderjährigen Kinder und Wahlkinder 

sowie der am selben Hof lebenden großjährigen Kinder und Wahl­

kinder sind im Falle eines Antrages der Verfügungsberechtigten 

zusammenzuzählen, wenn deren landwirtschaftliche Betriebe nicht 

im selben Einzugsgebiet, jedoch im selben oder in zwei un­

mittelbar angrenzenden Gerichtsbezirken liegen. Solche Anträge 

sind von allen Verfügungsberechtigten über die vom Antrag be­

troffenen landwirtschaftlichen Betriebe bei sonstiger Unwirk­

samkeit zu unterfertigen. In den Anträgen ist von den Antrag­

stellern jener Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb anzu­

geben, der hinsichtlich der gemeinsamen Verrechnung der Absatz­

förderungsbeiträge und der Abhofpauschale als zuständiger Bear­

beitungs- und Verarbeitungsbetrieb gelten soll, wobei diesem 

von allen anderen betroffenen Bearbeitungs- und Verarbeitungs­

betrieben die zur gemeinsamen Verrechnung erforderlichen Unter­

lagen umgehend zur Verfügung zu stellen sind. Der Antrag ist im 

Wege des für die Verrechnung zuständigen Bearbeitungs- und Ver­

arbeitungsbetriebes beim Milchwirtschaftsfonds bis 30.Juni 

jenes Wirtschaftsjahres einzubringen, ab dem er für die gemein­

same Verrechnung gelten soll. Die gemeinsame Verrechnung endet 

1. bei Wegfall der Voraussetzungen für die gemeinsame 

Verrechnung oder 

2. bei Widerruf durch mindestens einen der Verfügungsbe­

rechtigten 

mit dem auf den Wegfall der Voraussetzungen oder auf das Ein-

langen der Widerrufserklärung beim Milchwirtschaftsfonds 
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folgenden Wirtschaftsjahr. Der Milchwirtschaftsfonds hat alle 

Verfügungsberechtigten über die von der gemeinsamen Verrechnung 

betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe sowie alle betrof­

fenen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe über die ge­

stellten Anträge und die Beendigung der gemeinsamen Verrechnung 

zu verständigen. Weiters ist die Einzelrichtmenge eines Milch­

erzeugers, seines Ehegatten, seiner minderjährigen Kinder und 

Wahlkinder sowie der am selben Hof lebenden großjährigen Kinder 

und Wahlkinder auf Antrag der Verfügungsberechtigten auf einen 

anderen Betrieb dieser Personen, für den keine Einzelrichtmenge 

besteht, zu übertragen, wenn deren landwirtschaftliche Betriebe 

nicht im selben Einzugsgebiet, jedoch im selben oder in zwei 

unmittelbar angrenzenden Gerichtsbezirken liegen. Für diesen 

Fall gelten die vorstehenden Bestimmungen betreffend die ge­

meinsame Verrechnung sinngemäß. 

(2) Die Einzelrichtmenge steht dem jeweiligen Verfügungs­

berechtigten über einen milcherzeugenden Betrieb zu. Geht das 

Verfügungsrecht auf einen anderen über, so bleibt die Einzel­

richtmenge bestehen, sofern der Betrieb weiterhin selbständig 

bewirtschaftet wird oder bewirtschaftbar ist. Ist der Verfü­

gungsberechtigte Pächter, so steht ihm die Einzelrichtmenge nur 

dann zu, wenn außerdem die Pachtdauer mindestens ein Wirt­

schaft jahr beträgt und er alle vor Beginn des Pachtverhältnis­

ses zum milcherzeugenden Betrieb gehörenden Flächen pachtet; zu 

diesen Flächen gehören nicht Bauflächen, Weingärten, wald, öd­

land, Hausgärten und Obstgärten, die sich der Verpächter zu­

rückbehalten hat. Wenn ein bisher einheitlich bewirtschafteter 

Betrieb in mehrere selbständig bewirtschaftete Betriebe aufge­

teilt wird oder wenn bisher gemeinsam bewirtschaftete Betriebe 

aufgeteilt werden, 'st die Einzelrichtmenge entsprechend einer 

Vereinbarung aufzuteilen, die spätestens ein Jahr nach dieser 

Auf teilung geschlossen wurde; sie wird mit dem auf die Bekannt­

gabe der Vereinbarung an den zuständigen Bearbeitungs- und Ver­

arbeitungsbetrieb folgenden Monatsersten wirksam. Bis dahin 

oder mangels einer solchen Vereinbarung ist die Einzelricht-
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menge gleichmäaig aufzuteilen. Sofern im folgenden nicht an­

deres bestimmt wird, bleibt die Einzelrichtmenge von Wirt­

schaftsjahr zu Wirtschaftsjahr gleich (Wahrungsmenge).-

40. S 73 Abs.4 und 5 lauten: 

-(4) Abweichend von Abs.3 unterliegt die Wahrungsmenge 

während der Stillegungsfrist keiner Veränderung, wenn der Ver­

fügungsberechtigte die beabsichtigte Stillegung vor deren Be­

ginn an den zuständigen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb 

unter Verwendung von vom Fonds aufzulegenden Formblättern mit­

teilt. Die Stillegung ist ab dem dem Einlangen der Mitteilung 

beim zuständigen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb folgen­

den Monatsersten wirksam. Stillegung bedeutet, daa der Verfü­

gungsberechtigte die Milcherzeugung - ausgenommen die Haltung 

einer Milchkuh und die Verwendung der von dieser Kuh stammenden 

Milch ausschließlich für Zwecke der Selbstversorgung - sowie 

die Abgabe von Milch es 1 Abs.l) und Erzeugnissen aus Milch 

(S 1 Abs.2) für mindestens zwei Wirtschaftsjahre (Stillegungs­

frist) einzustellen hat. Diese Verpflichtung gilt für alle über 

den Betrieb Verfügungsberechtigten. Einzelrichtmengen oder An­

teile von Einzelrichtmengen können während der Stillegungsfrist 

nicht auf den Betrieb übertragen werden. Während der Stille­

gungsfrist abgegebene Mengen an Milch und Erzeugnissen aus 

Milch gelten als über die dem Milcherzeuger zustehende Einzel­

richtmenge hinaus abgegebene Mengen. Die Stillegung endet 

frühestens nach Ablauf von zwei Wirtschaftsjahren sowie zu Be­

ginn eines darauffolgenden Kalendermonates, wenn der Verfü­

gungsberechtigte die beabsichtigte Wiederaufnahme der Milcher­

zeugung und Abgabe von Milch und Erzeugnissen aus Milch dem zu­

ständigen Dearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb mittels v'n 

vom Fonds aufzulegenden F~rmblättern mitteilt. Die Be~ndigung 

der Stillegung ist ab dem dem Einlangen der Mitteilung beim zu­

ständigen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb folgenden 
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Monatsersten wirksam. Beginnt oder endet die Stillegung nicht 

am I.Juli, so steht die Einzelrichtmenge für den jeweiligen 

Teil des Wirtschaftsjahres in einem aliquoten Teil zu; für die 

Jahresabrechnung gilt der Durchschnittssatz gemäß § 80 Abs.3. 

(5) Der Fonds hat - unbeschadet der Inanspruchnahme der Be­

zirksverwaltungsbehörden gemäß § 65 Abs.2 - durch seine Kon­

trollorgane die Einhaltung der sich aus Abs.4 ergebenden Ver­

pflichtungen zu überprüfen. Vom Fonds mit der öberwachung der 

Einhaltung dieser Verpflichtungen beauftragten oder ersuchten 

Organen ist 

1. der Zutritt zu allen Wirtschaftsräumen und Betriebs­

flächen des Betrieben zu gestatten, die der Erzeugung, 

Lagerung und sonstigen Aufbewahrung von Milch und Er­

zeugnissen aus Milch dienen oder dienen können, 

2. Auskunft über einschlägige Betriebsvorgänge zu geben 

und 

3. sind auf Verlangen Bücher, Aufzeichnungen und sonstige 

maßgebliche Unterlagen, die Informationen über die Er­

zeugung, Lagerung, sonstige Aufbewahrung, Verwendung 

und allfällige Abgabe von Milch und Erzeugnissen aus 

Milch an Dritte über den Betrieb enthalten oder ent­

halten können, vorzulegen und in diese Einsicht zu ge­

währen.-

41. § 73 Abs.6 vorletzter und letzter Satz lauten: 

-Dies betrifft insbesondere den durch Verpachtung (Abs.2 

dritter Satz) oder durch sonstige gesetzlich anerkannte Mög­

lichkeiten zulässigen Ubergang von Einzelrichtmengen oder 

'nteilen von Einzelrlchtmengen, wobei in der Mel~',ng auch die 

Anzahl der in B~tracht kommenden Milchliefelanten verlangt 

werden kann. Die Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe sind 

verpflichtet, die vorn Fonds verlangten Meldungen zu erstatten.-

42. § 73 Abs.7 entfällt. 
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43. S 73 Abs.8 bis 11 lauten: 

-(8) Milcherzeuger erhalten über schriftlichen Antrag an 

den zuständigen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb oder an 

den Milchwirtschaftsfonds für die Teilnahme an der freiwilligen 

Lieferrücknahme eine Prämie (Lieferrücknahmeprämie). Der Milch­

wirtschaftsfonds hat bei ihm einlangende Anträge unverzüglich 

an den zuständigen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb wei­

terzuleiten. Antragsberechtigt sind jene Milcherzeuger, mit 

denen der zuständige Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb im 

Zeitpunkt der Antragstellung eine Abrechnung für die von ihrem 

Betrieb (Lieferrücknahmebetrieb) übernommene Milch und Erzeug­

nisse aus Milch vornimmt. Für den Antrag sind vom Milchwirt­

schaftsfonds aufzulegende Formblätter zu verwenden. Die Bear­

beitungs- und Verarbeitungsbetriebe haben den Milcherzeugern 

die erfolgte Antragstellung zu bestätigen, wenn der Antrag 

vollständig ausgefüllt ist, bis lS.Juli jenes Wirtschafts-
. -

jahres, für das die Teilnahme an der freiwilligen Lieferrück-

nahme beabsichtigt ist, beim zuständigen Bearbeitungs- und Ver­

arbeitungsbetrieb oder beim Milchwirtschaftsfonds eingebracht 

wurde und die sonstigen Voraussetzungen für eine Teilnahme an 

der freiwilligen Lieferrücknahme erfüllt sind. Kann diese Be­

stätigung nicht erteilt werden, sind die Anträge dem Milchwirt­

schaftsfonds zur Entscheidung vorzulegen. Im Antrag haben die 

Milcherzeuger ihre Bereitschaft zu erklären, ihre Anlieferung 

für ein bestimmtes Wirtschaftsjahr um mindestens 5, 6, 7, 8, 9 

oder 10 vB gegenüber der Ausgangsmenge zu verringern. Die um 

die erklärte Kürzung verringerte Menge ist die erklärte Liefer­

rücknahmemenge. Die Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe 

haben bis 1.Juni alle Milchlieferanten ihres Einzugsgebietes 

über die Bestimmungen der freiwilligen Lieferrücknahme 

schriftlich zu informieren und ihnen die jeweilige 

Ausgangsmenge (Abs.9) sowie insbesondere die möglichen Stufen 

für die erklärte Lieferrücknahmemenge und die damit verbundenen 

finanziellen Auswirkungen (Abs.10 und 11) mitzuteilen. 
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( 9 ) 

1. Die Ausgangsmenge ist wie folgt zu berechnen: 

a + b 

2 

Hiebei ist: 

a 2 die im Wirtschaftsjahr 1984/85 vom Lieferrücknahmebe­

trieb übernommene und gemäß § 16 verrechnete Menge an 

Milch und Erzeugnissen aus Milch, höchstens jedoch die 

für dieses Wirtschaftsjahr und für diesen Betrieb zu­

stehende Einzelrichtmenge; 

b = die im Wirtschaftsjahr 1985/86 vom Lieferrücknahmebe­

trieb übernommene und gemäß § 16 verrechnete Menge an 

Milch und Erzeugnissen aus Milch, höchstens jedoch die 

für dieses Wirtschaftsjahr und für diesen Betrieb zu­

stehende Einzelrichtmenge. 

2. Ist die Einzelrichtmenge des Lieferrücknahmebetriebes 

in jenem Wirtschaftsjahr, in dem eine Teilnahme an der 

freiwilligen Lieferrücknahme erfolgt, kleiner als 

dessen berechnete Ausgangsmenge, gilt diese Einzel­

richtmenge als Ausgangsmenge. 

3. Für milcherzeugende Betriebe, die nach dem 3l.Juli 

1984 eine Einzelrichtmenge auf Grund der im 2.Liefer­

jahr angelieferten Menge unter Abzug jener Liefer­

menge, für die ein zusätzlicher Absatzförderungsbei­

trag zu entrichten war, erhielten, gilt die neu erwor­

bene Einzelrichtmenge als Ausgangsmenge. 

4. Ist die Einzelrichtme:lge des Lieferrücknahmebetriebes 

in jenem Wirtschaftsjahr, in dem die Teilnahme an der 

freiwilligen Lieferrücknahme erfolgt, auf Grund eines 

gesetzlich zulässigen tlbergangs von Einzelrichtmengen 

oder Anteilen von Einzelrichtmengen höher als die 

diesem Betrieb im Wirtschaftsjahr 1984/85 zustehende 

Einzelrichtmenge, so ist die Ausgangsmenge für jene 
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Betriebe, von denen die Einzelrichtmenge oder die An­

teile von Einzelrichtmengen stammen, gemäß Z 1 zu er­

mitteln und der Ausgangsmenge des Lieferrücknahmebe­

triebes zur Gänze bzw. bei Anteilen von Einzelricht­

mengen mit dem diesen Anteilen entsprechenden ali­

quoten Anteil der Ausgangsmenge hinzuzurechnen. Stammt 

die übergegangene Einzelrichtmenge oder ein überge­

gangener Anteil der Einzelrichtmenge von einem in Z 3 

genannten Betrieb, ist Z 3 bei der Berechnung der Aus­

gangsmenge für diesen Betrieb sinngemäß anzuwenden. 

Bei der Berechnung der Ausgangsmenge sind die §§ 72 und 73 

Abs.l dritter bis letzter Satz anzuwenden. 

(10) Für jedes Wirtschaftsjahr, in dem Lieferrücknahmebe­

triebe an der freiwilligen Lieferrücknahme teilnehmen, sind 

monatliche Prämienvorauszahlungen auf die Lieferrücknahmeprämie 

von den Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben an die an der 

freiwilligen Lieferrücknahme teilnehmenden Milcherzeuger zu 

leisten, mit denen der Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb 

für den jeweiligen Monat eine Abrechnung für die vom Liefer­

rücknahmebetrieb übernommene Milch und Erzeugnisse aus Milch 

vornimmt. Die Höhe der Prämienvorauszahlung bemißt sich nach 

dem Ausmaß der im Antrag vom Milcherzeuger erklärten Bereit­

schaft zur Lieferrücknahme gegenüber der Ausgangsmenge. Die 

Prämienvorauszahlung beträgt je Kilogramm übernommener Milch 

bei einer erklärten Lieferrücknahme von 

erklärte prämienvorauszahlung 

Lieferrücknahme in Groschen je kg Milch 

mindestens 5 vB 25 9 

mindestens 6 vB 30 9 

mindestens 7 vB 35 9 

mindestens 8 vB 40 9 

mindestens 9 vB 45 9 

mindestens 10 vB 50 g. 
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Die Prämienvorauszahlung ist vom zuständigen Bearbeitungs- und 

Verarbeitungsbetrieb für die vom Lieferrücknahmebetrieb monat­

lich übernommenen Mengen bis zum Ende des auf die Ubernahme 

folgenden Kalendermonates, höchstens jedoch bis zum Ausmaß der 

erklärten Lieferrücknahmemenge zu leisten. Die Bearbeitungs­

und Verarbeitungsbetriebe haben die Milcherzeuger monatlich 

darüber zu informieren, welche Restmengen der erklärten Liefer­

rücknahmemengen auf Grund der bisher erfolgten Ubernahme von 

Milch und Erzeugnissen aus Milch vom Lieferrücknahmebetrieb für 

das jeweilige Wirtschaftsjahr noch verbleiben. Die Bearbei­

tungs- und Verarbeitungsbetriebe haben die für die Prämienvor­

auszahlung zu leistenden Beträge mit den Vorauszahlungen auf 

den allgemeinen Absatzförderungsbeitrag zu verrechnen. Reichen 

diese Mittel für die Verrechnung nicht aus, sind die noch 

offenen Beträge mit den Vorauszahlungen auf den zusätzlichen 

Absatzförderungsbeitrag zu verrechnen und allenfalls darüber 

hinaus erforderliche Beträge rechtzeitig vom Milchwirtschafts­

fonds anzufordern. Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe, die . 
Prämienvorauszahlungen durchführen, haben darüber Aufzeichnun-

gen zu führen und dem Milchwirtschaftsfonds monatlich Meldung 

zu erstatten. Hinsichtlich der Verrechnung der Prämienvoraus­

zahlung zwischen den Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben 

und dem Milchwirtschaftsfonds ist die BAO sinngemäß anzuwenden. 

(11) Nach Ablauf jedes Wirtschaftsjahres bemißt sich die 

Höhe der Lieferrücknahmeprämie nach dem tatsächlichen Ausmaß 

der gegenüber der Ausgangsmenge erfolgten Lieferrücknahme; 

sowohl die Prämienvorauszahlung als auch die Prämie ist aus 

Mitteln des allgemeinen Absatzförderungsbeitrages (S 70 Z 2) zu 

leisten. Die Lieferrücknahmeprämie beträgt je Kilogramm über­

nommener MilCh bei einer tatsächlichen Lieferrücknahme von 

tatsächliche Lieferrücknahme 

mindestens 5 vH 

mindestens 5,5 vH 

Prämie in Groschen 

je kg Milch 

25 g 

30 g 
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mindestens 6, 5 vB 35 9 

mindestens 7,5 vB 40 9 

mindestens 8,5 vB 45 9 

mindestens 9, 5 vH 50 9 

mehr als 10 vH 54 g. 

Auf die Lieferrücknahmeprämie sind die für das jeweilige 

Wirtschaftsjahr geleisteten Prämienvorauszahlungen anzurechnen. 

Ein sich zugunsten des Milcherzeugers ergebender Onterschieds­

betrag ist vom zuständigen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbe­

trieb mit schuldbefreiender Wirkung gemeinsam mit der Abrech­

nung nach S 80 Abs.6 an jenen Milcherzeuger zu leisten, mit dem 

der Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb zu diesem Zeitpunkt 

eine Abrechnung für die vom Lieferrücknahmebetrieb übernommene 

Milch und Erzeugnisse aus Milch durchführt. Ein sich zu Lasten 

des Milcherzeugers ergebender Onterschiedsbetrag ist gegenüber 

dem Milchwirtschaftsfonds gleichzeitig mit den Absatzförde­

rungsbeiträgen für das jeweilige WirtSChaftsjahr fällig (S 80 

Abs.l) und kann vom zuständigen Bearbeitungs- und Verarbei­

tungsbetrieb gemeinsam mit der Abrechnung nach S 80 Abs.6 zur 

ungeteilten Hand von jedem Milcherzeuger zurückgefordert wer­

den, der für den Lieferrücknahmebetrieb eine Prämienvorauszah­

lung erhalten hat, sowie von deren Rechtsnachfolgern. Hinsicht­

lich der Verrechnung der Lieferrücknahmeprämie zwischen den Be­

arbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben und dem Milchwirt­

schaftsfonds gelten die SS 80 Abs.4 und 5 und 82 sowie die BAO 

sinngemäß.-

44. S 73 Abs.12 Z 2 lautet: 

-2. hinsich~lich der übernommenen Mengen 21le nach S 73 

Abs.l dritter bis letzter Satz zu berücksichtigenden 

Lieferungen zusammenzuzählen und-
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45. § 73 Abs.15 und 16 lauten: 

W(15) Die Abs.8 bis 12 gelten für Almen im Sinne des § 71 

Abs.3 bis 5 und Beimgüter mit folgender Maßgabe: 

1. Als Ausgangsmenge für Almen ist die während der Alp­

periode des Kalenderjahres 1986 von der Alm gelieferte 

Menge heranzuziehen. 

2. Für die Abwicklung der prämienvorauszahlung und der 

Lieferrücknahmeprämie ist jener Bearbeitungs- und Ver­

arbeitungsbetrieb zuscändig, in dessen Einzugsgebiet 

das Beimgut liegt; im Falle des Vorhandenseines mehrer 

zuständiger Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe 

hat der teilnehmende Milcherzeuger jenen Bearbei­

tungs~ und Verarbeitungsbetrieb zu bezeichnen, der die 

Abrechnung für sämtliche Betriebe durchführen soll. 

Dies gilt auch für den Fall, daß eine vorübergehende Aber­

kennung gemäß S 71 Abs.S erfolgt. 

(16) Der gemäß Abs.lS Z 2 zuständige Bearbeitungs- und 

Verarbeitungsbetrieb hat die prämienvorauszahlung und die 

Lieferrücknahmeprämie für die von sämtlichen Betrieben des ge­

mäß Abs.14 teilnehmenden Milcherzeugers gelieferten Milchmengen 

gemeinsam zu verrechnen. Liegen die Betriebe des gemäß Abs.14 

teilnehmenden Milcherzeugers in verschiedenen Einzugsgebieten, 

haben die beteiligten Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe 

dem die Verrechnung durchführenden Bearbeitungs- und Verarbei­

tungsbetrieb die für die Abwicklung der freiwilligen Liefer­

rücknahme erforderlichen Angaben mitzuteilen. w 

46. S 74 Abs.l lautet: 

W (I) Die Gesamtrichtmenge ist diejenige Milchmenge, die in 

dem betreffenden Wirtschaftsjahr die Bedarfsmenge um höchstens 

21 % übersteigt. Bei der Festsetzung des Prozentsatzes ist von 
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einem volkswirtschaftlich gerechtfertigten Produktionsumfang in 

der ~ilchwirtschaft und den fUr Erzeugnisse der ~ilchwirtschaEt 

zu erwartenden Erlasen auszugehen.-

47. S 75 lautet: 

ws 75. (1) Verfügungsberechtigte über milcherzeugende Be­

triebe können 85 vB ihrer gesamten Einzelrichtmenge nach Maß­

gabe der nachstehenden Bestimmungen auf einen oder mehrere 

milcheezeugende Betriebe übertragen, wobei auf die nächste 

durch zwalf teilbare Zahl aufzurunden ist. Die restlichen 15 vB 

der Einzeleichtmenge erlöschen entschädigungslos. 

(2) Die beabsichtigte Ubertragung von Einzelrichtmengen ist 

dem fUe die Einzelrichtmenge abgebenden milcherzeugenden 

Betrieb zuständigen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb vom 

bisherigen Verfügungsberechtigten unter Verwendung eines vom 

Milchwirtschaftsfonds aufzulegenden Formblattes unter Angabe 

der die Einzelrichtmenge erwerbenden Betriebe, deren Verfü­

gungsberechtigten sowie unter Nachweis eines für den Erwerb der 

Einzelrichtmenge erforderlichen entsprechenden Mißverhältnisses 

(Abs.5) anzuzeigen. Die erfolgte Anzeige ist vom zuständigen 

Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb dem bisherigen und den 

die Einzelrichtmenge erwerbenden Verfügungsberechtigten zu be­

stätigen und anderen davon betroffenen Bearbeitungs- und Verar­

beitungsbetrieben zu melden, wenn diese vollständig ausgefUllt 

ist und die sonstigen Voraussetzungen erfüllt sind. Ansonsten 

sind die Anzeigen dem Milchwirtschaftsfonds zur Entscheidung 

vorzulegen. Ist der Verfügungsberechtigte nicht Eigentümer des 

milcherzeugenden Betriebes, von dem die Einzelrichtmenge abge­

geben werden so' l., ist der a.ntrag von sämtlichE:1I Eigentümern 

des milcherzeugenden Betriebes zu unterfertigen. Besteht die 

Einzelrichtmenge auch aus Anteilen von Einzelrichtmengen, die 

auf Grund von Partnerschaftsverträgen oder Pachtverträgen über-
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gegangen sind, ist der Antrag von allen Vertragspartnern zu 

unterfertigen. Die Gemeinde hat die Vollständigkeit der ange­

gebenen Eigentümer zu bestätigen. Diese Aufgabe fällt in den 

eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. 

(3) Die öbertragung der Einzelrichtmenge wird mit Beginn 

des auf die Anzeige f.elgenden Wirtschaftsjahres wirksam. Wurde 

jedoch während des Wirtschaftsjahres, in dem die Anzeige er­

folgt, von dem die Einzelrichtmenge abgebenden Betrieb keine 

Milch an einen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb geliefert 

und auch keine Milchmenge gemäß S 16 verrechnet, kann die Ein­

zelrichtmenge rückwirkend mit Beginn jenes Wirtschaftsjahres 

übertragen werden, in dem die Anzeige erfolgt. 

(4) Die Einzelrichtmenge kann nur an milcherzeugende Be­

triebe abgegeben werden, die im selben Land oder in einem an 

dieses Land angrenzenden Gerichtsbezirk gelegen sind, abgegeben 

werden. 

(5) Bei jedem eine Einzelrichtmenge oder einen Anteil einer 

Einzelrichtmenge erwerbenden milcherzeugenden Betrieb muß ein 

Mißverhältnis zwischen der vorhandenen Einzelrichtmenge und der 

auf Grund der Futterbasis dieses Betriebes errechneten Einzel­

richtmenge bestehen. Zur Futterbasis zählen die Grünlandflächen 

- ausgenommen Almflächen (S 71 Abs.3 und 4) - und Feldfutter­

flächen, die mit Klee und Kleegras - ausgenommen Luzerne - be­

baut werden; der ~onds hat durch Verordnung die Wertigkeit der 

verschiedenen Flächen aufgrund der im statistischen Durch­

schnitt auf den verschiedenen Arten von Grünlandflächen und 

Feldfutterflächen erzielbaren Erträge festzulegen; ein 

Mißvethältnis best~ht dann, wenn die Einzelrichtmenge kleiner 

ist als die Summe der Hektarzahl der Futterbasis, mul­

tipliziert mit 4 000 für die ersten 3 ha, mit 3 000 für weitere 

4 ha und mit 2 500 für weitere a ha und mit 2 000 für weitere 
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8 ha. Bei der Berechnung des Mißverhältnisses ist eine Zu­

sammenrechnung von !inzelrichtmengen gemä3 § 73 Abs.l zu be­

rUcksichtigen. Die Gemeinden haben die VOllständigkeit der die 

~utterbasis betreffenden Flächen zu bestätigen. Diese Aufgaben 

fallen in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. Die Bestä­

tigung ist anläßlich der Anzeige gemäß Abs.2 von den Verfcr­

gungsberechtigten, die e:n~ ~rhöhung der Einzelrichtmenge ihrer 

Betriebe bewirken wollen, vorzulegen. 

(6) Von jedem milcherzeugenden Betrieb können pro Wirt­

schaftsjahr Einzelrichtmengen oder Anteile von Einzelricht­

mengen im Höchstausmaß von insgesamt 5 004 kg erworben werden. 

Die durch den Erwerb einer Einzelrichtmenge oder eines Anteiles 

einer Einzelrichtmenge entstehende Einzelrichtmenge eines 

milcherzeugenden Betriebes darf insgesamt 60 000 kg nicht über­

steigen. Dabei ist eine rusammenrechnung von Einzelrichtmengen 

gemäß S 73 Abs.l zu berücksichtigen. Jede übertragene Einzel­

richtmenge oder jeder übertragene Anteil einer Einzelrichtmenge 

muß eine durch zwölf teilbare Zahl sein. 

(7) Jeder Erwerb einer Einzelrichtmenge oder eines Anteiles 

einer Einzelrichtmenge, der die Voraussetzungen der Abs.4 bis 6 

- insbesondere das Vorliegen eines für den Erwerb der Einzel­

richtmenge entsprechenden Mißverhältnisses - nicht erfüllt, ist 

unwirksam. Sollte eine der in Abs.2 dritter bis letzter Satz 

genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sein, so ist die ange­

zeigte Ubertragung der Einzelrichtmenge oder von Anteilen der 

!inzelrichtmenge dennoch wirksam. In diesem Fall sind all­

fällige Ersatzansprüche auf dem Zivilrechtswege geltend zu 

machen.-

48. § 76 Abs.2 lautet: 

"(2) Der Milchwirtschaftsfonds kann unrichtige Mitteilungen 

betreffend die HÖhe der Einzelrichtmenge gemäß Abs.l von amts-
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wegen mit Bescheid aufheben und die tatsächlich zustehende ~i~­

zelricht~enge bis zum Ablauf von drei Jahren ab erfolgter ~it­

teilung durch Bescheid feststellen.-

49. S 76 wird folgender Abs.3 angefügt: 

-(3) Die Bearbeitungs- und Verarjeitungsbetriebe haben dem 

~ilchwirtschaftsfonds bis 15.August eines jeden Jahres die 

Summe der von ihnen an die Milcherzeuger mitgeteilten ~inzel­

richtmengen des betreffenden Wirtschaftsjahres bekanntzugeben.-

50. S 81 Abs.3 lautet: 

-(3) Der Bemessung des zusätzlichen Absatzförderungsbei­

trages sind jene im Kalendermonat von den ~ilcherzeugern über­

nommene Mengen an Milch und Erzeugnissen aus Milch zugrunde zu 

legen, die ein Zwölf tel der Einzelrichtmengen oder die gemäß 

Abs.5 für den Kalendermonat festgesetzten Teile der Einzel­

richtmengen der einzelnen Milcherzeuger übersteigen oder unter­

schreiten. Auf die sich so ergebenden Mengen an Milch und Er­

zeugnissen aus Milch ist der für den jeweiligen Kalendermonat 

geltende Beitragssatz anzuwenden. Die daraus entstehende Bei­

tragsschuld beziehungsweise das sich daraus ergebende Beitrags­

guthaben ist zunächst mit den für die vorangegangenen Kalender­

monate des Wirtschaftsjahres insgesamt sich ergebenden Bei­

tragsschuldigkeiten beziehungsweise Beitragsguthaben auszu­

gleichen. Eine danach verbleibende Zahl last ist zu entrichten. 

Führt der Ausgleich zu einer Gutschrift, so ist diese nur inso­

weit erstattungsfähig, als ihr für das Wirtschaftsjahr bereits 

entrichtete Vorauszahlungen auf den zustätzlichen Absatzförde­

rungsbeitrag gegenüberstehen. Der Milchwirtschaftsfonds kann 

auf Antrag eines Beitragsschuldne~s, der keine ganzjährige Be­

arbeitung und Verarbeitung von Milch und Erzeugnissen aus Milch 

durChführt, die Vorauszahlung für den zusätzlichen Absatzför­

derungsbeitrag in pauschalierten Monatsraten festlegen, sofern 

dadurch die Entrichtung der Beitragsschuld nicht gefährdet wird 

und dies aus Gründen der Einfachheit, ZweCkmäßigkeit und Spar­

samkeit zu einer Verringerung des Verwaltungsaufwandes bei­

trägt.-
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51. § 87 Abs.l Z 1 lautet: 

-wer dem § 13 Abs.4 dritter Satz, dem S 16 .l.bs.7, eine=­

Verpflichtung gemäß den §5 16 Abs.8 letzter Satz oder 73 Abs.5 

zweiter Satz, dem S 16 Abs.9 letzter Satz, dem § 19 Abs.l, 2 

erster bis dritter Satz oder 3, dem 5 28 Abs.6 oder dem § 37 

Abs.l, 2 oder 4 zuwiderhandelt,· 

52. S 87 Abs.2 Z 1 und 2 lauten: 

-1. wer dem § 13 Abs.2 zweiter Satz, Abs.3 zweiter Satz oder 

Abs.4 erster Satz, dem 5 15 Abs.2 zweiter Satz oder dem 

§ 16 Abs.6 letzter Satz zuwiderhandelt, 

2. wer einer Verordnung oder einem Bescheid, die auf Grund des 

5 13 Abs.4 letzter Satz, des 5 14 Abs.2, des S 15 Abs.l, 

des S 16 Abs.3 oder des S 17 Abs.3 erlassen worden sind, 

zuwiderhandelt,· 

53. 5 87 Abs.2 Z 4 lautet: 

-4. wer entgegen dem S 18 Abs.3 frische Rohmilch oder 

frischen Rohrahm übernimmt,· 

54. S 88 Abs.3 Z 2 lautet: 

-2. vorsätzlich die Zuerkennung einer Einzelrichtmenge 

oder von Anteilen einer Einzelrichtmenge gemäß 5 75 

Abs.2 bis 7 bewirkt.· 

55. S 88 Abs.4 Z 2 lautet: 

-2. einer Verpflichtung nach 5 73 Abs.4 dritter Satz zu­

widerhandelt;-

56. S 88 Abs.4 Z 4 lautet: 

-4. durch unrichtige oder unvollständige Angaben bewirkt, 

daß eine Prämienvorauszahlung nach § 73 Abs.10 oder 

105/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)44 von 139

www.parlament.gv.at



- 44 -

eine Lieferrücknahmeprämie nach § 73 Abs.ll zu ünrecht 

oder in zu hohem Ausmaß geleistet wird; der Versuch 

ist strafbar.-

57. § 88 Abs.4 Z 5 entfällt. 

58. S 92 Abs.l lautet: 

a( 1) Dieses 9undesgesetz tritt mit Ablauf des 30.Juni 1992 

außer Kraft.-

Artikel III 

(1) Zur Vermeidung unbilliger Härten kann der ~ilchwirt­

schaftsfonds Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben nach dem 

31.Dezember 1989 weiterhin Zuschüsse aus Mitteln des Aus­

gleichsbeitrages für erhöhte Absetzung für Abnutzung, die vom 

Milchwirtschaftsfonds für bewilligte Investitionen anerkannt 

wurden, sowie für die Weiterführung von vom ~ilchwirtschafts­

fonds anerkannten Sammelstellen gewähren. 

(2) Sämtliche Beschlüsse des Milchwirtschaftsfonds, die die 

Höhe und das Verfahren der Erhebung von Preisausgleichs- und 

Transportausgleichsbeiträgen sowie die Gewährung von damit ver­

bundenen Zuschüssen betreffen, treten mit 1.Jänner 1989 inso­

weit außer Kraft, als sie sich auf Tatbestände betreffend die 

Beitragspflicht und die Zuschußgewährung beziehen, die ab dem 

1.Jänner 1989 verwirklicht wurden. 

(3) ~ür die Verrechnung von Preisausgleichs- und Transport­

ausgleichsbeiträgen sowie für die Gewährung von Zuschüssen für 

~atbestände, die vor dem 1.Jänner 1989 verwirklicht wurden, 

kann der Milchwirtschaftsfonds rückwirkend Verordnungen auf 

Grund der bis dahin geltenden Rechtslage erlassen. 
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Artikel IV 

(1) § 73 Abs.5 Z 1 in der Fassung des Marktordnungsgesetzes 

1985, BGBl.Nr.210, ist auf Partnerschaftsvertrige, die vor dem 

1.Juli 1988 abgeschlossen und bis 30.Juni 1988 dem zustindigen 

Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb oder dem Milchwirt­

schaftsfonds gemeldet wurden, unter der Voraussetzung weiter~in 

- lingstens jedoch bis 3D.Juni 1992 - anzuwenden, daß die 

Partnerschaftsverträge zwischen denselben Vertragspartnern oder 

deren Rechtsnachfolgern unmittelbar an deren jeweiliges Aus­

laufen anschließend verlängert werden. 

(2) S 73 Abs.5 Z 2 in der Fassung des Marktordnungsgesetzes 

1985, BGBl.Nr.210, ist auf Pachtverträge, die spätestens am 

2.April 1986 abgeschlossen wurden und auf Grund derer die Ein­

zelrichtmenge spätestens mit Wirkung vom 1.Juli 1986 überge­

gangen ist, mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Pachtverträge 

nur zwischen denselben Vertragspartnern oder deren Rechtsnach­

folgern für die Dauer von weiteren sechs Wirtschaftsjahren un­

mittelbar an den Ablauf der bisherigen Pachtverträge verlängert 

werden können. Für solche Verlängerungen hat der Milchwirt­

schaftsfonds durch Verordnung die näheren Voraussetzungen fest­

zusetzen. Dies gilt auch dann, wenn auf Grund des Art.V in der 

Fassung des Bundesgesetzes, BGBl.Nr.183/1986, naChträglich eine 

Einzelrichtmenge durch Verpachtung übertragen wurde. In diesen 

Fällen ist die erfolgte Kürzung der Einzelrichtmenge rückgängig 

zu machen. 

(3) Anstelle einer Verlängerung der Pachtverträge (Abs.2) 

können dieselben Vertragspartner oder deren RechtsnachfOlger 

vereinbaren, daß die bislang durch Pachtvertrag übertragenen 

Rich~mengen od~r Anteile von Richtmengen unter sinngemäßer An­

wendung des § 75 in der Fassung dieses Bundesgesetzes auf die 

biSherigen Pächter bzw. deren Rechtsnachfolger unmittelbar nach 

Ablauf des bisher geltenden Pachtvertrages übergehen. Dabei ist 

§ 75 Abs.5 und Abs.6, soweit er sich auf Abs.5 bezieht, in der 

Fassung dieses Bundesgesetzes nicht anzuwenden. § 75 in der 
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Fassung dieses Bundesgesetzes bleibt - soweit es sich ~m eine 

~bert:agung der Einzelrichtmenge an andere als die vorgenannten 

Vertragspartner handelt - unberUhrt. 

(4) Für das Wirtschaftsjahr 1988/89 sind Anträge gemäß § 73 

Abs.8 in der Fassung dieses Bundesgesetzes bis 15.August 1988 

zu stellen. Die Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe haben 

hiefür die gemäß § 73 Abs.8 in der genannten Fassung erforder­

liche Mitteilung bis 31.Juli 1988 zu erstatten. 

(5) Für unerledigte Anträge gemäß § 75 in der Fassung der 

Bundesgesetze BGB1.Nr.183/1986 und BGB1.Nr.138/l987, die am 

1.Juli 1988 beim Milchwirtschaftsfonds anhängig sind, entfällt 

die Verpflichtung zur bescheidförmigen Erledigung. Der Fonds 

hat die Antragsteller über die durch dieses Bundesgesetz ge­

schaffenen Möglichkeiten für die Erlangung einer Einzelricht­

menge zu informieren. 

Artikel V 

(1) Verordnungen (allgemein verbindliche Anordnungen) der 

Verwaltungskommissionen der Fonds gelten bis zur Erlassung 

neuer Verordnungen durch die zuständigen Organe der Fonds als 

Verordnungen der geSChäftsführenden Ausschüsse weiter und die 

in den Geschäftsordnungen der Fonds am 3D.Juni 1988 enthaltenen 

Aufgaben der Verwaltungskommissionen gelten bis zur Neuer­

lassung der Geschäftsordnungen der Fonds als Aufgaben der ge­

schäftsführenden Ausschüsse. 

\2) Anträge, die blS zum l.Juli 1988 bei den Fonds anhängig 

gemacht wurden und von den Verwaltungskommissionen zu ent­

scheiden gewesen wären, unterliegen ab diesem Zeitpunkt der 

Entscheidung durch die geschäftsführenden Ausschüsse. 
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(3) Die am 3D.Juni 1988 nominierten ~itglieder 

(~rsatzmitglieder) der in S 54 in der Fassung dieses 

3undesgesetzes genannten Kollegialorgane gelten ab 1.Juli 1988 

als Mitglieder (Ersatzmitglieder) dieser Kollegialorgane. 

Artikel VI 

FUr die F6rderung von j~ologiefl~chen sind ab dem 

Kalenderjahr 1989 abweichend von den §§ 53 Abs.2 und 53 v Abs.2 

75 vH der ben6tigten Mittel vom Bund und die restlichen ~ittel 

aus dem Aufkommen des Verwertungs-, Mühlen-, F6rderungs- und 

Saatgutbeitrages bereitzustellen. Der Getreidewirtschaftsfonds 

hat über Verlangen den aus den vorstehenden Beitr~gen zu 

finanzierenden Anteil dem Bundesminister fUr Land- und 

Forstwirtschaft zur Verfügung zu stellen. 

Artikel VII 

(1) Mit 1.Juli 1988 tritt Art.I Abs.3 und Art.V des Bun­

desgesetzes, BGBl. Nr.183/1986 außer Kraft. 

(2) Dieses Bundesgesetz tritt 

1. hinsichtlich des Art.II Z 2 bis 17 und Z 18, soweit 

sich diese auf S 21 Abs.l bezieht, sowie hinsichtlich 

des Art.III mit 1.J~nner 1989, 

2. hinsichtlich des Art.II Z 38 - soweit sich diese auf 

S 70 Z 1 bezieht - und Z 46 mit 1.Juli 1989, 

3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen mit 1.Juli 1988 

in Kraft. 

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes k6nnen ab 

dem Tag der Verlautbarung dieses Bundesgesetzes erlassen 

werden. Sie k6nnen jedoch frühestens ab dem in Abs.2 genannten 

Terminen in Kraft treten. 
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(4) ~it der Vollziehung der Art.II bis V ist - soweit darin 

nichts anderes bestimmt ist - der aundesminister f~r ~and- und 

Forstwirtschaft betraut. 
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Vor ~ ~ a t t 

~i~ JD.Juni 1988 tritt das ~arktordnungsgesetz 1935 a~3er 

Kraft. 

Z i e 1 : 

v~rlängerung ~er Geltungsdauer d~s Gesetzes um vier Ja~re. 

Entbürokratisierung des Abschnittes A. Abbau der Lenkungsmög­

lic~kpiten im ~ilchbereich. Liberalisierung der Handelbarkeit 

von Richtmengen. ~ortsetzung der ~eduktion der ~ilchanliefe­

runge Verringerunq der ~ondsorgane durch Entfall der Verwal­

tungskommissionen. Sicherstellung der ~inanzierung der ~arkt­

ordnung. 

Inhalt: 

Vereinfachung des Ausgleichssystems im Milchbereich. Ver­

lagerung von Entscheidungsbefugnissen in die Molkereien/Käse­

reien. Einführung einer entbürokratisierten, direkten Handel­

barkeit von Richtmengen. Portsetzung der freiwilligen Liefer­

rücknahmeaktion im Milchbereich. Aktualisierung der Menqen?la­

nung im Getreidebereich. Entfall der Verwaltungskommissionen 

der ~on1s. Sicherstellung der Finanzierung der Ö~ologieElächen. 

Verringerung des Bundesanteiles bei der Finanzierung des ~ilch­

bereiches ab 1.Juli 1989. 

Alternativen: 

~urzfristige unveränderte Verlängerung. 
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~s ~ir~ eine Reduktion rler Verwa!tungskosten durc~ Snt~a:l 

der Verwaltungskommissionen sowie durch die ~ntbilro~ratisierung 

~es ~ilc~systems erwartet. Durch die ~rozentmäßigp. Senkung des 

9undesanteiles im Milchbereich soll gleiChfalls eine finan­

zielle Stabilisierung erfolgen. Hinsichtlich der eür rlen Ge­

treidebereich aufzubringenden Kosten sind die Verhandlungen 

ierzeit nicht abgeschlos3en. Allfällige, sich aus ~em Getreide­

konze~t ergebende Änderungsnotwendi~keiten ~erden daher erst i~ 

Zuge der ~arlamentarischen Verhandlungen in die ~ar~tor~nung 

einfließen können. 
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ä u t e run a e n 

~it dem vorliegenden Entwurf soll zunächst die GeltunqH­

dauer des Marktordnungsgesetzes 1985 um vier Jahre verlänge~t 

werden. DarUber hinaus beinhaltet der Entwurf eine !~tba:o­

~ratisierung im Abschnitt Ades Marktorenungsgesetzes (~bba~ 

der LenkungsmSglichkeiten durcn den Milchwirtscnaftsfond3, 

~eugestaltung des Ausgleichssystems ab I.Jänner 1989). Jie 

~ositiven !rfahrungen mit der freiwilligen Lieferrücknah~e 

lassen es geboten erscheinen, diese AktIon im ~ilchbereich 

fortzusetzen. rnfolge des Auslaufens der 2.Rückkaufaktion von 

!inzelrichtmengen soll darüber hinaus die Handelbarkeit neu und 

unbürokratischer geregelt werden (direkter Handel von !inzel­

richtmengen zwischen den Landwirten). 

Darüber hinaus ist im Milchbereich eine Reduktion des Bun­

desanteiles von 16 auf 15 , der Uberschußmengen ab I.Juli 1989 

geplant. Weiters soll durch Abbau eines Kollegialorgans der 

~onds (Verwaltungskommissionen) der Verwaltungsaufwand gesenkt 

werden. Bezüglich der Ökologieflächen wird die Finanzierung ab 

dem Kalenderjahr 1989 durch Aufnahme eines entsprechenden Fi­

nanzierungsschlüssels SiChergestellt. ~ieser Finanzierunqs­

schlüssel wurde im Rahmen politisCher Vereinbarungen infolge 

des Arbeitsübereinkommens zwischen den derzeitigen Regierung3-

parteien festgelegt. Darüber hinaus enthält der vorliegende 

!ntwurf lediglich eine Änderung hinsichtlich des Ein- und Aus­

fuhrplanes für Getreide. Dieser soll an die aktuellen Ziel­

setzungen der Sicherstellung des Inlandsbedarfes sowie der 

Ubersc~ußverwertung angepa~~ werden. 

Die explosionsactige Entwicklung der Verwertungskosten i~ 

Getreidebereich ~acht eine konsequente Weiterführung der im 

ver,angenen Jahr begonnen Reformschritte notwendig. Die Stab i-
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lisierung des Finanzierungserfordernisses für den Getreide-

se~tor ist ein Kernanliegen der Agrarpolitik und ist gleich-

falls von der 3udgetstabilisierung, die im Arbeitsübereinkommen 

der Regierungspartein enthalten ist, mitumfaßt. ~iebei ist auf 

die Auswirkungen des Getreidemarktes auf die übrigen, davon be­

troffenen Produktionssektoren Rücksicht zu nehmen. 

Die österreichische Getreidemarktordnung regelt im wesent­

lichen die Ein- und Ausfuhr für diesen Bereich sowie das Finan-

zierungssystem für die Getreideverwertung (insbesondere die 

Aufbringung der entsprechenden Finanzierungsmittel durch die 

Landwirte). 

Da wesentliche Fragen der Getreideverwertung erst im Zuge 

der noch zu führenden Getreideverhandlungen geklärt werden 

können, können erst zu einem späteren Zeitpunkt die daraus re­

sultierenden Konsequenzen für eine Änderung der Getreidemarkt­

ordnung gezogen werden. Diesbezügliche Bestimmungen werden da­

her voraussichtlich erst im Zuge der parlamentarischen Behand­

lung der Marktordnungsgesetz-Novelle 1988 vorgelegt und beraten 

werden können. 

Der wesentlichste Unterschied der gemeinsamen Marktord­

nungen der Europäischen Gemeinschaft für Milch und Milcherzeug-
I 

nisse sowie für Getreide liegt darin, daß im Bereich der Euro­

päischen Gemeinschaft kein garantierter Erzeugerpreis im Sinne 

eines amtlich geregelten Festpreises gegeben ist. Indirekt wird 

im Bereich der Europäischen Gemeinschaft durch Interventions­

maßnahmen (insbesondere Interventionskäufe und Einlagerungen) 

sowie durch die Gewährung von Beihilfen für die Verarbeitung zu 

bestimmten Produkt" 'n (z.B. für die Herstellung von Stärke aus 

Getreide) oder durch bestimmte innergemei,.schaftliche VetNer­

tungsmaßnahmen (z.B. Beihilfen für die Verfütterung von ~ager­

milchpulver und Magermi:ch) versucht, stabilisierend auf die 

Erzeugerpreise im Milch- und Getreidebereich einzuwirken. 
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Die gemeinsame Marktorganisation der EG für Milch und 

~ilcherzeugnisse kennt darüber hinaus keine unmittelbare ~in­

flußnahme einer zentralen Lenkungsstelle (wie z.3r durch den 

Milchwirtschaftsfonds) bezüglich der Verarbeitung von Milch zu 

bestimmten Milcherzeugnissen sowie bezüglich der Investitionen 

in den Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben, der Inverkehr­

setzung von Produkten und deren Kennzeichnung. Durch den vor­

liegenden Ent~urf wird durch Umgestaltung des Abschnittes Ades 

Marktordnungsgesetzes ein erster Schritt in Richtung Sntbüro­

kratisierung und somit Annäherung an die Vorschriften der Euro­

päischen Gemeinschaft gesetzt. 

Bezüglich des AUßenschutzes sind die Regelungen der Euro­

päischen Gemeinschaft ähnlich jenen der österreichischen Markt­

ordnung. In der Europäischen Gemeinschaft werden Import- und 

Exportlizenzen verlangt (letztere sind im Milchbereich fakulta­

tiv). Anläßlich des Importes von Milch und Milchprodukten sowie 

von Getreide werden seitens der Europäischen Gemeinschaft Im­

portabschöpfungen eingehoben, um das Preisniveau des euro­

päischen Binnenmarktes gegenüber den wesentlich niedrigeren 

Weltmarktpreisen zu schützen. Anläßlich der Ausfuhr dieser 

Produkte werden von der Europäischen Gemeinschaft Ausfuhrer­

stattungen zwecks Erreichung einer Wettbewerbsfähigkeit gegen­

über den Mitanbietern auf dem Weltmarkt gewährt. 

Auch im Bereich der Europäischen Gemeinschaft stehen 

Flächenstillegungsprogramme (~ Ökologieflächenprogramm in 

Österreich) zur Oiskussion. Im Milchbereich wurde zur Mengen­

begrenzung ein Quotensystem eingeführt, das ähnlich dem Richt­

mengensystem der österreichischen Milchmarktordnung ist. Es 

blieb je~och den einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge­

meinschaft freigestellt, sich encweder für ein Molkereiquoten­

system oder für ein Betriebsquotensystem für die einzelnen 

milcherzeugenden Betriebe (= in Österreich geltende Regelung) 

zu entscheiden. Ähnlich wie in Österreich ist für die ange-
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lieferten ~ilchmengen eine ~itverantwortungsabgabe (Absatzför­

~er~ngs~eiträge in Österreich) zu ~ntr:chten. Zwec~s ~i~dä~~u~g 

~er ~ilchüberschüssp. sind auch in der ~uropäischen Ge~einschaE: 

große Bestrebungen im Gange, die verteilten Quoten zu redu­

zieren. Es wurde daher gleichfalls eine Art Richtmengenrück­

kaufaktion (ähnlich der österreichischen Regelung) durchge­

führt. Darüber hinaus begünstigt die Europäische Gemeinschaft 

vorzeitiqe ßetriebsstillegungen, die zu einer ~arktentlastung 

fUhren. 

Im Unterschied zur österreichischen Regelung werden in ~er 

Europäischen Gemeinschaft für die ~inanzierung des Getreide-, 

Alternativen- und Ökologieflächenbereiches keine Beiträge von 

den Landwirten betreffend bestimmte Betriebsmittel (Hybridmais­

saatgut, Düngemittel) eingehoben. Allerdings mußte auch in der 

EG seit Beginn des Wirtschaftsjahres 1986/87 eine Mitverantwor­

tungsabgabe auf die von den Produzenten abgegebenen Getreide­

mengen (vorläufig befristet auf 5 Jahre) eingeführt werden, die 

dem österreichischen Verwertungsbeitrag entspricht. Ab dem 

Wirtschaftsjahr 1987/88 ist ein relativ kompliziertes Interven­

tionssystem für Getreide in der EG in Geltung, rlaß nur noch 

unter bestimmten Voraussetzungen befristet eingesetzt wird. 

Auch das Interventionssystem des Milchbereiches wird - i~sbe­

sondere wegen der damit verbundenen finanziellen Belastungen -

nur noch bedingt eingesetzt. So besteht unter anderem die ~ög­

lichkeit, die Intervention für Butter und ~agermilchpulver aus­

zusetzen. In diesem ~all hat die EG-Kommisson flankierende Maß­

nahmen zu ergreifen. 

Im Hinblick auf die im Art.I der vorliegenden Novelle zum 

~arktordnungsgesetz 1985 enthaltene notwendige ergänzende Kom­

petenzübertragung auf Jen Bund wird auf das im Bundesrat erfor­

derliche besondere Präsenz- und Zustimmungserfordernis nach 

Art.44 Abs.2 B-VG verwiesen. 
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Zu ~rt.!: 

Art.! ent~ält die bei dpn soqena~nten Wirtsc~~ftsgesetzen 

abliche Verfassungsbestimmung, die fUr die verlängerte Ge!­

tungsdauer des ~arktordnungsgesetzes die Bundeskompetenz und 

die Vollziehung in unmittelbarer 9undesverwaltung sicherstellen 

soll. ~eu ist die Aufnahme der Inkrafttretens- und Voll­

ziehungsbe~timmung für diesen Artikel in den ~bs.2 und J, da 

,iefUr gleic~falls eine Verfassungsbesti~~ung notNendi? ist. 

Zu Art.II: 

Zu Z 1 (S 2 Abs.2) 

Wegen Wegfalls der Verwaltungskommission i~ Abschnitt C des 

Marktordnungsgesetzes wurde der entsprechende Hinweis in § 2 

Abs.2 weggelassen. 

Zu Z 2 (~§ 3 bis 5) 

Anstelle der bisherigen Preisausgleichs- und ~ransportaus­

gleichsbeiträge soll ein einheitlicher Ausgleichsbeitrag für 

beide Bereiche eingehoben werden. Im wesentlichen bleibt die 

~6g1ichkeit der Festsetzung eines Ausgleichsbeitrages auc~ EJr 

Erzeugnisse aus ~ilch bestehen. Jer MilchwirtschaftsEonds hat 

die ~onkreten Beitragssätze für den Ausgleichsbeitrag durch 

Verordnung festzulegen. Zu den allgemeinen Grundsätzen für die 

~estlegung des Ausgleichsbeitcages ist zu bemerken, daß es du­

bei nicht nur auf die erzielharen tatsächlichen Verkaufseclöse 

sondern auch auf die mit der Produktion verbundenen Kosten 

unter Berücksichtigung einer m6glichst auch volk~wirtschaftlich 

kostpngünsti~~n Verarbeitunq ankommt. !n Ausnahmef311en kann 

rier Fonds bei Milcherzeugnissen die Beitragssätze abNeic~end 

von den nach S 72 anzuwendenden Umrechnungssc,Jüssel Eest­

setzen, w~nn dies unter Berücksichtigung der in § 4 Abs.~ ge­

nannten Grundsätze gehoten erscheint (siehe § 4 ~bs.3). :lies 

trifft insbesondere für die Lieferunq von Alpk~se ~n die zu-
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ständig~n 3~arbeitungs- und Verarbeitunqsbetriebe zu. Se7.Jg-

!~=~ de~ ~r~ebung des ~usg!eic~sbeitr~ges wur~e 1as Verf3hr~n 

analog Jenpm der ~r~ebung von ?~elsausgleichsbei~:äge~ q~­

staltet. 

Bei der Gewährung von ZuschUssen wird in 5 S Abs.3 selektiv 

festge~alten, in welchen Fällen eine Zuschußgewährung in Hin­

kunft ~aglich sein wird. Die ersten vier ZiEfern betre~~en ~ag­

liehe Kostenzusc~Usse zum Zwecke des ~ransportausgleiches, die 

weiteren Zif~ern KostenzuschUsse im Rahmen jes ?reisaus­

g!eic~es. Sei der Gewährung von Zusc~üssen für ~i!ch und Sr­

zeugnissen aus Milch ist - analog zur Fest~etzung von Aus­

gleichsbeiträgen - gleichfalls zu berücksic~tigen, daß es nicht 

nur au~ den tatsächlich erzielbaren bestmaglichen Verkaufserlns 

sondern auch auf eine maglich~t volkswirtschaftlich kosten­

günstige Produktion ankommt. 

In 5 5 Abs.5 ist u.a. vorgesehen, daß jene Bearbei-

tungs- und Verarbeitungsbetriebe von der zuscnußqewährung aus­

geschlossen werden kannen, die trotz Aufforderung des Milch­

wirtschaftsfonds den Produzenten nicht den amtlic~ festgelegten 

:: r z e 'J'1 e r p re i s be z a h 1 e n • ~ e i ci e r 9 e u 1" t e i ~ ~l "'! 'i .. ~> '" .,:- ? - 1 -::. ',- ~' 

aus re i c ~ e n ri , da ß die 9 e a r bei tun g s - u n rj Ver 3 r bel t:J "'! ': s- ~ ": ~ : '" - =­

das Bruttonilchgeld auf der ~ilc~qel~abrechnung ausweisen. All­

fällige sonstige AbzUge, die gleiChfalls auf der ~i!chge!dab­

rechnung enthalten sein können, sind diesbezüqlich unbeacht­

lieh. Allfällige Differenzen betreffend diese Abzüge sind i~ 

~ivilrec~tsweqe geltend zu mAchen. 

Anstelle der bisher im Rah~en des Ausgleichssystems aner­

~annten Beiträge für ~ie Absatzför~erunq an die öst~rreichische 

~i!chinfor~ationsg~sell~~haft sinrl in ~ 5 ~bs.7 dir~~~~ Trans­

fer!~istungen ri~r gearheit~ngs- un~ Verarbeitungsbetrieb p 3n 

di~s@ Gesel }sc~aft vorqesehen. Neu ist die in § 5 Abs.8 enthal­

t~ne ~wisc~enfinanzi~rungsmöqlichkeit durch Kre~itaufnah~eer­

~ächtiqung für ~en Fon~s im ~alle eines varübprgehenden Licui­

ditätsengpasses. 
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Zu Art.:! .. 
" 3 (Entfall der 

3 -

" r. J _ 6 und 7) 

Ja sic~ ~ie soqenannt~ ·SchUttgeca~rregeluna· i~ r. 5 nic~t 

bewährt hat, ~a eine nac~?rüfende ~ontrolle durch ~ie 3eh6rden 

lediglic~ feststellen ~onnte, daß besti~mte Kosten nicht im 

~a~men des Ausgleichssystems abgedeckt sind, soll die diesbe­

züqlic~e ~egelung wiederum entfallen. Eine nachprüfenrle Kon-

trolle ist jedoc~ - so wie vor rler ~arktordnungsgesetz-~ovelle 

1984 - durch die ordentlichen Gerichte in diese~ Fall m6g1ich. 

S 7 kann entfallen, da die ~rans?octausgleichsregelungen 

bereits in ~en §~ 3 bis 5 enthalten sind. 

Zu Art.II Z 4 (58 .>\bs.2) 

Die im bisherigen 5 8 Abs.2 Z 2 enthaltene subsidiäre Bei-

tragspflicht für die Leistung eines Milchleistungskontrollbei­

traqes kann entfallen, da nie Beitragspflicht für den Ab-Hof­

Verkauf ausschließlich durch eine im Rahmen der l.~arktord­

nungsgesetz-Novelle 1987 neu geSChaffene Abhofpauschale er­

setzt wurde. 

Zu Art.II Z 5 (S 8 Abs.41 

Wegen Änderung des 5 a Abs2. mußte ein diesbezüglicher Ver­

weis anqepaßt werden. 

Zu Art.I! Z 6 (§ 12 Abs.! his 31 

~egen Änderungen in den 55 3 bis 5 sowie wegen Entfalls des 

§ 7 mußten dieSbezügliche V~rweise in S 12 Abs.l bis 3 richtig-

~estellt ' ... erdell. 

!u Art.!! Z 7 (513 Abs.ll 

Auf Grund der zusammenlegung der Zuschüsse in ~ 5 Abs.3 

~u~te 5 13 Abs. 1 entspcechen~ angeoart werder. 
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3u Art.I! Z 3 (5 13 Abs.4J 

;; e sen t 1 i c:-: ist, d :~ ß cl ~ ~ :, i s:, p r i 9 P. :J n t ~ r ~ re l' Z e f j r -'1 i e :l. e-

lief~rungspflic:,t von !inz@lhandelsgesc~äften (~indest30n3hme 

von 2C 1 ~ilc:, pro ~ag) entfällt. In der Verwaltungspraxis 

zeigte sic:" daß der ~ilchwirtschaftsfonds von der Ausnahmeer­

~ächtigung zur ~elieferung von Kleinhandelsgeschäften mit eine~ 

geringeren ~indestabsatz auf Antrag regelmäßig Gebrauch mac~te. 

Jie ~Unftige ~ege!ung verpflichtet sämtliChe gearheitungs- und 

Verarbeitungsbetriebe, im Rahmen ihres Versorgungsgebietes eine 

3elieferung mit den der Versorgungsqebietsregelung unt~rliegen­

den Waren ~ic:'erzustellen. ~ine Abnahme von Mindestmengen ist 

nabei niCht mehr erforderlich. 

Zu Art.II Z 9 (§ 14 Abs.lI 

Der in Abs.l enthaltene Hinweis auf eine Wallgemein ver­

bindliche Anordnung W wurde durch den Begriff wVerordnung W er­

s~tzt. Im übrigen bleiben die Voraussetzungen fUr eine Verände­

rung rler Einzugs- und Versorgungsgebietszuweisung unverändert. 

Zu Art.II Z 10 (5 14 Abs.4) 

Unbeschadet der bereits in S 14 Abs.4 enthaltenen Ände­

rungsverpflichtung der festgelegten Einzuqs- und Versorgungsqe­

~iete bei Änderung der Entschei~ungsvoraussetzungen wurde zur 

Sicherung des Erzeugermilchpreises ein Entziehungstatbestand 

bei Nichteinhaltung der sich aus der jeweiligen ~ilchpreisver­

ordnung ergebenden Verpflichtung festgelegt. Wesentlich ist, 

daß der jeweilige Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb trotz 

Aufforderung innerhalb von drei ~onaten seiner Verpflichtung 

zur 'uszahlung des amtlich ge~egelten ~ilchpreise~ nicnt nach­

kommt. Bei der Beurteilung dieser Frage i~t wesentlic:" ob ~er 

jeweilige gearbeitungs- und VerarbeitungSbetrieb das ~rutto­

milchgeld an die Lieferanten auf der ~ilchgeldabrechnung in An­

satz gebracht hat. Allfällige sonstige AbzUge auf d~r ~ilch­

qelrjabrechnung :;;inrl fUr die ~I'>ilrtellung d'?r E'raq~, ob ri~r amt-

lich ger~gelte Erzeugermilch~reis geleistet wurde, nicht ma3-

geblich. 
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Im ~311e des ~ntzugs des Einzugs- und Versorgunqsgeoietes 

ist jeder ande~e gearbeitungs- ~nd V~~arbeitungsbet~ieb, d~r 

von dlese~ ~aßnah~e nicht bet~o~fen ist, a's :uscindi1er 3ear­

beitungs- und Ve~arbeitungsbetrieb im Sinne rier Mar~tor~nung Z~ 

verstehen. ~araus dürfen jedoch keine ~ehrbelastungen für das 

Ausgleichssystem (insbesondere im Hinblick auf die Zuschußge­

währung) entsteh~n 

IM Falle mehrfacher vorsätzlicher Verstöße gegen das 

Lebensmittelgesetz, bei denen eine Schädigung der Gesundheit 

von Konsumenten m6g1ich ist, ist ebenfalls dem betreffenden Be­

arbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb das Versorgungsgebiet zu 

entziehen. 

Zu Art.II Z 11 (§ 14 Abs.5) 

Um die im letzten Satz des S 14 Abs.4 festgelegte Ver­

pflichtung zur Entziehung des Versorgungsgebietes wahrnehmen zu 

können, ist es erforderlich, ein entsprechendes Meldesystem 

durch die mit der Lebensmittelaufsicht befaßten Organe fest zu-

1 ege n. 

Zu Art.Ir Z 12 (S 15 Abs.l) 

Im Zuge der sogenannten eOispositionsm6glichkeiten- des 

Milchwirtschaftsfonds wurde eine wesentliche ~eugestaltung vor­

genommen. Grundsätzlich bleibt die in Z 1 enthaltene Andie­

nungsverpflichtung an die zuständigen wirtschaftlichen Zu­

sammenschlüsse (Verbände) bestehen. Die in Z 1 ~er bisherigen 

Regelung enthaltene Verpflichtung zur Berücksichtigung der Ex­

porterfordernisse wur~e nunmehr bei den Dispositionsm6g1ich­

keiten in Z 5 ergän~t. D.e Z 2 bis 4 una 6 bleiben unverändert. 

Die wes e nt I ich s t e tl e u e run gis tin Z 5 e n t hai t e n • T) a 1'1 ach ist 

es dem ~ilchwirtschaftsfonds nur mehr möglich, für die Sicher­

stellung der FriSChmilChversorgung sowie für die Verwendung von 

hartkäsetauglicher Milch und die Durchführung von kosten­

günstigen Uberschußverwertungsmaßnahmen erforderliche Disposi­

tionen zu treffen. Die übrigen Bereiche sollen nunmehr in dte 
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betriebswirtschaftlic~e Eigenverantwortung der 3earb~i-

tungs- und Verarbeitungsbetriebe Ube~qehen. Im ~usam~enhalt ~it 

einem in der Regel ~ünftig nur noch ~auschalierten ZuschuJ­

syst~m sollen daher diese Betriebe ihre ~igenverantwortung im 

3ereich rler Investitionsentscheidungen, der Produktions~alette 

sowie der Inverkehrsetzung von Produkten in Eigenverantwortung 

treffen können. 

Ein in allfälligen Krisensituationen erforderliches ~otdis­

?ositionsrecht des ~ilchwirtschaftsfonds wird durc~ die 3estim­

mungen des Lebensmittelbewirtschaftungsgesetzes siChergestellt. 

Um die nach dem Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz notwendige 

~itwirkung des Parlaments (Hau~tausschusses orier stinrligen 

Unterausschusses des Nationalrates) nicht zu umgehen, sollten 

daher die erforrlerlichen Ois~ositionsmaßnahmen nur auf Grund 

von Verordnungen nach dem Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 

möglich sein. Hinsichtlich der Frischmilchversorgung ist 

weiterhin - wie bisher - die sehr weitreichende Dispositionsbe­

fugnis des Milchwirtschaftsfonds gegeben. 

Zu Art.II Z 13 (5 15 Abs.3) 

~a für die Erhöhungsmöglichkeit bei der Festsetzung von 

Ausgleichsbeiträgen bisher eine nähere gesetzliche Konkretisie­

rung fehlte, wird nunmehr der Grad des Verschuldens, der zur 

Beitragshinterziehung führte, als maßgeblicher Anknüpfungspunkt 

für die Erhöhungsmöglichkeit ergänzt. 

Zu Art.II Z 14 und 15 (i 17 Abs.2 und Entfall des S 17 

Abs.5) : 

Im Zu~~ deo Entbürokratisierung des Aufgabenhereichs ~p.s 

~ilchwirtschaftsfonrls, soll künftig die ~öglichkeit zur Vor­

schreibung der Erreichung bestimmter Qualitätseigenschaften 

sowie einer bestimmten Kenhzeichnung der Verpackung entfallen. 

Auf Grund der gegebenen Uberschußverhältnisse am öster­

reichischen ~arkt ist jedoch nicht zu erwarten, daß die Quali­

tät der angebotenen Produ~te dadurch gesQnkt wir~. Jie in ~p.n 
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derungen an Milch und ~ilchprorlukce bleiben dajurc~ unber~~~~. 

AuC~ ~a~n der ~ilchwirtschaftsfonds - Wle bis~er - gemä3 5 17 

Abs.2 für die Gewährung von Zusch'üssen entsprec:-:ende Quali:ä:s­

anfor1erungen festlegen. Oie fGr die Srreichung dieser ~ua!i­

täten erforderlichen Ma8nahmen fallen nunmehr in den Sigenver­

antwortungsbereich der Searbeitungs- und Verarteitungsbetriebe. 

Zu Art.:: Z 16 (§ 18) 

Der bisherige Abs. I konnte wegen seines rleklaracorisc:-:en 

Inhaltes entfallen. Die Gbrigen Absätze konnten ~aher e~t­

sprechend nachgereiht werden und wurden geringfügig sprachlich 

adaptiert (-Verordnung- statt -allgemein verbindliche Anord­

nung-). In Abs.3 wurrie darGber hinaus der Hinweis auf das Zen­

trallaboratorium des Mi!chwirtschaftsfonds durch den Segeiff 

-einschlägiges Laboratorium- ersetzt, da auch die ~6glichkeit 

eröffnet werden soll, die entsprechenden Untersuchungen durch 

ein anderes geeignetes Laboratorium durchführen zu lassen. 

Zu Art.II Z 17 (5 19 Abs.l und 2) 

Im Zusammenhang mit der Umstellung auf einen einheitlichen 

Ausqleichsbeitrag mußten diesbezügliche Hinweise in den Abs.l 

und 2 adaptiert wernen. Darüber hinaus ist in Abs.l wegen der 

Neuregelung des § 5 ein diesbezüglicher Verweis entbehrlich ge­

worden. In Abs.2 konnte die bislang enthaltene Ver?flichtung 

zur Vorlage eines Amtsauftrages anläßlich der DurchfGhrung von 

~ontrollen bei den Searbeitungs- und Verarbeicungsbecrieben 

entfallen. 

Zu Art.!I Z 18 (§ 2]) 

Da in Hinkunft eGr das Aufkommen aus dem Ausgleichsbeit~aq 

im wesentlichen verstärkt an die Ubernahme von ~ilch aoge~tellt 

werden soll, mußte eine entsprechende Umgestaltung der gemäß 

5 21 Abs. I möglichen Einhebung des Ausgleichsbeitrages anlä3-

1 1 C h ci e s I 01 P 0 r t e s der rl a r i n gen a n nt e n :'1 a r: e n e r f 0 1 q e n • ~; u nm ehr 

wurde auch die ~öglichkeit erBffnet, die sich aus dem ~ilch-
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einsatz ergebende Ausgleichsbeitragsbelastung inländischer Ver­

gleichs~rodukte auf Importware adäquat umzulegen. In Abs.2 

wur~e der Begriff -allgemein verbindliche Anordnung- durch 

-Veror~nung- ersetzt. 

Zu .'\'rt.I! Z 19 (S 26 At'ls.2) 

Die bei Waren der Unternu~mer 1104 30 A angeführte Ex-Posi­

tion erwies sich als aberflüssig, da in Abs.3 derartige Wa~en 

nicht als Futtermittel angeführt sind. Der diesbezügliche Ver­

weis konntP somit ersatzlos entf31len. 

Zu Art.I! Z 20 (S 27 Abs.2) 

Wegen Wegfalls des Kollegialorgans -Verwaltungskommission­

kann der diesbezügliche Hinweis im S 27 Abs.2 entfallen. 

Zu Art.I! Z 21 (S 28 Abs.l und 2) 

Auf Grund der geänderten Verhältnisse im Getreidebereich 

insbesondere Uberschußproduktion) wurden die Ziele für die 

Vermarktungspläne (ehemalige Ein- und Ausfuhrpläne) dahingehend 

geändert, daß nunmehr vor allem die Sicherstellung des Inlands­

bedarfs sowie die Erfordernisse für die Exportverwertung beson­

ders zu berücksichtigen sind. Während bislang die Ein- und Aus­

fuhrpläne durch den Bundesminister für Lano- und Forstwirt­

schaft über Vorschlag des Fonds festzulegen waren, soll künftig 

diese Aufgahe ausschließlich durch den Getreidewirtschaftsfonns 

wahrgenommen werden. 

zu Art.II Z 22 bis 27 (SS 29 Abs.2, 35, 37 Abs.3, 38 

Abs.ll, 39 Abs.9 und 52 Abs.2): 

In den vorstehenden Vorschriften wurde ausschließlich die 

aberholte Wendung -allgemein verbindliche Anordnungen- durch 

den Begriff -Verordnung- ersetzt. 

Zu Art.II Z 28 (S 53e Abs.21 

Da die Dünqemittel-Toleranzenverordnung vom Bundesministe­

rium für Lanrl- und Forstwirtschaft neu erlassen wurde, mußte 
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das diesbezügliche Zitat i~ 5 5Je Abs.2 ents~rec~end richtigge­

stel1.t werden. 

Zu Art.I! Z 29 (S§ 54 bis 59) 

Im sogenannten ·organisationsrechtlichen· Teil des ~arkt­

ord~ungsgesetzes soll eine Entbürokratisier.ung du~ch ~ntEall 

des relativ großen Kollegialorganes ·Ver~altungskomMission· 

vorgenomMen werden. 'ie Verwaltungskommission besteht aus 28 

~itgliedern, die je zu gleichen Tei1.en von den vier entsen­

dungsberechtigten Wirtschafts~artnergru~~en stammen. Jie Au:­

gaben der Verwaltungskommission sollen nunmehr von den ge­

sChäftsführenden Ausschüssen der Fonds übernommen werden (siehe 

auch diesbezügliche Ubergangsvorschriften in Art.V des Ent­

wurfs). 'urch den ersatzlosen Entfall der Verwaltungskommission 

wird auch eine Kostenersparnis bei den Verwaltungskosten erwar-

tet. 

Im übrigen wurden die bisher teilweise verstreuten Organi­

sationsvorschriften neu grup~iert. Auf Grund des Entfalls der 

Verwaltungskommission wurde das Abstimmungserfordernis im ge­

sChäftsführenden Ausschuß von der Stimmeneinhelligkeit auf eine 

Vierfünftelmehrheit geändert (siehe § 57 Abs.5). 

~Ieu ist, daß der Geschäftsführer, der schon bisher a'lF 

Grund der Geschäftsordnungen der Fonds Aufgaben zur eigenstän­

digen Erledigung und Entscheidung übertragen bekommen hat, nun­

mehr ausdrücklich als Organ der Fonds angeführt wird (S 54 

Z 5). Es bleibt den Fonds unbenommen, für eine Stellvertretung 

und eine entsprechende Entscheidungsbefugnis des Stellver­

treters des GeSChäftsführers im Rahmen der GeSChäftsordnung zu 

Um allfällige Belastungen des Bundes im Falle einer Liqui­

dation der Ponds gering zu halten, wurde klargestellt, daß die 

Rücklagen für vertraglich zugesicherte Zusatzpensionen von 

Fondsberliensteten ausschließlich für diesen Zweck zu halten 

sind (siehe § 56 Abs.J). 
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~rgänzend wurde in S 57 Abs.l Eestgehal:en, daß es Aufqabe 

der Obmänner (bZw. der Obmannstellvertreter) ist, die Sitzun­

gen der geschäftsführenden Ausschüsse und der Obmännerkonferen­

zen unter Bekanntgabe einer vorläufigen !agesordnung einzube­

rufen. Neu ist auch die ausdrückliche Erwähnung der Aufgaben 

der Kontrollausschüsse in S 57 Abs.3, die im wesentlichen cer 

bisherigen Regelung in den Geschäftsordnungen der Fonds ent­

s~richt. 

Zur Verdeutlichunq der Uberleitung des bisherigen Begriffes 

-allgemein verbindliche Anordnungen- auf -Verordnungen- wurde 

der bisher verwendete Begriff in S 59 in Form eines Klammeraus­

druckes ergänzend angeführt. 

Zu Art.II Z 30 und 31 (SS 60 Abs.5 und 61 Abs.l) 

Neben der vorstehenden terminologischen Änderung auf den 

Begriff ·Verordnung- enthält nunmehr S 61 Abs.l eine Präzisie­

rung für die Festlegung der geitragsgrundlage, auf Grund derer 

anläOlich der Einfuhr ein besonderer Verwaltungskostenbeitrag 

gemäß S 61 Abs.l eingehoben werden kann. 

Zu Art.II Z 32 (5 62): 

In S 62 wurde ein neuer Abs.2 angefügt, der Liquidationsbe­

stimmungen für den Fall der Auflösung der Fonds enthält. In 

~ies~m Fall gehen die Vermögen der Fonds einschließlich der 

Verbindlichkeiten im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf den 

Bund über. Um die Verbindlichkeiten möglichst gering zu halten, 

müssen die Fonds trachten, ihre Verbindlichkeiten tunliehst im 

~ahmen des vorhanden~~ Vermögens zu haltell. Allfällige öffent­

lich-rechtliche Ansprüche der Fonds werden zu zivilrechtlichen 

Ansprüchen und sollen im Wege der ordentlichen Gerichte gegen­

über dem Bund einklagbar sein. 

Zu Art.!I Z 33 und 34 (55 63 Abs.l und 64) 

Erforderliche textliche Anpassungen wegen Entfalls der Ver­

waltungskommission. 
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Zu Art.!! Z 35 (S 65 Abs.3l 

Da vielfach die ~eststellungen, die im Zuge von Strafver­

fahren (insbesondere von Verwaltungsstrafverfahren) durch die 

zuständigen Behörden und Gerichte gemacht werden, auch für Ver­

fahren vor den ~onds von Bedeutung sind, wurde diese ergänzende 

Meldebestimmung über den Ausgang von Strafverfahren ergänzend 

aufgenommen. 

Zu Art.!I Z 36 (S 66 Abs.ll 

Im letzten Satz dieses Absatzes wurde neben der bereits im 

Gesetz enthaltenen Möglichkeit zur Ermittlung und Verarbeitung 

von personenbezogenen Daten betreffend die Personalverwaltung 

ergänzend auch die -Haushaltsgebarung- angeführt. Dadurch soll 

eine unbeabsichtigte Lücke für die automationsunterstützte 

Datenverarbeitung geschlossen werden. 

Zu Art.II Z 37 (S 66 Abs.3) 

Da in der Vergangenheit mehrfach die Auffassung vertreten 

wurde, daß die bisherige Textierung nicht unbedingt eine Uber­

mittlung von personenbezogenen Einzeldaten an den Bundesmini­

ster für Land- und Forstwirtschaft festlegt, soll durch ergän­

zenden Hinweis auf die Personenbezogenheit eine erforderliche 

Klarstellung erfolgen. 

Zu Art.I! Z 38 (S 70 Z 1 und 2) 

In Z 1 wird unter Berücksichtigung des Inkrafttretens 

(siehe Art.VII Abs.2 Z 2) der Bundesanteil von 16 auf 15' der 

Uberschußme,lge mit l.Juli 1989 reduziert. 

In Z 2 erfolgt die KlarsteIlung, daß die für die Prämien­

vorauszahlung und Gewährung von Lieferrücknahmeprämien erfor­

derlichen Mittel aus dem Aufkommen des allgemeinen Absatzförde­

rungsbeitrages aufzubringen sind. 
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Zu Art.!! Z 39 (§ 73 Abs.l und 2) 

In Abs.l wurde die ~öglichkeit der Richtmengenübertragung 

bei Vorhandensein von zwei Betrieben, wovon nur einer eine Ein­

zelrichtmenge besitzt, auf den in einem anderen Einzugsgebiet 

liegenden Betrieb ohne Einzelrichtmenge unter Berücksichtigung 

eines bestimmten räumlichen Maheverhältnisses festgelegt. In 

Abs.2 konnte wegen Änderung des § 73 Abs.5 ein diesbezüglicher 

Hinweis entfallen. Darüber hinaus wurde die anläßlich der Ein­

führung des Richtmengensystems festgelegte aliquote Richt­

mengenkürzung bei Unterschreitung der Gesamtrichtmenge des 

Wirtschaftsjahres 1978/79 ersatzlos weggelassen. Dies deshalb, 

da im Zuge der Handelbarkeit 15 , der abzugebenden Einzelricht­

menge erlöschen (siehe S 75 Abs.l). Auf die in § 73 Abs.2 

letzter Satz enthaltene Richtmengenkürzungsmöglichkeit kann da­

her verzichtet werden. 

Zu Art.II Z 40 (573 Abs.4 und 5): 

Der bisherige 5 73 Abs.5, der die Möglichkeit einer Richt­

mengenübertragung durch Abschluß von Partnerschaftsverträgen 

oder durch tlbertragung von Eigentum an Futterflächen enthält, 

wird durch die Meuregelung der Handelbarkeit von Richtmengen 

ersetzt. Die in S 73 Abs.4 enthaltenen Hinweise auf den bis­

herigen Abs.5 müssen daher entsprechend adaptiert werden. 

Durch die grundsätzliche Änderung des S 75 (Meuregelung der 

Handelbarkeit von Richtmengen) entfällt eine bislang auch für 

die Stillegung von Einzelrichtmengen benötigte Kontrollbestim­

mung. Diese wurde dah~p ergänzend in S 73 Abs.~ (anstelle der 

vorgenannten Regelung betreffend Partnerschaftsverträge und 

Eigentumsübertragungen von Futterflächen) aufgenommen. 
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Zu Art.II Z 41 (S 73 Abs.6 vorletzter und letzter Satz) 

Die bisher in dieser Bestimmung enthaltenen Hinweise auf 

S 73 Abs.5 (alt) mußten wegen Wegfalls dieser Bestimmung ent­

sprechend angepaßt werden. 

Zu Art.II Z 42 (Entfall des S 73 Abs.7) 

Die bisherige Regelung des § 73 Abs.7 war für sogenannte 

-Neulieferantenfälle·, die noch vor Einführung der Handelbar­

keit von Einzelrichtmengen durch die 1.MOG-Novelle 1986 bzw. 

aufgrund mehrerer tlbergangsbestimmungen entstanden sind, von 

Bedeutung, da seinerzeit eine Mindestwartefrist ab Erlöschen 

der Einzelrichtmenge vom Gesetzgeber verlangt wurde. Da in den 

erwähnten Neulieferantenfällen die Milchlieferung noch vor dem 

1.Juli 1988 aufgenommen werden muß und die Handelbarkeit durch 

die vorliegende Novelle grundsätzlich geändert werden soll, 

sind die im S 13 Abs.1 enthaltenen Bestimmungen entbehrlich ge-

worden. 

Zu Art.II Z 43 (S 13 Abs.8 bis 11) 

. 
Im Zuge der 1.MOG-Novelle 1981 wurde die Möglichkeit einer 

Teilnahme an der freiwilligen Lieferrücknahme, für die eine 

entsprechend~ Prämie bezahlt wird, aufgenommen. Diese Maßnahme 

wurde vom Gesetzgeber vorläufig auf ein Wirtschaftsjahr be­

grenzt. Da sich ein durchgreifender Erfolg dieser Maßnah~e ab­

zeichn~t, soll diese für die Dauer der Verlängerung des ~OG 

fortgeführt werden. In der Textierung mußten daher ent­

sprechende Umstellungen vorgenommen werden. 

Auf Grunrl der bisherigen Vollzugserfahrungen wurde auch so­

genannten Neulieferant~nbetrieben in Abs.9 Z 3 sowie 3etri~ben, 

die naChträglich ~inzelrichtmengen oder Anteile von Einzel­

richtmengen von an~eren 3etrieb~n übertragen be~ommen haben 
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(siehe Abs.9 Z 4', die ~aglichkeit einer ~eilna~me an diesar 

Aktion eraf~net. Grundsätzlich bleiben die bisneriaen ~us-

qangsmeng~n für die gerechnung der RUcknahme?rämie auE:echt. 

~adurch soll ein vorUbergehender Lieferungsanreiz entFallen. 

Zu Art.II Z 44 (§ 73 Abs.12 Z 2) 

Da S 73 Abs.l in der Zwischenzeit mehrfach geändert ~urde, 

sind die entsprechenden Verweise in § 73 Abs.12 Z 2 ent­

sprechend zu erweitern. 

Zu Art.II Z 45 (S 73 Abs.15 und 161 

Da nunmehr die Teilnahme von Almen geklärt ist, ist die 

durch die 2.MOG-~ovelle 1987 eingefUgte Ubergangsbestimmung für 

die nachträgliche Anmeldung von Almen hinfällig. Abs.15 Z 2 

kann daher ersatzlos entfallen. Die bisherige Z 3 wird daher zu . 
Abs.15 Z 2. Ein entsprechender Verweis in Abs.16 ist deshalb 

richtigzustellen. 

Zu Art.Ir Z 46 (S 74 Abs.l) 

Wegen Rücknahme des ~inanzierungsanteils des 9undes von 116 

auf 115 , ist auch der Höchstsatz für die Gesamtrichtmenge von 

122 aus 121 , der Bedarfsmenge zurUckzunehmen. 

Zu Art.II Z 47 (S 75) 

Die bisherige Regelung der Hande1barkeit sah eine Zuteilung 

der verkauften Einzelrichtmengen durch den Milchwirtschafts­

fo~1s nach einem relativ komplizierten Zutei1un~lver~ahren vor. 

'ieses Verfahren kam wegen der noch nicht abgeschlossenen 

2.RUckkaufaktion von Einzelrichtmengen nicht zur Anwendung. 

Ab Inkrafttreten der MOG-~ovelle 1988 soll das Verfahren 

betreffenrl die Handelbarkeit von Einzelrichtmengen wesentlich 

vereinfacht und entbürokratisiert werden. Es ist da~er vorge-
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sehen, einen direkten Verkauf d~r gesa~ten vorhandenen ~inzel­

richt~enqe - ~it Ausnahme des v~rfallenden J5 ~i~en Anteiles -

dir~~t zwisch~n den interessierten Landwirten zuzulassen. In 

~iesem Fall ist lediglich eine entsprechende ~e11ung an ~ie be­

troffenen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe notwendig. I~ 

Zuge der ~andelbarkeit kann ausschließlich die gesa~te Einzel­

richt~enge eines milcherzeugenden Betriebes abgegeben werden. 

Anlä31ich der Abgabe der Einzelrichtmenge an andere milcherzeu­

gend~ Betriebe erlösc~en 15 % der dem abgebenden Betrieb zu­

stehenden Einzelrichtmenge. Bezüglich der am Richtmengenerwerb 

teilnehmenden milcherzeugenden Betriebe sind folgende Voraus­

setzungen zu erfüllen: Es muß eine entsprechende Flächenaus­

stattung dieser Betriebe vorhanden sein. Darüber hinaus müssen 

der in abgebende und der erwerbende Betrieb im selben Bundes­

land oder einem an dieses Bundesland angrenzenden Gerichtsbe­

zirk liegen. Weiters kann pro Wirtschaftsjahr ~ine maximale 

Menge von 5 004 kg erworben werden. Insgesamt darf die Einzel­

richtmenge 60 000 k~ - unter Berücksichtigung der Zusammenrech­

nungsbestimmungen des S 73 Abs.l - nicht übersteigen. Die Uber­

tragung von Einzelrichtmengen (Richtmengenanteilen), die diese 

Voraussetzungen nicht erfüllen, ist unwirksam. Unvollständige 

Anträge sind dem Milchwirtschaftsfonds zur Entscheidung vorzu­

legen. 

Grundsätzlich sollen die Anträge von sämtlichen Eigentümern 

eines milcherzeugenden Betriebes sowie von Verpächtern und 

Partnern, von denen Einzelrichtmengen dem die Einzelricht~enge 

abgebenden Betrieb übertragen wurden, mitunterzeichnet sein. 

Diesbezügliche Mängel führen jedoch nicht zur Unwirksamkeit der 

Richtmengenübertragung. Allfällige Ersatzansprüche sind im 

Zivilrechtswege geltend zu machen. 

Zu Art.II Z 48 {S 76 Abs.21 

Ergänzend zur jährlichen ~itteilung der Einzelrichtmenqen 

r.urch die zuständigen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe 

wird eine Korrekturmöglichkeit durch Abwicklung eines ent-
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sprech~nden bescheidför~igen Verfahrens d~rch den ~ilchwi~t­

schaftsfonds geschaffen. 

Zu Ar~.II Z 49 (§ 76 Abs.J) 

Diese Bestimmung entspricht dem bisherigen 5 76 Abs.2. 

Zu Art.II Z 50 (S 81 Abs.J) 

~ür die sogenannten Halbjahresbetriebe, di~ nicht ganzJäh­

rig eine Verarbeit~ng von Milch durchführen, soll eine Verwal­

tungsvereinfachung durch Entrichtung pauschalierter Vorauszah­

lungen geschaffen werden. Die endgültige Veranlagung der Ab­

satzförderungsbeiträge nach Ablauf des Wirtschaftsjahres bleibt 

davon unberührt. 

~u Art,II Z 51 bis 57 (§§ 87 und 88) 

Auf Grund der vorstehenden Änderungen des Stammteiles des 

Marktordnungsgesetzes sind entsprechende Anpassungen in den 

Strafbestimmungen erforderlich. 

Zu Art.II Z 58 (S 91 Abs.l) 

Da das Marktordnungsgesetz um vier Jahre verlängert werden 

soll, ist der Außerkrafttretenstermin auf JD.Juni 1992 zu än­

dern. 

Zu Art.III: 

Durch dip. Änderung des Au'gle~"hsverfahrens in Abschnitt A 

des Marktordnungsgesetzes sind entsprechende Ubergangsbestim­

mungen für die Uberleitung der bisherigen Ausgleichssysteme auf 

das neue Verfahren erforderlich. So sieht Abs.l eine notwendige 

Uberleitung für jene ~älle vor, in denen gröDere Investitionen 

durch Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe im Vertrauen auf 

eine entsprechende BerücksiChtigung durch das Ausg1eichssystem 
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durchgeführt wurden. Abs.2 läßt zum Zeitpunkt des InkraEttre­

tens ~~s neuen Ausgleichssystems sämtliche bls~e~igen 3e­

sc~lüsse auslaufen. Auf Grund des Abs.3 soll es jedoch - wie 

bisher - möglich sein, die zu Beginn des Jahres 1989 noch niCht 

abgeschlossenen Ausgleichsverfahren auf Grund d~r bis dahin 

geltenden Rechtslag~ endgültig abwick~ln zu können. 

Zu Art.IV: 

Wegen Wegfalls der ~öglichkeit einer Richtmengenübertragung 

durch ?artnerschaftsverträge oder ~eilflächenpachtverträge wird 

durch die Abs.1 und 2 ~ine Verlängerung dieser Verträge ermög­

licht. Dadurch sollen allfällige Härten ausgeglichen werden. In 

den Fällen einer Teilflächenpacht mit Richtmengenübertragung 

sieht Abs.3 alternativ zur Verlängerungsmöglichkeit eine unmit­

telbare öbertragung der ~inzelrichtmenge im Rahmen der Handel­

barkeit vor. 

Wegen der erst mit 1.Juli in Kraft tretenden Verlängerung 

der freiwilligen Lieferrücknahme erscheint es für das Wirt­

schaftsjanr 1988/89 erforderlich, daß die ansonsten bis späte­

stens l5.Juli vorgesehene Antragsfrist auf 15.August verlängert 

wir-d. 

Auch die im Normalfall erforderliche Information der ~ilch­

erzeuger durch die zuständigen Bearbeitungs- und Verarbeitungs­

betriebe über die Bedingungen der Teilnahme an rier freiwilligen 

Lieferrücknahme soll im Wirtschaftsjahr 1988/89 bis spätestens 

31.Juli erfolgen. 

Abs.5 sieht vor, daß der Milchwirtschaftsfonds unerledigte 

Antrage gemäß § 75 (= blJherige bürokratische Form der Handel­

barkeitl nicht mehr hescheidmäßig zu erledigen hat. Der Fonds 

hat jedoch die Antragsteller über die Neuregelung der Handel­

barkeit u~gehend zu informieren. 
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Zu Art.V: 

Weg~n Entfalls der Verwaltungskommissionen als Kollegial­

organe der Fonds sind ents~rechende Uberleitungen der bisheri­

gen Fondsbeschlüsse sowie der beim Ponds anhängigen Angelegen­

heiten der Verwaltungskommissionen notwendig. Diese Uberlei­

tungen erfolgen in den Abs.l und 2. Abs.3 regelt, daß die in 

den sonstigen Kollegialorganen der Fonds am 3D.Juni 1988 nomi­

,ierten ~itglieder (Ersatzmitglieder) als ~itgli~der (Ersatz­

mitglieder) dieser Kollegialorgane gelten. Eine ~eubestellung 

dieser Mitglieder (Ersatz~itglieder) wird dadurch erübrigt. 

Zu Art.VI: 

flächenförderung zwecks ~ntlastung im Getreidebereich sicherge­

stellt '.oIerden. 

Zu Art.VII: 

In Abs.l wird die ~urch die I.MOG-Novelle 1986 vorgenommene 

Uberleitung von Teilflächenver?achtungen mit Richtmengenüber­

tragung, bei denen anläSlich der Verlängerung eine entschädi­

gungslose Richtmengenkürzung vorgenommen werden sollte, ersatz­

los außer Kraft gesetzt. Dies geschieht insbesondere im gin­

blick auf die in Art.IV geänderten Uberleitungen für diesen Be­

reich. 

Die Abs.2 und 3 enthalten die für die Art.II bis VI erfor­

derlichen Inkrafttretens- und Vollziehungsbestimnungen. 
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Geltende Fassung 

~z : 
(2) Der MiJc.hwirucbafufonds ia _ juriaWcbc 

Pcnoa.lw scinca Siez ia ","an UM ia bcrecbul'o 
du Buadawappca zu fahma. Ocr .. ~. 
reich da foadI enuec:kI Iida auf du p.aze Bua· 
daaebift. Der FoadI wVd durcb _ Verwueu ..... 
kDnuraiuäoa (im Alttchaia C aIa ,.Komaüaioe­
bacich.aa) werwallA 

I J. (1) Z. ErzieIuaa ..... ..opdaa eiaMidi­
cha E.rz.euprpreiaa ...... zu. Aulcleidl .. Pnia­
uacenchiccIn. die Iida durda cIic V ct'WCftUDI cl. 
Milch als fritchnailch oder chuda W. V ctwcnIInI 
Dada eiacr .adteiaaq oder VendMicuaa cqebaa. 
ud PreilauaPidubeivip zu cacriclua. 

(2) Die Va,»fl.ichcuac IV Eauidmana .. Pnia­
aUillftchsbciulaa vifk 

1. latbeicunl'- und VentbciCUftpbevicbc und 
MiJchcro&handebOcuicbe fot die WOG Encu­
pm uad SUlUDCb1CUea anlclicferwa Milch­
IDCBpD bis zur Hohe da jcweiliaa Prcila 
der uapliefma fea.eiAheiwni 

• .2. Beubeieunp- und V crubeitunpbeuicbe. 
Mikhp-oßhandelsbetricbc, Milc:hccnouen­
schalten und Milduammelstellen für verlu­
Sene Milc:h mit einem Feucehalt von weniger 
ab ." bis zu einem HodmbcuaC von SO vH 
da ;eweiliccn Erzeugcrpreises Eur das Kilo­
puun Milc:h •. bercc:hnCl unter ZugNndcle-

gun I der höchsten QuaJit1wlufc und eines 
Fettgehaltes von .l.8%; 

Textgegenüberstellung 
Vorgeschlagener Text 

1. S 2 Abs. 2 lautet: 

"(2) Der Milchwirtschaftsfonds ist eine juristische Person, 

hat setnen Sitz in Wien und tst berechtigt, das Bundeswappen zu 

führen. Der Wirkungsbereich dea Ponds erstreckt aich auf das 

g.nze Bundeagebiet." 

2. Di. S5 1 bis 5 lauten: 

"S 1. (1) Zur Erzi.lung eines .öglichat einh.itlich.n Er­

zeugerpr.is.s und zu. Ausgl.ich von Preisunterschi.den, di. 

steh durch di. Verw.rtung der Milch als Prisch.ilch od.r durch 

ihr. V.rw.rtung nsch einer Bearbeitung oder V.r.rb.itung er­

geb.n, ist .in Ausgleichsbeitrsg zu entricht.n. 

(2) Di. Verpflichtung zur Entrichtung des Ausgl.ichsbei­

tr.ges trifft 

1. 

2. 

.e.rb.itungs- und Ver.rbeitungsb.trieb. sowie Milch­

großh.ndelsbetriebe fOr die von Erz.ug.rn und S •••• l­

stell.n .ng.lieferten Mengen .n Milch und Erz.ugniss.n 

.us Milch bis zu eine. Böchstb.trag von •• vH des j._ 

weilig.n Erzeugerpr.i.e. für d.s Kilogr ••• Milch, 

ber.chnet unter Zugrundelegung d.r hGchsten Qusli­

tlts.tufe und eine. 'ettgeh.lt.s von 1,8 " 

Be.rbeitung.- und V.r.rbeitung.b.tri.b., Milchgrolh.n­

d.l.b.tri.b., Milchgeno •• ensch.ft.n und Milch ••••• t­

st.lt.n fOr v.rlulerte Milch .1t .in •• ,.ttg.h.lt von 

weniger .1. 8 , bis zu eine. Höch.tbetr.g von 50 vH 

dea jew.iligen Erzeugerpreise. fOr d.s Kllogr ••• 

MilCh, berechnet unter Zugcundelegung der höch.ten 

Qu.litlt.stufe und eines Pettgeh.lte. von 1,8 " 
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Geltende Fassung 

). Bearbeitungs- und Verubeitungsbetriebe. 
Milchgroßhandelsbetriebe. Milchgenossen­
schaften und Milchsammelstellen für vertu­
ßene Milch mit einem Fettgehalt von 841(, und 
mehr sowie Bearbeitungs- und Verarbeitungs­
betriebe für verlußene Eneugnisse aus Milch 
bis zu einem Höchstbeuq von 25 Schilling je 
Kilogramm .•• 

(3) ~utce ÄAd rUchl ZU eacrich­
&al 

I. far MiIc:hliefenaftpa YOD einem Iea.rbei­aan.... Vera.rbeftun.... oder M.ikhpoßtwa­
deUbecrieb aa ciaaa aaderea Bcuieb diaer 
An aüt Ausnahme der MiJcb1iefcnmpa I.D 

OauenaiJchwerlu:; 
2. far MiJc:h. die fclr ProduzentcD zwecks V"­

weadunc im eiceDCll HawhaJt oder ia eice­
Da Iaadwiauchaidic Beuieb oder far 
aadI Abt. 2 lc1uqtpflidWp im 'W crkJoba­
.maJarea Yaatbeicc& wird. 

S 4. (1) Der Fonds hu die Preisauscteidubei­
U'Ip .... &er BedacbcaaJuae auf S 59 inaeriWb du 
im S 3 Abt. 2 aawmcea HOcÄftbeutle udt Md­
pM du Abt. 1 bis 5 faulllftUD. 

(2) Du AUIID&& der PreisaUilieichsbeicrJcc rieb­
fa sidl aacb du An du Verwendunc ud Vawer­
...... du MiJda und der Etuupisse .... M.iJch 
um,e, lerilc:Juichupnl der Preise, die den ücfe­
na&aI puhlt ..wea, der Verbu&cdo.e ud der 
- du .... icu.n .. VentbeiCUDI UM Vencilunl 
~Koaca. 

.. 

-2-

3. 

Vorgeschlagener Text 

Bearbeitunqa- und Verarbeitunqabetri.b., Milchgro8han­

delabetri.be, Milchqeno8aenachaften und Milchaa~~el­

atell.n fOr veriuBerte Milch mit eine~ rettgehalt von 

8 , und ~ehr aowie Bearbeitunqa- und Verarb.itungabe­

trieb. rOr verluBerte Erzeuqni8ae aua Milch bia zu 

eine~ R6chatb.traq von 25 Schillinq j. Kiloqra~a. 

()) Der AU8glaich.beitraq iat nicht zu .ntricht.n rOr 

Milch, di. rOr Produzenten zwec~. Verw.ndunq ia eiq.n.n 

Bau.halt oder ia eigen.n landwirt.chaftlichen B.tri.b ia 

w.r~lohnverrahr.n v.rarbeitet wird. 

S 4. (1) Der ronda hat durch Verordnunq den Au.qlelch.­

beitraq in .lner R6h. fe.tzu.etzen, di. unt.r B.rOc~eichtlgung 

der in d.n 1I 2 Aba.l und 3 Aba.l qenannten liel. eln •• 6g~ 

llchat ko.tengOn.tige Verwertung qewlhrl.lat.t. 

(2) Der re.taatzunq dea Auaql.lchabeitraq ••• ind di. Art 

d.r V.rwendunq und Verwertunq d.r Mllch und d.r Zrzeuqnl •••• u. 

Mllch vor .lle. unt.r BerOckaichtlqunq der Prei •• , dl. d.n 

Lieferanten gezahlt werd.n, .owie die .rzielbaren, .ng •••••• n.n 

Verkauf.erla.e und die .lt der B •• rbeitung, Verarb.itung und 

V.rtellunq •• rbundsn.n Koaten .in •• untsr BerOck.ichtiqung d.r 

li.l.stzung d •• I 2 Aba.l I ) a6g1ichat wirt.ch.ftlich g.­

flhrten B.arbeitung.- und Verarbeitungabetriebe. augrunde­

aulegen • 
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Geltende Fassung 

(3) Bei der lenchaunl der Preiaausa1eichsbei• 
wIp ia du Ausmal der üeferunceft YOa R.ah1D 
oder Eneupi.aen IUI MiIdI YOIB Encuaer an 
lcubeiuanp. und VaubeicunpbeWbe ia der 
RepI nach MiJchkiJoal'UllD zu baUlDIMII Dabei 
Iiad far du KiJoaram. JlaIuD oder fit du K.iJo. 
an- eines EneulftWa aus Milch 10 ... Kilo­
ln.auD Milch anzunehmen, als zur HemcUunC 
diaa ProduJua nach einem 'IOID FondI unW' 
8ctGckaichciPI der Produluionsbedinpncen 
feftZlllCQftdeD UmreduuUll"erbJJUÜI benl)ull 
werda. Du Umrechnunperh1Jmis kann auch in 
fcaeinheiCd oder Milchliur awcedtockt werden. 
For dift Fesueaunl der Umrec:hnUftCsyerb1Jtnisse 
eilt S 59. 

(4) PreisawsJeichsbeiutp for Milcherzeucer 
koMa. wenn es Z1U VermeidUftC eines DicM TCr· 
crabara Verwalwnpaufwuda DocwendiC iA. 
nach dem Swsd da CehaJt.et\tft MilcJmebs oder 
dem UmfanC der eneupD oder der WUDiu.elbu 
Ul Verbraucher abCCCebenea Milch pawchalien 
werdcL 

(5) Preisa""leichsbeiutp sind auch zu encrich­
Cd 

1. YOa Betrieben. denen eia EinzUC" oder V er­
JOrIWlISpiel <S 13) Diche ZUCcw\esen 
wurde. 

2. for üdUUftCeft .on Milch oder Eneucnissera 
aus Milch außethalb einer ,emJ.ß S 15 Ab •. 1 

. Z 3 'IOrpschriebcnaa Licfenneftce-

-3- Vorgeschlagener Text 

()) Werden Rah. oder Brzeugni •• e au. Milch 90. Brzeuger an 

den 8e.rbeitung.- und Verarbeitung.betrieb geliefert. t.t der 

Au.gleich.beitrag i. Au •• aa der nach 5 12 einzu.etz.nden Milch­

.enge zu entrichten. Der Pond. kann fOr die.e Waren durch Ver­

ordnung eine davon abweichende 8eitrag.hahe fe.t.etzen. wenn 

die. unter 8erOckaichtigung dea Aba.2 geboten lat. 

(4) Bin Au.gleich.beitrag i.t auch von Betrieben. denen ein 

Binzug.- oder Ver.orgung.gebiet (5 13) nicht zugewie.en wurde. 

zu entrichten. 
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Geltende Fassung 

s S. (1) Du Fonds hat die PmuwCleichsbei­
tl'Ip nach Maßgabe der Aha. 2 bis S in der Weise 
zu 1'erwenda. daß 

1. VerubcitunpzwchUsse far Milch, die als 
Rahm oder nach Verubeitung zu Erzeugnis­
sen aw Milch yenvena wird, Inr2hn wer­
da; 

2. PreisawCleichszwchUsse far Milch, die als 
Frischmilch abgegeben wird, Cew2hn werden. 

(2) ZwchUsse nach Ab •• 1 
1. werden in dem AwmaB ccwlhn. cI.u zW' 

Erreichune eines meClichsc einbeidichea Aus-
o uhJunppreises an die Mi1ch1iefenJlCCD unbe­
~ erforderlich in; hiebei in auf die Quali­
tU der Produkte sowM: duauf Bedacht zu 
adunen. daß die Heraniuhnlnc der caUlch.li­
eben Koftcn der Bearbcitunc, V uubcitunC 
und Verccilunc 1'on Milch und EncuCnWen 
aus Milcb an die Kosccn yon Betrieben, die 
nach GrOße, AwsuttunC und Betrieb.orcani­
wioa als wiruc:hafdich anzusehen sind. JOwle 
daß Bemohuncen um eine SteicuunC der 
AbsuzcncwickJunc im VenoflUncscebift 
pferden werden; 

2. kolUMD ZW' EtreichunC der Ziele da S 2 
Abt. 1 den im S 13 AbL 1 beuichneccn Betrie­
bea far eine batimmcc Are. der Verweadunc 
oder VerweftUnc der Milch in Gruppen oder 
cinuJa, cinmaJiC oder für eineD bcscimmccn 
ZciuaUID ,ewlhn werden und 

3. darfea 1lW' BetriebeD ,nrlhn werden. die 
sdndiC 1Il0lkcreimaßi, behandelte Milch und 
EneuCniae a\ll Milch 1'on einwandfreier 
P&cr BachaHenheil in Verkehr scuen. A\II-

-Lt- Vorgeschlagener Text 

S 5. (1) D.r Pond. hat die Einnah.en aue d •• Au.gleich.­

b.itrag in d.r Wei •• zu verwenden, daS 

2. 

1. Zu.chü.se für Milch und Erzeugniss. aus MilCh gewlhrt 

werd.n und 

2. di. unt.r.chiedlich.n Transportkost.n ausg.glich.n 

werd.n. 

(2) lu.chO ••• nach Ab •• l Z 1 

1. w.rden In d •• Au •• aB g.wlhrt, da. fOr .ln.n unt.r 

B.rOck.ichtlgung d.r li.l •• tzung d •• S 2 Ab •• l I 3 

.agllchst wirt.chaftllch geführt.n Betrl.b unt.r B.­

rOck.lchtlgung .rzi.lbar.r, ang •••••• n.r V.rkauf.­

.rla •• zur Err.lchung .in ••• 5g1ich.t .inh.ltllch.n 

Au.zahlung.pr.i ••• an dl. Mllchll.f.rant.n unb.dlngt 

erford.rlich i.t, 

dOrf.n nur a.tri.b.n gewlhrt w.rd.n, di •• tlndlg .01-

kerel.IBlg b.hand.lt. Mllch und Erz.ugnl ••• aue Mllch 

In .iner B •• chaffenh.it In V.rk.hr •• tz.n, dl. d.n 

l.b.n •• ltt.lr.chtlich.n B •• tl •• ung.n .nt.pricht. 
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Geltende Fassung 

nahmen konnen vom fonds bewillil' werden; 
dies p' insbesondere für den fall, daß durch 
Gcbrechell aIl Muchinen lIDd Cierlc.en oder 
andere Yom Beubeiwnp- lIftd Verubeiwncs­
beuicb ruch, zu YelVC&eode Um.nJnde die 
Erzeupnc von VI arm einwandfreier Qualies& 
TOr1lbel'lchend bebilldeft wird. sofern die 
BchinderunCCIl dem foads UftvctZ0Clicb 
bekanrncccebn und ZUCIeicb aJle Vorkeh­
NnCCll lcuoifea wurcIa. lUD diese Behinde­
NnCCll zu bebcbaL 

J 1-.... 
(3) Der fonda Iw die TraupoNUSClcidubci­

utce u. du W_ zu 'lUWCndn. da.l T I"UUpOft­
koftan&l&SChUsie pwlhn werden. die Dach 
CaichupunJuca der Yuucbafdichkci, ermiacke 
T rusponJtcma zur Gnandlace ha.bcIl. S S Abt. 1 
bia 4 aik SÜIn,cm14. 

-s- Vorgeschlagener Text 

(3) Zuschüsss nach Abs.l können 

1. zu den Kosten für die Milchanfuhr, 

2. zu den Kosten des zwischenbetrieblichen Milchversands, 

soweit diese MilCh als Trinkmilch verwendet wird, 

3. zu den Kosten des Milchversands an Dauermilchwerke, 

4. zu den Kosten des Vertriebs von Trinkmilch aller 50r-

ten, 

5. zu den Kosten fOr die aerstellung bestimmter Produkte, 

6. zu den Kosten für die Abgeltung eines Zuschussss für 

hartklsetaugliche MilCh, sofern hiefür eine 

entspreChende Erzeugungsbeschrlnkung festgelegt wurde, 

7. zu den Kosten für die aus Gründen der Marktentlastung 

notwendige Einlagerung von Butter, soweit diese für 

den Inlandsabsatz bestim.t ist, sowie von Milchpulver, 

8. zu den Kosten für Dispositionen gemlB S 15 Abs.1 Z 5, 

9. zu den Kosten für die Ubernahae von Milch, für die ein 

Qualitltszuschlag an die Milcherzeuger zu zahlen ist, 

gewlhrt werden. 

105/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
78 von 139

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Geltende Fassung 

jS . .. , 
(4) Der Fonds hae uaWt Bedachmahme auf S 59 

auf Gnand der Abt. I bis l die BediapnpD ftlhcr 
zu repla, uncu dellen ZUlChasse pmd AbI. 1 
Icwlbn werdea. 

!~. ,.. 
(3) Der Fonds kann Beatbeicunp- und VeJ"lUbei­

tuftl1bccriebe, die diesem Bundesieseu oder Vor­
schriften. die auf Grund dieses Bundesceseucs 
erlaaen wordea sind, zuwiderhandeln. insolanp 
.,on der Gcwlhnanl ~n ZUlChassa lusschlie~ 
als die eD'Iqenscehcndea Hiademissc "on dem i.D 
Bcuache kommenden Bcuieb niche baeiup lind. 

rS. ". 
(5) Soweit die MiueJ da Fonds dies zu1a.ucn. 

koanaa die PreisauscJeichsbeiutp Z1ll' Wetbuq 
für erbohleD Verbnuch "on Milch Wld Erzeupil­
sen aus Milch (SchuJmilchaluionen, WohJIahns­
milch usw.) sowie für lOosUle absaafordemde und 
allenfalls for produlaionssichcmdc Maßnahmell iA 
der Milchwinschafc verwcndcc werden. WerdC1l 
auf Grund dieser BesWnmunccn Zu.schasse m 
Bcarbeiwnp- und Ven.rbciaancsbcuiebe Icwlhn. 
10 gelten die Ab •. 2 bis 4 sinncem1&. 

-6- Vorgeschlagener Text 

(4) Der Ponds hat durch Verordnung auf Grund der Abs.l bis 

l die Bedingungen niher zu regeln, unter denen Zuschasse ge.ls 

Abs.l gewlhrt werden. 

(5) Der Ponds kann Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe, 

die diese. Bundesgesetz oder Vorschriften, die auf Grund dieses 

Bundesgesetzes erlassen worden sind, zuwiderhandeln, so lange 

von der Gewlhrung von Zuschassen ausschlieSen, .ls die ent­

gegenstehenden Hindernisse von de. in Betracht ko •• enden Be­

trieb nicht beseitigt sind. Ir hat sie auszuschlieSen, wenn sie 

trotz Aufforderung durch den Ponds de~ Produzenten nicht den 

•• tlich festgelegten Brzeugerpreis bezahlen. 

(6) Soweit die Mittel des Ponds dies zulassen, kann der 

Ausgleichsbeitrag zur Irh6huag des Verbrauchs von Milch und 

Irzeugnissen aus Milch (Schul.ilchaktionen, WOhlfshrts.ilch 

usw.) sowie far sonstige sbsatzf6rdernde und allenfalls far 

produktionssichernde MaBnah.en in der Milchwirtschaft verwendet 

werden. 

(7) Die Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe sind ver­

pflichtet, an die Osterreichische Milchinfor.ationsgesellschaft 

einen Werbekostenbeitrag in H6he von zwei Groschen je kg Milch 

von der Mengenbasis des zu entrichtenden Ausgleichsbeitrages zu 

leisten. U. diesen Werbekostenbeitrag verringert sieh der von 

den Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben an den Mtlchwirt-
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Geltende Fassung 

S 6. FiU Kcmen. die den Beubeiaanp- Wld Ver­
ubeiQIDs*uieben im Rahmen des Abrechnuncs­
synems des Fonds abcecolten werden. durfen diese 
von ihren Lieferancen keine Bei~ TerianeCft. 
Werden Beiuscc für Konen vertan,," die voar 
Fonds nicht abseco1te1l werden, so k.ann die Bei­
uqshohe uber AnuaC eines beiuqspflichucen üe­
ferante1l oder des Bearbeiwnls- und Venrbei­
wnpbeuiebes vom Fonds uberprUft und erforderli­
chenfalls durch Bescheid fes'Ieseat werden. 

S 7. (l) Zum Auslleich du Transportkoswn, die 
durch Lieferunlen von Milch und Eneucnissen aus 
Milch zu den Bearbeituncs- und Venrbeiaanpbe­
uieben so";e durch LieferuncCD diese,. Waren von 
diesen Betrieben aD die VerbnuchefOfU enutehen. 
in YOfl den Bearbeiwnp. und Veratbeiwncsbeuie­
ben ein Transponausc1eidubeiuq von hochswns 
10 vH da jcweilicCft Eneucerpreiscs für das Kilo­
cramm der aDeeliefenen Milch. berechnet unr.cr 
ZuerundelC1"nc der hOchNn Quali&J.UftUfe und 
eines Fmcehaltct von 3,.' be1iehunpweise der 
aDeeliefence Encucnisse &w Milch zu enuichten. 
Der üeIenane durch den Eneuler ja die Lieferun~ 

ab einer Sammeln.eUe, einer Milchcenossenschah 
oder einer sollfticcn ObemahmsncUc ele1chzuhaJ­
tcn. 

(2) Fu, die An der FCftIC1.Zunc und du AusruS 
der TtuIpOnauselcichsbciutec iuerbalb da icn 
Abt. I 'CftaMwn Hoc.Mawmda cih S 4 siMee­
md. 

-1- Vorgeschlagener Text 

sChaftsfonds abzufahrende Ausgleichsbeitrag. Die öster­

reichische Mllchinfor.ationsgesellschaft hat die Mittel aus den 

Beiträgen far Werbe- und Infor.ationszwecke far Milch und Br­

zeugnisse aus Milch zu verwenden. 

(8) Der Ponds kann zur Zwischenflnanzlerung Kredite auf­

nehmen, um nach Erschöpfung der Einnahmen aus dem Ausgleichs­

beitrag weitere notwendige ZuschOsse zu gewähren." 

3. Oie 55 6 und 7 entfallen. 
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Geltende Fassung 

( .. ) Fiu den 8ezuC oder die üefcrunc yon Milch 
und Ü'zeup.issaa IUS Milch, die Cl2'P1a den 
ß U u.ad 15 enolcea. dada Truspon&o.enzu. 
sc:hGue nidK aewlM werden. 

(5) DIe .... Truuponausclec:hsbciutpD und 
.... PnUausCJechs&eitdpD JW:IUDendeu MiueJ 
biJdea eia pmeiasama ZYeC.kYcrmOleL 

~8· .... 
(2) Da BciU'allcmd Alts. 1 haben zu encrida. 

ca 
I. Ba.rbciaanp., V cn.rbeiamp- WId Milda. 

poßbandclsbcviebe far die VOll Etzeuccnl 
WId SammcJ.nel1cft ancdiefen.ea Mqea an 
VoümiJch und R.a.bm; 

2. - sowm Dich, die Elnrichcunc YOIl Preisau­
cJeichsbcivtcea ,emd S 3 Ab •. 3 Z 3 unwr­

. bleibe - Milcheneupr far die wuaiaeJbll 
an Veri>raucher absecebmaa Menla an 
VoUmilch und R.a.bm. 

Si . ... 
( .. ) Die lemd Ab •. 2 Z 1 Bciuac"Pflichuaen 

k6nncn dca Bciuac luf die EtuulcI' der in 
Bcuadu kommenden Menlen an Milch und R.ahm 
Qbuwllua. 

- ~- Vorgeschlagener Text 

4. 5 8 Abs.2 lautet: 

"(2) Den Beitrag gemlB Abs.l haben Bearbeitungs-, Ver­

arbeitungs- und MilchgroBhandelsbetriebe fUr die von Erzeugern 

und Sammelstellen angelieferten Mengen an Vollmilch und Rahm zu 

entrichten." 

5. 5 8 Abs.4 lautet: 

"(4) Die ge.IB Abs.2 Beitragspflichtigen können den Beitrag 

auf die Erzeuger der in Betracht kom.enden Mengen an Milch und 

Rahm überwllzen." 
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Geltende Fassung 

512. (1) Der foadI darf da Beuhciaaap- uad 
v~ Pmsauscleicblbeivlce 
(J 3) UDd TnuponauscJeichsbeiulp <s 1) jcweilI 
ow fa.r da ZeicraUID 't'onchreibea. fa.r da u 
aeaad S 5 AbI. 4 uad S 1 AbI. 3 DIherc Ileph&ft&CD 
ober die Gewt.bruq 't'Oft Verubeiaanp- I&ftd Preis­
."'-hm'scbCllleD (J 5 AbI. I) lO'Wie YOD Trau­
~0sscD <s 1 Abt. 3) aeuoffea Jw. 

(2) Die PMauqleiWbeiulp <S 3) sowie die 
T~UIp <S 1) Iiad aaoaadicb 
dem FoadI abzuredaaea UDd splrareu UD I..eata 
da folpadea XaJaacIermoDala aa iha eiuuzah­
Iea. Die TIUIpOrUUSClciduOeiUlp lind psoa_ 
den ~ ~ 141 _MO cik lÜuapmd. 

(3) Bei lÜcII& ftlChczeitipr Abfuhr der paad da 
S5 3 .. 7 ... acrichc.enda AllJIkichabeir.rtp 
koaaaa. lOWac .. im EiDzclla1l keiM unbiJlip 
HIN lNdeutec. V uzupzinsea YO'Ieschticbea 
wadaa. cIcraa HoIw da OisJconuacz du Oefter­
teidWchea _NaäonaJbank um 6 't'H Obcmcip. 
Zuschaue koaaen Jqeft rlflicc AuscleichsbeiU'lp 
.uf~ werden. Werden flllile ZIIIChOSlc 
da Focacb dea Berechcipn ohne lein VencbuleICA 
Aidac NChaeicic bezahl, odu ~ 10 koa­
MD. soweit a die winsdWd.iche Laae da fonds 
zu1dc. VerzupzinJcn ia der im emea Saa 
JelWUlcea Hohe CCWIhn wcrdea. 

-'- Vorgeschlagener Text 

6. 5 12 Abs.l bis 3 lauten: 

5 12. (1) Der Ponda darf den Bearbeitungs- und Verarbei­

tungsbetrieben einen Auagleichabeitrag (5 3) jeweila nur fUr 

den Zeitraum vorachreiben, fUr den er gemlB 5 5 Aba.e nlhere 

Regelungen Uber die Gewlhrung von aolchen ZuachUasen getroffen 

hat. 

(2) Der Ausgleichabeitrag iat .onatlich dem Ponda abzu­

rechnen und splteatens a. Letzten dea fOlgenden Kalender.onatea 

an ihn einzuzahlen. S 242 BAO gilt ainngemlB. 

(3) Bei nicht rechtzeitiger Abfuhr des gemle S 3 zu ent­

richtenden Ausgleichsbeitrages können, soweit es im Einzelfall 

keine unbillige Hirte bedeutet, Verzugszinsen vorgeachrieben 

werden, deren Höhe den Diskontaatz der Oesterreichiachen Na­

tionalbank um 6 VB überateigt. ZuachUsse können gegen einen 

filiigen Auagleichsbeitrag aufgerechnet werden. Werden flilige 

Zuachüsse dea Ponds dem Berechtigten ohne sein Verschulden 

nicht rechtzeitig bezahlt oder verrechnet, so können, soweit es 

die WirtschaftliChe Lage des Ponds zullet, Verzugszinsen in der 

im erBten Satz genannten Höhe gewlhrt werden." 
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Geltende Fassung 

S U. (I) VerubciaanCI- und PreisaUSClciduzu­
achOUe sowie TruuponJum.mzuachaue sind nur 
Beuieba zu pwthma. die Milch oder Erzeupisse 
&&11 Milcb &&11 EiDzuPCebiClCll (Ab .. 2) baiehen 
oder iD Venof'l'lJllSPbiew (Abt. 3) liefem. Ocr 
Fonds Iwul b.iC'lOD Auaa·hIMQ bcwillicen, tofem 
da .. mie da im 5 2 Abt. 1 1ft&Mc.m lieJa .er­
eiftbtr siDd. 

~t1~i 
(4) Oie ZuweiJunc eines Venorpnppbiaa 

schJie&, die Vapflichcunc in sich, an KJcinhandcJs. 
cachalw M.iJch iD KleinpackUftcea 9'OD 1 Lia.em 
und darunter zu liefern, weAft rqclmdic ~Iich 
eiDt Menp 9'OD Iftindaceu 20 üc.cm abpnocnrn.n 
wird. Milch ia GtOSpaduanCCft WMI offene M.i1ch 
- DU!' zu liefua, WCIUI davOD rqclmlSiC ~lic.h 

mindacens 20 üccr bezocea wctdea. Yard die Li .. 
ferunC kleinerer Mencea beampnu:ht.. 10 iR cIcr 
zWdAdip BearDeicunp- und V crubeicuapbcuieb 
zur BelieferunC DUf Yerpflic:Jn.n. weaD ihm diese 
YOIIl Fonds wpuapa wird. Eia sokhcr Aufnc 
iR zu encila, WCQ.D die Belieferunc zur ordaunp­
semlSa V morpnc dc: .... olkcnaq DOCWadia 
ist. Die VerpflichcunC zur üefenanc 90ft Milch .... 
fl11&, wenn dc: zu Beliefernde die bruc:benoblich_ 
Liefer- und ZahJunCSkoodicioftCD Diebe eiah1h odu 
waua die ZlIAClJunc dem zUSl1.Dclica Bcatbeä­
QUlp- UDd V crubciaaqsbecricb wiruch.aft.Iida 
Diebe ZWDucbv iA. Milch. ~ aeriIe 
MiJc:b, iIl Didac zu ~cm, WCQ.D die Abpbc iD ciD­
wuc:1&eier per Bachaffaheic aic.b& ~ 
.. d.ia iR iDsbaondcre der Fall, waaa die AWbe­
wabruq Dicht iD peipcwa KAhJciarichamc­
afolp. Ob" eine ZustdJuna wirucIWdic:h aidac 
ZUlDumu iR oder ob die Ahpbe ia ~ 
pce.r BcscbaffCDheic a.icb& cewabrieift.a iR, CDt· 
lCheidcc im ScreicfalJ der Foocb auf ADcnc eiacr Puui ~~ -

-110- Vorgeschlagener Text 

7. S 13 Abs.l lautet: 

"5 13. (1) Zuschüsse sind nur Betrieben zu gewähren, die 

Milch oder Erzeugnisse aus Milch aus Einzugsgebieten IAbs.2) 

beziehen oder in Versorgungsgebiete IAbs.3) liefern. Der Fonds 

kann hievon Ausnshmen bewilligen, sofern diese mit den im 5 2 

Abs.l genannten Zielen vereinbar sind." 

8. 5 13 Abs.4 lautet: 

"(4) Die Zuweisung eines Versorgungsgebietes schlieat die 

Verpflichtung in sich, an ~leinhandelsgeschäfte Milch IU lie­

fern. Die Verpflichtung zur Lieferung von Milch entfillt, wenn 

der IU Beliefernde die branchenüblichen Liefer- und Zahlungs­

konditionen nicht einhält oder wenn die Zustellung dem lustln­

digen Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb wirtSChaftlich 

nicht lumutbar ist. Milch ist nicht zu liefern, wenn die Abgabe 

in einwandfreier guter Beschaffenheit nicht gewlhrleistet istl 

dies ist insbesondere der Fall, wenn die Aufbewahrung nicht in 

geeigneten ~ühleinrichtungen erfolgt. Ob eine Zustellung wirt­

schaftlich nicht zumutbar ist oder ob die Abgabe in einwand­

freier guter Beschaffenheit nicht gewährleistet ist, ent­

SCheidet der Fonds im Streitfall auf Antrag einer Partei." 
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Geltende Fassung 

S 14. (l) Soweit dies ~ Eneicbuq der im S 1 
A.bs. I Z 4 UDcI 5 pnaaaceD Ziele DOIWeDdic "Iw 
eIer Fonds lIDSer Bcdachmabme auf die abripD 
ZieIseawlpD da S 1 AbI. I Barbciaaap- ud 
Verubeicuqsbeuieben uacI daa winxbaftJichaa 
ZUS&IIUDenIC1UGssea durch aJJpmeia YabiDclIic:be 
ADordaunc (J 59) Einzup- ud VerJOrIWlCSP­
biae zuzuwei.seDö fQr die Abptt.zunc der Eiazup­
uaci Venofl'lDlSlebd sind maßcebacI 

1. die An lIDd AuqaWcuDi der Beuiebsaa.lap 
ud ihre I.eiftuncsflh.ipal iD qualicaa.v ud 
qua.aciwmr Beziehuq. 

1. die MiJc:Derpbilkcit da Gebicla, 

3. die ~ VerbI.hniIM ja da 
YcncbiecIeDa Teua da Gebic\cs ud die 
K.oaaa da Tl"IASpOncI ~ MiJda ud 
Erzcupiaa aus Mi1c:b. 

4. die Lap zu IJeichani~o baadabanen 
Beuieba ud zu pOßuco Vabrauchsol'Wl, 

5. die BcYolk.erv.apiichce UDd die On1ichCD 
~Ih.niuc ud 

6. die Qua1idt der CftCUpn Produkta. 

-",,- Vorgeschlagener Text 

9. 5 14 Aba.l lautet: 

·(1) Soweit dies zur Erreichung der im 5 2 Abs.l Z 4 und 5 

genannten Ziele notwendig ist, hat der Fonda unter Bedachtnah.e 

auf die übrigen Zielsetzungen dea 5 2 Aba.l Bearbeitunga- und 

Verarbeitungsbetrieben und deren Wirtschaftlichen Zusa.men­

schlUssen durch Verordnung (5 59) Einzugs- und Versorgungsge­

biete zuzuweisen, für die Abgrenzung der Einzugs- und Versor­

gung.gebiete .ind maSgebend 

1. die Art und Ausgestaltung der Betriebsanlage und ihre 

Leistungsfähigkeit in qualitativer und quantitativer 

Beziehung, 

2. 

3. 

4. 

5. 

die Milchergiebigkeit des Gebietes, 

die verkehrstechnischen Verhältnisse in den verschie­

denen Teilen des Gebiete. und die ~osten des Trans­

portes von MilCh und Erzeugnissen aus Milch, 

die Lage zu gleichartigen benachbarten Betrieben und 

zu gröSeren Verbrauch.orten, 

die Bevölkerungsdichte und die örtlichen Arbeit.ver­

hlltnisse und 

6. die Oualität der erseugten Produkte.· 
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Geltende Fassung 

lA"._., 
("1 Die Einz ..... ud V~ sind 

bei ADdctuDc der V GraUllftZUllCCDo die fa, ihre 
Jepünmac aaa4pbad wva. DCU &11 baammaL 

-1\2.- Vorgeschlagener Text 

10. S 14 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die Einzugs- und Versorgungsgebiete sind bei Knderung 

der Voraussetzung.n, die für ihre Bestimmung maBgebend war.n, 

n.u zu besti •• en. Ein Bearbeitungs- oder Verarbeitungsb.tri.b 

od.r .in wirtschaftlicher Zus.mmenschluB, der sein.n Milch­

lieferant.n niCht den amtlich g.regelten Erzeugerpreis ausbe­

zahlt und dieser V.rpflichtung trotz Aufforderung inn.rhalb von 

drei Monaten nicht nachkom.t, verliert sein Einzugsgebi.t dr.i 

Monate nach einer solchen Aufforderung. Bis zu einer N.uzuw.i­

sung d.s Einzugsgebietes durch den Ponda gilt jeder andere Be­

arbeitungs- und V.rarb.itungsb.trieb als zustindiger Bearbei­

tungs- und Verarbeitungsbetri.b. Betrieb.n, die mehr.als vor­

sltzlich g.g.n'B.sti •• ungen des Lebens.ittelgeaetzes verstoBen, 

ist ihr Versorgungsgebiet durch BeschluB des Ponds zu ent­

ziehen, wenn durch di. Art der VerstÖBe eine SChidigung d.r Ge­

sundheit der Konsu.enten .öglich ist." 

11. S 14 wird folgender Abs.5 .ngefUgt: 

"(5) Die Organe der Lebens.ittelaufsicht sind v.rpflicht.t, 

VerstaBe geg.n Besti.mungen des Lebensmittelgea.tzes, die durch 

Bearb.itungs- oder Verarbeitungsbetriebe oder durch wirtsch.ft­

liche Zus •••• nschlosse erfolgen und durch die eine Schidigung 

der Gesundheit d.r Konsu •• nten .öglich iat, d •• Milchwirt­

sch.ftsfonds .itzut.il.n." 
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Geltende Fassung 

S 15. (1) Zur Etreicbuac der im S 2 Aba. 1 
paaama Ziele Iwua der Foada 

I. im Eiuuppbiec eiDa wUuchafdicbea 
Z"nmmcntdUuaa piece- Barbeicunp-
- V~ unrcisa. ihre 
Produk&e UI da wirucbaEdic:Iae ZlJPmmg. 
ICbJd zu Wem. 10( ..... Dicht uds Enei­
eh .... da ZicJa der cfcichm"ip Beliefe­
naac da '."ncbmada.a <S 2 AbI. 1 Z 4) auf 
Gnaad eiDCt im IDtcreae der koaeDcaasac­
.. ObenchuS.u *enu.DC er'IupIlCG Vor­
sc:bteibuq uds Z 5 far eiDe ~ Buadcsmi­
aiaer far Luad- Wld Fomwitac:haft Dach 
nchaeiticv Bcf&llUftl da ZlIAIDdilCD wirt­
tdWdicbaa Zupm"'C"'IChJuaa als forde-

• naapwGrdic bneichDfte Abwz- wut Ver­
weraaapaaa.laabme zu yerweDdea sind. 

2. aro&erc Vabrauduone mehraa Bearbei­
CUftp- und VeratbeiaanCSbecriebea (wirt­
schaIWchea ZusammeDSChJQssen) als ,emein­
sama VenoflUnpcebiet zuweiseD. 

3. Beatbeiaanp- ud Vervbeiuancsbeuieben 
(wVucbaftlichen ZW'mmenschJOSSen YOD sol. 
cheJl). deMn ein V cnolJUnpcebict zUlcwie­
sen wwde. HOchn- oder Mindat.mcnICD yon 
Milch oder bestimmteD Etuucnissen aw 
Milch YOnchreibea, die sie &W' Vcnof'l\lnc 
eroBerer VerbrauchsoIV ihra VenolJUncs• 
Cebicta &u Jiefem bben. 

-I\~- Vorgeschlagener Text 

12. S 15 Ab •• l laut.t: 

·S 15. (11 Zur Brr.ichung d.r i. S 2 Ab •• l g.nannten Zi.l. 

kann d.r Pond. 

1. i. Binzug.g.bi.t ein •• virt,chaft1ich.n Zu.a •• en­

.chlu •••• gelegene B.arb.itung.- und Verarb.itung.b.­

tri.b. anv.i.en, ihr. Produkt. an den virt.chaftlich.n 

Zu.a ••• n.chluS zu lief.rn, 

2. gröser. Verbrauch.ort •• ehreren Bearbeitung.- und V.r­

arb.itung.betri.ben (virtachaftlich.n Zu ••••• n.chlO.­

.enl .1. g ••• in ••••• V.r.orgung.gebiet zuv.i •• n, 

3. Bearb.itung.- und V.r.rbeitung.betri.b.n (virt.chaft­

lich.n Zu.a •• en.chln •• en von ,olch.nl, d.n.n .in V.r­

.orgung.gebi.t zugevi •• en vurde, Höch.t- od.r Mind •• t­

.eng.n von Milch od.r be.ti •• t.n Brzeugni •• en au. 

MilCh vor.chreiben, die .i. zur Ver.orgung gr6Ser.r 

Verbrauch.orte ihr •• Ver.orgung.g.biete. zu li.fern 
hab.n, 
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Geltende Fassung 

4. Beatbciaanp- ud Venrbciwnpbariebcn 
(wiruchafdichcD Zusammcnsch1lls1cn yon sol· 
chen) cIcD Zukauf YOD Milch und Erzeucnis-
leD lua Milch IUfvacen. 

s. Bcarbciaanp- ud Verarbciaancsbctrieben 
(winschafdjchca Zusa.mmcnschJOsscn .on sol­
chca) YOnChreiha, in welchen Menaen und 
ja welcher "'eile Iic die anceliefcnc oder 
zuCCkaufw Milch und die Erzculnisse aus 
Mikb zu beatbciwn, zu .crarbci&eD, zu .enei­
Icn oder sonn-zu verwenden oder zu v~",er­
teil haben. 

6. far die Einzup- und Venorpncsgcbiete dic 
üefcr&lllp- uad ZahJunrsbcdincungcn fur 
Milch uod Erzcucnisse aua Milch fmseaen; 
soweit Dicht Gqenceiligel .ercinbart worden 
ist. sind die Lieferungs- und ZahJungsbcdin­
pDCCIl Inhalt der davon betroffenen, zwi­
schen dem Milchliefennt.ell und dem Beatbei­
aanp- UDd V crarbeiwolsbetrieb ,eschlosse­
nea LicfcrYelVlcc. In den Lieferungs- und 
ZahJungsbcdinCUOCCD 1wm der Fonds, wenn 
eia Bedo..rfnis nach einheitlichen Beuneilungs­
puadslaa ancenollUDCn werden kann, auch 
RqeluDlcu ucffca aber die FestStellunI der 
wmbescimmendcu Bestandceile und Eilcn­
sdWtea der ancelicfenen Milch und die 
Durc:bfohrun, eines Scb.icdscutac.bceIYerfah­
I"CIII far Pille, ja denen bez1lclich dieser 
Besu.ndtcilc oder Eicenschaftcn die Beschaf­
fenheit der anceliefcnen Milch zwischen 
MiJdWcfaant.ell uod Bearbeiaangs- und Ver­
arbeiaaqsbcuieb suiq wird. 

- ttlt -

4. 

5. 

6. 

Vorgeschlagener Text 

Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben (wirtschaft­

lichen zusa •• enschIOssen von sOlchen) den Zukauf von 

Milch und Erzeugnissen aus Milch auftragen, 

Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieben (wirtschaft­

lichen Zusammenschlüssen von SOlchen) vorschreiben, 

welche Mengen der angelieferten Milch sie fOr die 

Sicherstellung der Frischmilchversorgung, fOr die 

Verwendung von hartklsetauglicher Milch sowie fOr 

MaBnahmen i. Interesse einer kostengünstigen Uber­

schuBverwertung aufgrund einer Vorschreibung des Bun­

des.inisteriums für Land- und Forstwirtschaft zu ver-

wenden haben, 

für die Einzugs- und Versorgung8gebiete die Liefe­

rungs- und Zahlungsbedingungen für Milch und Erzeug­

nisse aus MilCh festsetzen; soweit nicht Gegenteiliges 

vereinbart worden ist, sind die Lieferungs- und Zah­

lungsbedingungen Inhalt der davon betrOffenen, zwi­

schen den Milchlieferanten und dem Bearbeitungs- und 

Verarbeitungsbetrieb geschlossenen Liefervertrige. In 

den Lieferungs- und Zahlungsbedingungen kann der 

Fonds, wenn ein Bedürfni. nach einheitlichen Beurtei­

lungsgrundsitzen angenommen werden kann, auch Rege­

lungen treffen über die Feststellung der wertbestim­

menden Bestandteile und Eigenschaften der angeliefer­

ten Milch und die Durchführung eines Schied.gutachter_ 

verfahrens für Fille, in denen bezüglich dieser Be­

standteile oder Eigenschaften die Beschaffenheit der 

angelieferten Milch zwischen MilChlieferanten und Be­

arbeitung.- und Verarbeitungsbetrieb strittig wird." 
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Geltende Fassung 

~ A';: ... 

(3) For Licfenaacen YOD Milch und Etz.cupissen 
aus Milch, die CDcceaea dicscm Bundesccseu oder 
den auf Grund dieses Bundescescaa erlassenen 
Vonchrift.n dwchcefohn werden, Unn der Fonds 
PreisaUSCJeichJ- und T ransponauscJeichsbeiUSce 
bis zur dreilacbCD Hohe da in den SS ) und 7 vor-. 
aaebenen Hochsuusmaßes yonchRiben. Fur so'­
che ücfenaaccn baWt kein Anspruch auf Leistun­
pa aus da Miaeln da Fonds. 

1,.11. 
(2) 'Weiler bat der Fond. die EicenscMhen, die 

der Milch und den Erz.eucnissen aus Milch hin­
sichtlich der Gewlhrunc .-on ZuschßsJen zukom­
men mUssen. die Maßnahmen zur weichunc die­
ser Eieenschahcn, den Vorcanc zu ihRr Fcnswl­
lune sowie die Kennuicbnunc und Verpackune 
der poannleD 'Wucn im eeschlhlichen Verkehr 
fauulqCD. Er Mt biebei ... uE die im S 2 AbI. 1 
plWUlleD Ziele. auf die winschaldiche LeistunCS­
f1hiCkcit und die Aw.nammc der Beuiebsanlqen 
sowie auf die handelsablichen Gebrtuchc Bedacht 
zu nehmen. 

(3) Du Foada hat darober hinaus fur Milch und 
ErzcusniSle aus Milch BczeichauDpYOrschriftcn 
insoweit zu erlassen, ab die Republik Onerreic:h 
durch zwischCDRaatlic:M V creinbanancen biezu 
yapflic:hr.n in. 

-115- Vorgeschlagener Text 

lJ. S 15 Abs.J lautet: 

·IJ) POr Lieferungen von Milch und Erzeugnis.en au. Milch, 

die entgegen diese. Bundesgesetz oder den auf Grund die.e. Bun­

desgesetze. erlas.enen Vorschriften durchgefOhrt werden, kann 

der Ponds einen Ausgleich.beitrag nach Maegabe de. Ver.chuldens 

bis Bur dreifechen Röhe des Röchstaus.eee. vorschreiben. POr 

solche Lieferungen darf der Ponds keine Leistungen aus seinen 

Mitteln erbringen.· 

14. S 17 Abs.2 bis 4 lauten: 

.(2) Weiters hat der ponds die Eigenschaften, die der Milch 

und den Erzeugni.sen aus Milch hinsichtlich der Gewährung von 

Zuschüssen zukommen müssen, sowie den Vorgang zu ihrer Pest­

stellung festzulegen. 

(3) Der Ponds hat für Milch und Erzeugnisse aus Milch Be­

zeichnungsvocschriften insoweit zu erlassen, als die Republik 

Osterreich durch zwischenstaatliche Vereinbarungen hiezu ver­

pflichtet ist. 
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Geltende Fassung 

(<t) Der Gebrauch ..,.. ~lUluichnungen UDd 
Verpackungen. die geeipet sind, Verwechsluncen 
mit den Tom Foads bestimmun Kenazeichnungen 
und Verpackuogen ~ol%utUfen, ist 1'erboun. 

(5) Der Fonds hat dem Bundesminister für Land­
und Fomwinschah in Absdnden Ton zwei lahren 
Beric:hu 1'OI%uJecen ober den jC'W'eiJigen Stand der 
QualitlU1'orschrif&en for Milch und Erzeugnisse 
au Milch in Osrcrreich JOWie insbesondere in Scaa-
1Cn und Winscbahsgebieun, mit denen Önureicb 
Handelsverkebr mit Milch und Erzeugnissen aus 
Milch unurblh. 

S tl. (1) Por frische Rohmilch und frischen Rob­
rahm Ce1un in Er&tazunc zu S 13 Abi. 2 und S 17 
AbI. 1 die Ab •• 2 bis 4. 

(2) Der Fonds hat for Milch (Abs. 1), die Bear­
beitungs- und Verubeituncsbetriebe 1'Oft Mi1chlie­
feranun obemebmen, mit a1lccmein 1'erbindlicber 
Anordnung mindestenS zwei QualidukJassen fest­
zusetzen. Dabei ist auf die VcrbesseNnl der bei 
der Milchcrzcupnr-bes&ebcndcn V~lmiSM und 
du Erfordernis der Bcrcits&ellunC von Milch und 
Erzeupissen au Milch in einwandfrcicr peer 
Beschaffenheit <S 2 Ab •. 1 Z S) Bedacht zu nehmen. 
(~ 

-t1b - Vorgeschlagener Text 

(4' Der Fonds hat dem Bundesminister für Land- und Forst­

wirtschaft in Abständen von zwei Jahren Berichte vorzulegen 

Ober den jeweiligen Stand der Qualititsvorschriften für Milch 

und Erzeugnisse aus Milch in österreich sowie insbesondere in 

Staaten und Wirtschaftsgebieten, mit denen österreich Handel.­

verkehr mit Milch und Erzeugnissen aus Milch unterhält." 

15. S 17 Abs.S entfällt. 

16. S 18 lautet: 

"S 18. (1) Der Fonds hat für Milch, die Bearbeitungs- und 

versrbeitungsbetriebe von Milchliefersnten übernehmen, durcb 

Verordnung mindestens zwei Qualititsklassen festzusetzen. Dabei 

ist auf die Verbesserung der bei der Milcherzeugung bestehenden 

verhältnisse und die besonderen verwendUngserfordernisse Be-

dacht zu nehmen. 
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Geltende Fassung 

(3) Zur VenneidUft, einer erheblichen Bccin­
utchtilUn, der Ziele da S 2 Abt. I kann der Bun­
dcsminis1cr for Land- und Fomwinschalt mit Vu­
ordnun, die ZUSdndi,keit zur fesucuunC von 
QualitJuk.l.usa an sieb ziehen. Ocr ZUftJndi,­
keiuabcrcan, -eilt Eur die Dauer eines Jahres, 
sofern nicht ciac kürzere Frist fmceSftZt oder 
durch Verordnun, eine Verbn'ft'Unc um hoch­
see", ein Jahr vOflenommcn wird; eine Venln,c­
Nn, in insolance zullssic, all es für die Erreichun, 
des im enwn Sau ,enanneen Zieles erforderlich isL 

(4) Wird vom ZenuailaboratOrium des fonds 
oder einem anderen hiezu ermlchtipn einscblä.gi­
cen UboratOrium fCftleswlle. daß Milch in einer 
Beschaffenheit celiefen wurde. die auch die Anfor­
deruncen an die jeweils leuw QualitJuklassc nicht 
erreiche. so ist der in BetraCht kommende Milchlie­
fermt vom zustindicen Bcarbciwncs- und Verar­
bciampbcuicb im Namen des fonds schrifdich zu 
verwarnen. Wird innerhalb eines Jahres von der 
Zustellung der Verwamunc an neuerlich fcsqe­
steHt. daß die vom beucffenden Milc:b1ieferanc.en 
,diefene Milch die Bac:ha.ffenheit der jeweils leu­
tC1l QualitJuklasse nicht erreiche. so hat ihn der 
Bntbeitungs- und Verubeitungsbetrieb bicvon 
nachweislich zu vcmlndiCCn uad vom dritten dat­
auffol,enden T .. an von ihm keine Milch mehr zu 
übernehmen. Dieses ObemahmC'YClbot eilt so 
Iup. bis du beueffende Milchliefermt durch das 
Zcupis eines nach dem enten Saa in Betracht 
kommenden UboratOriums nachwein. daß die von 
ihm anceliefmc Milch wieder mindesun.s du !cu­
tC1l QualitJuklassc anspricht. An. die Sc.eUe des 
Obemahmcverboc.es tri", jedoch neuerlich eine Ver­
watIlunc. wenn seit dem Ende des leatC1l Obemah­
mCftlboc.es bereiu sechs Monau: vemrichcn sind. 

-11"1-- Vorgeschlagener Text 

(21 Zur Vermeidung einer erheblichen Beeintrichtigung der 

Ziele des 5 2 Abs.l kann der Bundesminister fOr Land- und 

Porstwirtschaft mit Verordnung die Zuständigkeit zur Pest­

setzung von Qualitätsklassen an sich ziehen. Der Zuständig­

keitsübergang gilt für die Dauer eines Jahres, sofern nicht 

eine kürzere Prist festgesetzt oder durch Verordnung eine Ver­

längerung um höchstens ein Jahr vorgenommen wird, eine Ver­

längerung ist insolange ZUlässig. als es für die Erreichung des 

im eraten Satz genannten Zieles erforderlich ist. 

(31 Wird von einem hiezu ermäChtigten einschllgigen Labora­

toriu. festgestellt, daS Milch in einer Beschaffenheit ge­

liefert wurde, die auch die Anforderungen an die jeweils letzte 

Qualitätsklasse nicht erreicht. so ist der in Betracht kommende 

Milchlieferant vom zustindigen Bearbeitungs- und Verarbeitungs­

betrieb im Namen des ronds schriftlich zu verwarnen. Wird 

innerhalb eines Jahres von der Zustellung der Verwarnung an 

neuerlich festgestellt, daS die vo. betreffenden Milchliefe­

ranten gelieferte MilCh die Beschaffenheit der jeweils letzten 

Qualitätsklasse nicht erreicht, so hat ihn der Bearbei-

tungs- und Verarbeitungsbetrieb hievon nachweislich zu verstän­

digen und vom dritten darauffolgenden Tag an von ihm keine 

Milch mehr zu übernehmen. Dieses Ubernahmeverbot gilt so lange, 

bis der betreffende Milchlieferant durch das Zeugnis eines nach 

dem ersten Satz in Betracht ko.menden Laboratoriums nachweist. 

das die von ih. angelieferte Milch wieder .indestens der 

letzten Qualititsklasse entspricht. An die Stelle des Uber­

nahmeverbotes tritt jedoch neuerlich eine Verwarnung. wenn seit 

dem Ende des letzten Ubernahmeverbotes bereits sechs Monate 

verstrichen sind." 
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Geltende Fassung 

SI'. (1) Die BeiuappflichtiJCll haben Aufzeich­
nunem zu fohren, die alle Anpben. die for die 
Errec:hnunC der Bemessunl'p"ndlqen for die 
Ause1eic:hsbeiulp WId for die GewthrunC YOn 
ZuschOssen maßcebend sind, zu enthalten haben. 
Femer kann der Fonds zur ErmiuJunC der caUlch­
Iicben Xoaen (J S Ab •. 2 Z I) Beatbeitunp- und 
Ventbcimnpbeuieben die DurdlfuhrunC einer 
~llenrechnunc nach MaßCabe eines Tom 
Fortds aufzustellenden einheidichm Koscenanm­
uacl XostenneUcnplanes YOnchtciben und die in 
diesem Zusaaunenha.q ertordcriichm Richtlinien 
erlassen. -

(2) Die Bciuappflichucm haben dem Fonds alle 
Melduneen zu emaaen und alle Auskunnc zu 
eneilen, die zur ErnüalunC der Bemessuncscrund­
Iqen for die AwcleichsbeitrlCe und ZwchUsse 
erforderlich sind. Bcuiebe, denen die Ourchfüh­
Nne einer Kostenaellenrec:hnunc aufCetr2gen in. 
haben die Ercebnisse dieser Rechnunc dem Fonds 
bekannauceben. Oie Beiuappfliehticen haben 
.,ei~r den Tom Fonds entSCnde~n Organen nach 
Vorweisunc ihres Amuaufuaca den Einblick in 
die BeuiebsrSume; die Erhebunc der Vom~ und 
die Einsichtnaftmc in die Au&eiehnun,en zu 
cesuaen, die die KonenneUenrechnunc beucHen 
oder die for die ErrechnunC der BcmessuncsCNnd­
lasen for die Au.cleiehsbeiutce und Zuschusse 
ma4cebend sind; zu diesem Zweck äst den 0llanen 
des Fonds auch Einsieh, in alle Unterlqen zu 
ccwlhtm, die eine ,enaue konenmlßice Abcren­
zun, des Bcuiebszwe1ces. auf den sich dieser 
Abschnin bezieh" zu einem Nebenbcuieb enno,li­
chen. Die Gcw1htunC eines Zuschusses wn ver­
weicen oder widelTUEen werden. wenn ein 
Zuschußberec:htipr den Bestimmuncen dieses 
Absaczcs niehe Folie leisu:t. 

-I\i- Vorgeschlagener Text 

17. S 19 Abs.l und 2 lauten: 

"(I) Die Beitragspflichtigen haben Aufzeichnungen zu 

fOhren, die alle Angaben, die fOr die Brrechnung der Bemes­

sungsgrundlagen fOr den Ausgleichsbeitrag und fOr die Gewih­

rung von luschOs.en maBgebend sind, zu enth.lten haben. Perner 

kann der Pond. zur Ermittlung der tatsichliChen Kosten Bearbei­

tungs- und Verarbeitungsbetrieben die DurchfOhrung einer 

Kostensteilenrechnung nach MaBgabe eines vom Ponds aufzu­

stellenden einheitlichen Kostenarten- und Kostensteilenplanes 

vorschreib_n und die in diesem Zusammenhang erforderlichen 

Richtlinien erlassen. 

(2) Die Beitragspflichtigen haben dem Ponds alle Meldungen 

zu erstatten und alle AuskOnfte zu erteilen, die zur Ermittlung 

der Bemessungsgrundlage fDr den Ausgleichsbeitrag und die zu­

sChOs.e erforderlich sind. Betriebe, denen die DurchfDhrung 

einer Kostenstellenrechnung aufgetragen ist, haben die Brgeb­

nis.e dieser Rechnung dem Ponds bekanntzugeben. Die Beitrags­

pflichtigen haben den vom Ponds entsendeten Organen den Ein­

blick in die Betriebsriume, die Erhebung der Vor rite und die 

Einsichtnahme in die Aufzeichnungen zu gestatten, die die 

Kostensteilenrechnung betreffen oder die für die Brrechnung der 

Bemessungsgrundlage für den Ausgleichsbeitrag und fOr die Zu­

schOsse .aBgebend .ind, zu diesem Zweck ist den Organen des 

Ponds auch Einsicht in alle Unterlagen zu gewlhren, die eine 

genaue kostenml81ge Abgrenzung des Betriebszweiges, auf den 

.ich dieser Abschnitt beZieht, zu einem Nebenbetrieb erm8g­

lichen. Die Gewlhrung eines Zuschusses kann verweigert oder 

widerrufen werden, venn ein ZuschuBberechtigter den Bestim­

mungen dieses Absatzes nicht POlge leistet," 
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Geltende Fassung 

.. S 21. (I) Wird fUr im S I angeführte inländische Waren der Unternummern 0403 10 Bund 
040390 B sowie der Nummern 1806, 1901, 1904,2106,2202 und 3501 des Zolltarifs ein Preisausgleichs­
beiuag nach S 3 oder ein Beuag nach S 11 eingehoben, so ist anläßlich der Einfuhr gleichaniger Waren in 
das Zollgebiet ein Imponausgleich in der Hohe dieses Beiuags oder Betrags zu erheben." 

(2) Der foacls hat durch aJllemein .,erbindliche 
AnordnUftl <S 59) feftZUSlCl1a, auf welche "&reD 
die Vonusscauqa des AbI. 1 zuueffen. Der für 
den ImponausaJeich nach Ab •. 1 maßcebende 
ImponauslJeichssaa. ia TOID fond.s mit Bescheid 
zu beftimmea. 

~u,. '" 
(2) Mahlerzeugnisse im Sinne dieses AbschnitteS sind folgende Waren; soweit im nachstehenden 

Unternummern oder ex-Positionen des Zolltarif. aßgefUhn sind, unterliegen nur jene Waren diesem Bun­
desgesetz, die von den Unternummern der jeweils letzten Gliederungsstufe oder von den angefuhrten ex­
Positionen erfaßt sind: 

_-1j- Vorgeschlagener Text 

18. 5 21 lautet: 

"5 21. (1) Wird ein Ausgleichsbeitrag nach 5 3 Abs.2 Z 1 

festgesetzt oder wird fOr i. 5 1 angefOhrte inllndische Waren 

der Onternu •• ern 0403 10 Bund 0403 90 B sowie der Nu •• ern 

1806, 1901, 1904, 2106, 2202 und 3501 des Zolltarifs ein Aus­

gleichsbeitrag nach 5 3 oder ein Betrag nach 5 11 eingehoben, 

so ist anllBlich der Einfuhr gleichartiger Waren in das Zollge­

biet ein I.portausgleich in derjenigen Höhe zu erheben, wie die 

gleichartigen inlindiachen Waren durch den vorgenannten Beitrag 

oder Betrag belastet sind, 

(2) Der Ponds hat durch Verordnung ($ 59) festzustellen, 

auf welche Waren die Voraussetzungen des Abs.l zutreffen. Der 

für den I.portausgleich nach Abs.l .aBgebende I.portaus­

gleichssatz ist vo. Ponda .it Bescheid zu beati •• en." 

19. 5 26 Abs.2 lautet: 

"(2) Mahlerzeugnisse i. Sinne dieses Abschnittes sind fol­

gende Waren, soweit i. nachstehenden Unternu •• ern oder ex-Posi­

tionen de8 Zolltarifs angefUhrt sind, unterliegen nur jene 

Waren die8e. Bunde8gesetz, die von den Unternu •• ern der jeweils 

letzten Gliederung8stufe oder von den angefOhrten ex-Positionen 

erfaBt 8ind: 
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1104 

Geltende Fassung 

TARif 
NrJUNr. 'IV ..... beuichnunc 

1101 00 Mehl au. Weizen oder Mengkorn 

1102 Mehl aus anderem Gcucide aLs Weizen oder Mengkorn: 
10 - ROBBenmehl 
20 - Mai.mehl 
90 - andere: 

B - T riticaJemehl 

110) Grlltte, Grieß und Pellets aus Gcucide: 
(10) Grlltte und Grieß: 

11 - aus Weizen: 
ell 11 - soweit .ie nicht unter Abs. ) f.llen 

J) - - AU' Mais: 
cx J) - soweit sie nicht unter Ab •. ) f.llen 

19 - - .us .onstigem Gcucide: 
A - .u. Mengkorn, Roggen oder Triticale: 

ell A - soweit sie nicht Unter Abs. ) f.llen 
(20) - Pellets: 

(10) 
19 

(20) 

23 

29 

30 

21 - - aus Weizen: 
ell 21 - soweit sie nicht unter Ab •. ) f.llen 

29 - - au. sonstigem Gcucide: 
ell 29 - soweit .ie nicht unter Ab •. ) fallen 

Getreidekorner, .nden bearbeitet (zB ,e.chllt, gequetsclu, 
gew:t.lz.t~ in Rocken oder Perlen. geschnitten oder geschrotet), aus­
genommen Reis der Nummer 1006; Getreidekeimc. ganz, 
gequetscht, ge..,alzt, in Rocken oder gemahlen: 

KOrner, gequeucht, gewalzt oder in Rocken: 
aus sonstigem Getreide: 
A _ au. Weizen, Mengkorn, Roggen, Mais oder Triticale: 

ell A - soweit .ie nicht unter Ab •. 3 fallen 
Korner, anden bearbeitet (zB geschllt, in Perlen, geschnitten 
oder geschrotet): 

aus Mais: 
ell 23 - .o..,eit .ie nicht unter Ab •. 3 faUen 
au. sonstigem Getreide: 
A - aus Weizen. Mengkorn, ROBBen oder Triticale: 

ell A - soweit si. nicht unter Abs. 3 fallen 
_ Geueidekeime. ganz, gequetscht, gewalzt, in Flocken oder 

cemahlen: 
A _ au. Weizen, Mengkorn. Roggen, Mais oder Triticale. ganz, 

gequetsCht, ge..,alzt, in Rocken oder gemahlen: 
ell A - soweit sie nicht unter Abs. 3 fallen 

2302 Kleie und andere RUckstlnde vom Sieben, Mahlen oder von ande­
ren Bearbeitungen von Getreide oder HUlsenfrllchten, auch in 
form von Pellets: 

40 _ von anderem Getreide: 
A - zur Mehlge..,innung geeignete RUckstlnde: 

Cll A - von Roggen 

-<iJ- Vorgeschlagener Text 

TARJJI 
Nr.lUNt. " ......... dII ... 

1101 00 Melll a ... ei&n oder MenPon 

1102 McIII .... UI~ Gcveid. aI.s Wei&ell oder Meapana: 
10 - Roaeamehl 
20 - MaiImeIII 
» ....... : 

• • T ricicalemeJd 
110) Ci_. CiriellUld Pelleu .... Gcveid.: 

1104 

2302 

(10) • Cirllue WId Ciriel: 
11 ...... Weizn: 

.. I 1 • 10 ..... aicIK UOI« Alle. ) rau. 
U ...... MaU: 

a I) • __ .. lIicIK wtter AbL ) faD. 
" •• a ... lOftRicea CiecnicIe: 

A ..... Menakom.lloaea oder TmicaIe: 
a A • _eit .. nicht ""I« Alle. ) rau. 

(20) - Pe1leu: 
21 -. a ... "": 

CI: 11 - __ .. nicht UOI« Ab.. ) fall.. 
19 ...... JOU&ipa Gcveid.: 

(10) 
19 

(20) 

2) 

29 

30 

40 

.. 19 • _eit .. nicht UOIer Abt. ) rau. 

Getreidekorne.. anden bearbei ... (zl ptchak. pqueuchl, 
C ..... alß, i" RocJte" ode. Perlen, ccachni- ode. Celcluoc.et), aus­
CC"OIDIISCII Reif der N .. mmcr 1006; Getreidc ..... imc. C_ 
ccq .. ctsCht, C ..... alzt, in Rocke" oder ,emaillen: 
- Korner. ,<quetsCht, C ..... alZt oder in FIockI:D: 
- - aus son.ti,cm Cieueide: 

A - a ... Weizen. Men,karn. Jlospn. MaiI oder Tricicalc: 
es A • soweit sie nicht .... 1« Alle. ) faIIea 

Korner. andcn bearbeitet (zi ~ iII Perlca, pte:hai_ 
oder celcluoc.et): 

- • aus Maia: 
Cll 1) - IOweit .ie nicht .. "ter Abt. ) rallaa 

• - aua sonrticelll Getreide: 
A - aus Weizcn. Menckom. Jloaen oder T ricicaIc: 

ca A - soweit.ie nich. unter Abt. ) faJJca 
- Getreidekeime, Can&, ceqllCUCb" Ccwalz" ja ~ oder 

..... ahle,,: 
A - aus W cize". Menckora. Jloaea • .Mais oder T ricicalc. cau. 

ccqucuch" C ..... &I&" i" Rockctt oder cemahJca 

Kleie lind andere RDck.nandc "018 Sieben, Mahlca oder _ ande­
ren Bearbeitll"ccn 'rOD Ciftrcide oder HIlUe"frIlchtea, a..eh ja 
form .. on Pelleu: 

.. on anderem Getreide: 
A - z .. r Mchl,mnn .. "Clcci ...... ROckoc.lnde: 

esA - VOll Roqc"" 
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Geltende Fassung 

~2.)-. , .. 

(2) Der fonds ist eine jurisci.schc Penon. hat sei­
nen Siez in Wicn und ist bercchtiStt das Bundes­
wappen zu fuhren. Ocr \Vlrkunlsbercic:h des fonds 

emreckt sich auf das ganze Bundesgebie&. Der 
fonds wird durch ein~ Verwaltungskommission 
(im Abschnitt C als • .Kommission'· bezeichnet) ver­
walte&. 

S 21. (1) Der Bundesminister für Und- und 
fomwiruchaft bat auf V onchlag des Fonds jeweils 
bis 31. Oktober f1lr das im betreffenden K.aleDder­
jahr beg1nnende \Vanschaftsjahr mit Einschluß der 
Zeit bis zur nlchsten Ernte Ein- und Ausfubrpllne 
festzulegen. Das W"uuchafujahr umIaßt bei Han­
weizen. Qualitluweizen und Mais den Zeitraum 
yom t. No.,ember bis 31. OkU>bc:r des folgenden 
Jabtes. bei den obrigen im S 26 genannten Erzeug­
nissen den Zeitraum "om 1. Juli bis 30. Juni des fol­
,enden Jahres. Der Ein- und Ausfuhrplan bat die 
Mengen der ein- und auszuführenden Waren. 
allenfalls auch Zeitpunkt der Ein- uod Awfuhr. 
Herkunft. Qualitlt und Verwenduogszweck der 

. E.inJuhren so"';e deren Verteilung zu enthalten. Bei 
der EnteUung des Ein- uod Ausfuhrplaoes ist auf 
die ioJllndische Produktion so"';e deo zus1alichen 
Eiofuhrbedarf an Weiun bochwertiger Beschaffen­
beit und bestimmter Herkunft und - soweit fut­
termia.el in Betracht kommen - auch auf die 
Bedürfnisse der Fleisch- und fea.erzeugung 
8edacht zu nehmen. 1m Einfuhrplao ist insbeson­
dere auch die Menge des Eur die T eigwarenerzcu­
gung bestimmten Hanweizens fcsuulegen. die in 
dem Zeitraum. auf den sich der Eiofuhrplao 
bezieht, zur Einfuhr zugelassen ist. 

-Zti- Vorgeschlagener Text 

20. 5 27 Abs.2 lautet: 

"(2) Der Ponds ist eine juristische Person, hat seinen Sitz 

in Wien und ist berechtigt, das Bundeswappen zu führen. Der 

Wirkungsbereich des Ponds erstreckt sich auf das ganze Bundea­

gebiet." 

21. 5 28 Aba.l und 2 lauten: 

"(I) Der Pond. hat jeweils bis 3l.0ktober für da. i. be­

treffenden Kalenderjahr beginnende Wirtschaftsjahr unter Bin­

schluß der Zeit bis zur nich.ten Brnte Veraarktungspline fe.t­

zulegen. Da. Wirtschaftsjahr u.faßt bei Hartweizen, oualitita­

veizen und Mals den Zeitrau. vo. l.Nove.ber bi. 31.0ktober de. 

folgenden Jahres, bel den übrigen 1. S 26 genannten Brzeug-

ni •• en den 'eitrau. vo. I.Juli bis JO.Juni des folgenden 

Jahre •• Der Ver.arktungsplan hat die Mengen der ein- und auszu­

führenden Waren, allenfall. auch Zeitpunkt der Bin- und Aus­

fuhr, Herkunft, Oualitit und Verwendungszveck der Binfuhren so­

vie deren Verteilun9 zu enthalten. Bei der Br.tellung des Ver­

.arktungsplane. ist in.be.ondere auf die inlindi.che Produktion 

und den Inlandsbedarf sovle die Brfordernis.e der Bxportverwer­

tung Bedacht zu neh.en. 
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Geltende Fassung 

(2) Der Foods hat die festgelegten Ein- und Aus­
fuhrplIne bei Vollziehung seiner Aufgaben grund­
slalich zu beachten. Die Ein- und Ausfuhrpllne 
dürfen auf V onchlac des Fonds nur abgelnden 
werden, '"enn die Stabilitlt der Preise der im S 26 
genannten Waren oder die Bedarfslage eine Erbo­
hune oder Minderung der in den Pllnen vorgese­
henen Mengen oder. eine zeidiche Venchiebung 
der Ein- oder Ausfuhren erforderlich macht. 

!2J .... 
(2) Bnrillipnlen sind nicht morduüch fu.r 
1. die im S" Ab •. 1 da Außcnbandclsccscae. 

191" iD der jeweils ,eltenden Fusune 
ptWlDten Ausfubftn und 

2. die Ausfuhr von 11' a.n:n auf Grund da 
Abkommens zwUchen der Republik Öner­
reich und du Republik Ita.Iieo uber die Rqe­
lune des erleichtenen Warenausuusches nn­
sehen den Osterreichischen 8undesllndem 
lltOl und Vorarlbe'1 und der iwienischen 
Jlqion Trentino - Aleo Adige, 8GBI. 
Nr. 12511957, in du jeweils ,eltenden Fu­
sune· 

Im Interesse der ZweckmIßiCk.cic, Jlaschheic, 
Einfachheit und Konenenpamia wn der Fonds 
durch alleemein verbindliche Anordnunc die Bewil­
lipnCspflich, der Ausfuhr bestimmter Taren, die 
fu.r I.D Onerreich angrenunde Zollausschhlßge­
biete anderer I..1nder bestimmt sind, aufheben. In 
der allgemein verbindlichen Anordnunl sind die 
Zollamter anzugeben, bei denen die Ausfuhrabfer-

-l2.- Vorgeschlagener Text 

(2) Der Ponds hat die festgelegten Vermarktungspllne bei 

Vollziehung seiner Aufgaben grundsitzlich zu beaChten. Die Ver­

aarktungapllne aind voa Ponda nur dann abzulndern, wenn die 

Stabilitlt der Preise der im S 26 genannten Waren oder die Be­

darfalage eine Erhöhung oder Minderung der in den Pllnen vorge­

sehenen Mengen oder eine zeitliChe Verschiebung der Bin- oder 

Auafuhren erforderlich macht." 

22. S 29 Abs.2 lautet: 

"(2) Bewilligungen sind nicht erforderlich für 

1. die im S 4 Abs.l des AuBenhandelsgesetzes 1984 in der 

jeweils geltenden Fassung genannten Ausfuhren und 

2. die Ausfuhr von Waren auf Grund des Abkommens zwischen 

der Republik österreich und der Republik Italien über 

die Regelung des erleichterten Warenaustausches 

zwischen den österreichischen Bundesländern Tirol und 

Vorarlberg und der italienischen Region Trentino -

Alto Adige, BGBl.Nr.l25/1957, in der jeweila geltenden 

Paasung. 

Ia Interesse der zweckai8igkeit, Raschheit, Binfachheit und 

~oateneraparnis kann der Ponda durch Verordnung die Bewilli­

gungspflicht der Ausfuhr bestimater Waren, die fOr an öater­

reich angrenzende ZollausschluBgebiete anderer Llnder beati.at 

sind, aufheben. In dieser Verordnung sind die Zollämter anzu­

geben, bei denen die Ausfuhrabfertigung zu erfolgen hat. Dieae 
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Geltende Fassung 

ugunc zu erfolgen haL Diese allgemein verbindli­
che ADordnunc darf nur kundgemacht werden, 
wenn der diesbezügliche Beschluß des Fonds von 
den BundesmiD.isum für Land- und ForstWirtschaft 
und für Finanzen besdUgt worden ist. Die Bcst1u­
gunc gilt als eneilt, falls sie nicht binnen drei 
'VI achen nach Einlangen des schriftlichen Antrages 
versagt wird. Die ZoUlmccr haben jlhrlich die auf 
Grund dieser allgemein verbindlichen ADordnunc 
ausccfühnen 'VI ucn nach Art. und Menge dem 
Fonds bekannaugeben. 

S JS. Der Fonds kanA, wenn es Z\U' Eneichung 
• der im S 17 Abt. 1 ceaannccn Ziele no(Wendic ist, 

unter Bcdachmahmc allf S 59 anordnen. daß fur 
Vermahluocen in einer fremdeIl Muhle (FremdYer­
mahlungen) und fQr den Weiterverkauf "on Brot­
geueide eine BcwilliCUDl des Fonds erforderlich 
ist. . 

~ ~'). .... 
(3) Der Fonds ordnn unter 8cdachr.nahme auf 

S 59 an, in welcher form die Mddungcn ,em~ß 
Abi. 1 und 2 tu ematten sind. 

-2:;- Vorgeschlagener Text 

Verordnung darf nur kundgemacht werden, wenn der diesbezügliche 

BeschlUß des Fonds von den Bundeaministern für Land- und Forst­

wirtschaft und für Pinanzen bestltigt worden ist. Diese Bestl­

tigung gilt als erteilt, falla sie nicht binnen drei Wochen 

nach Einlangen des schriftlichen Antrages versagt wird. Die 

ZollSmter haben jihrlich die auf Grund dieser Verordnung ausge­

fOhrten Waren nach Art und Menge dem Ponds bekanntzugeben.' 

23. S 35 lautet: 

'S 35. Der Ponds kann, wenn es zur Erreichung der im S 27 

Abs.l genannten Ziele notwendig ist, gemiß S 59 verordnen, daß 

fOr Vermahlungen in einer fremden Mühle (Fremdvermahlungen) und 

für den Weiterverkauf von Brotgetreide eine Bewilligung des 

Ponds erforderlich ist.' 

24. S 37 Ab •• 3 lautet: 

'(31 Der ponds hat mit Verordnung die Form der gemla Abs.l 

und 2 zu erstattenden Meldungen festzulegen." 
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~~, ," 

(11) Du Fonds luM w1ßlich der VeranlassuDl 
YOQ Einfuh.reo nach S 21 Abt. 3 durch aJlsemeiD 
... erbioclliche Ano~l.Inl fmlqcn. ja welcher 
Hobe du Imponausc1eicbsa.aa mit Bescheid zu 
bestimmen seiD wird. Eine solche aJl~eiD 't'U­

biDdliche Anordnl.lnl darf DU!' kundgemacht "er­
den, WeM sie "'00 da BwsdemWlist.enl for Uad­
und Fomwituchah und for Na.ozcD bcAläl' 
wordm ift. Oie BenltiCUnl plt als etuil~ falls sie 
nicht btnnen drei Wochen nach Einlangen des dies­
bezQctichen schriftlichen Ancraces venact wird. 

~3~ •. " 

(9) In da Fillen, in denen der Fonds nach S 29 
Abs. 2 durch allgemein verbiDdliche Anordnung die 
Bewilligungspflicht in der Ausfuhr aufheb~ kann 
der Exponausgleichssacz durch allgemein verbind-. 
liehe Anordnung bestimme werden. 

~~z,o..; ... 

(2) Oer Fonds hae dlU'Ch allgemein .,erbindlic.he 
Anordnuol <I 59) den Zeitpunkt der En\ricblUDI 
des MUhlenbciuaces fmzUJCUCn. Im Obrilcn ,cl­
cen !ur die Erhebuni des MUhJenbeiuaces die 
Benimmunlen ober die ErhebuftC des Ausc1eidu­
beiuaces Eur Weiun <S )) Abt. I) hMlemd. .. 

-.l~ - Vorgeschlagener Text 

25. S 38 Abs.ll lautet: 

"(lI) Der PondS kann anläBlich der Veranlassung von Ein­

fuhren nach S 28 Abs.3 durch Verordnung festlegen, in welcher 

Höhe der Importausgleichssatz mit Bescheid zu besti •• en sein 

wird. Eine solche Verordnung darf nur kundgemacht werden, wenn 

sie von den Bundesministern fUr Land- und porstwirtschaft und 

tUr Pinanzen bestätigt worden ist. Die Bestätigung gilt als er­

teilt, falls sie nicht binnen drei Wochen nach Einlangen des 

diesbezügliChen schriftlichen Antrages versagt wird." 

26. S 39 Abs.9 lautet: 

"(9) In den pillen, in denen der ponds nach S 29 Ab8.2 

durch Verordnung die Bewilligungspflicht in der Ausfuhr auf­

hebt, kann der Exportausgleichssatz durch Verordnung bestimmt 

werden." 

27. 5 52a Abs.2 lautet: 

"(2) Der Ponds hat durch Verordnung den zeitpunkt der Ent­

richtung de. Mühlenbeitrage. fe.tzusetzen. Ia abrigen gelten 

tOr die Erhebung des Mühlenbeitrages die Bestim.ungen über die 

Erhebung des Ausgleichsbeitrages tUr Weizen (5 33 Ab •• l) .inn-

ge.IB." 
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\S3e, 

(2) De, YOGI FonIavnpbeinpschuldner 
ukllnt l.cian1hmofflchak ia U&1ICrkeMCRo 
WCDn der gUIChJiche Ileinnlhmofflchäk inncr. 
halb cIcr d&&reh die Danacmiae1-ToIeruunycrord· 
DUft&, BGII. N,. '5/191'. feftlclcpa oder.lOWcic 
dine V crordDuDl aicbc uwcaAU' in. iuerb\Jb 
der huadc1dblichca T~ .... Zur 
fenneUuDl da l.cinalhmofflchalw lLana de, 
Poncb Proba ja ctfordulidaa A ....... ucallch­
lieb CJlCMbmea. 

S 54. (1) Die ltoauaissioftca dcs Milchwin· 
tchalufonds und da Cicueidcwituchafufonds bc· 
Athen aus je 21 Micclicdcra. 

S 57. (1) Orpne de, fonds siad die Konunissio­
IICD <S 54). die lachlfufuhtcndcD Ausschüsse, 
fachaUJlChoue. die ObmlnncrkonlcrcftZCn und 
die 1toauoUauacbosse. 

-$- Vorgeschlagener Text 

28. 5 53e Abs.2 lautet: 

"(2) Der voa pörderungsbeitragsschuldner erklärte Reinnähr­

stoffgehalt ist anzuerkennen, wenn der tatsächliche Reinnihr­

stoffgehalt innerhalb der durch die Düngemittel-Toleranzenver­

ordnung, BGBl.Nr.499/l987, festgelegten oder, soweit diese Ver­

ordnung nicht anwendbar ist, innerhalb der handelsüblichen 

Toleranzgrenzen liegt. Zur Peststellung des Reinnährstoffge­

hsltes kann der Ponds Proben i. erforderlichen AusmaB unent­

geltlich entnehaen." 

29. Die 55 54 bis 59 lauten: 

"S 54. Organe der Ponds sind 

1. die geschäftsführenden Ausschüsse, 

2. dis Obalnnerkonferenzen, 

3. die Pachaus.chüsse, 

4. die KontrollausSChüsse sowie 

5. die Geschäftsführer. 

Säatliche der in Z 1 bis 4 angeführten Organe werden i. nach­

folgenden als "Kollegialorgans" bezeichnet. 
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~S4. . . , 
(l) VOll den Kommiuiorumi"liedem sind nam­

haft. zu machen: 
1:·je sieben Mi"lieder. da",nLtr die Obmanner 

der Kommiuionen. durch die PrasidenLtn-

konferenz der Landwinschafuk.arrunem 
OsutTCich •• 

2. je sieben Mitclieder. darunter je ein Obmann­
I1.ClfvelVcur, durch die Bundesk.ammer ~r 
,",erblichen Winschan, 

l. je sieben Mi"liedcr. d..",nur je ein Obmann­
I1.CIJvervcur. durch den Ol1.Crreichi.schen 
Arl>ciurlwnmen.ac und 

4. je sieben Mi"lieder. daNnur je ein Obmann­
I1.ClJvelVC1.Cr. durch den Ost.crreidWchen 
(icwerkschafubund. 

~~TI • ,-
(2) Oie lescbJhsfuhrcnden Aussc.hossc bel1.Chen 

aw dem Obm&DDo den drei ObmarwulJvenm.em 
und ache weit.crca Mi"licdem. die .,on der in 
Beuubc kommenden KommWiOD aus ihrer Miae 
zu bauDen und .,on daa jc zwci Mi"licdcr da 
im S 54 AbI. 3 Z I bis 4 IcnaAlltcD Penonenkrc.i.sca 
zu enmehmea sind. 

~S~, ... 
(2) Korruniuionsmi"licd kann Dur sein. wer zum 

NauonaJnc waJUbar ia. 

-.?" - Vorgeschlagener Text 

5 55. (1) Die geschäftsführenden AusschUsse der Ponds be­

stehen aus je zwölf Mitgliedern. Davon sind je drei Mitglieder 

na.haft zu .achen 

1. von der Präsidentenkonferenz der 

Landwirtschaftska •• ern Oster reichs, darunter der 

Ob.ann, 

2. vom Osterreichischen Arbeiterkammertag. darunter ein 

Obmannstellvertreter, 

3. von der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, dar­

unter ein Obmannstellvertreter und 

4. vom OsterreiChischen Gewerkschaftsbund, darunter ein 

Obmannstellvertreter. 

(2) Mitglied kann nur sein. wer zum Nationalrat wählbar ist. 
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~&4 •. I. 
(4) In die Na.mhafuudlunc'lOD ftRn Koau:a.i.s­

JionsaUqliedem erforderlich, 10 bat der Juodesrni­
Diner fur Laod- ud fomwinschah die sand 
AbI.) iD Jeuacbl kommndcn SccHen schriftJjch 
zur NamhaluDadluq auhufordem. Bei den cticscr 
AuHordef"nClemd lWII.bah acmachCCD Personen 
bu du Juodesmininct for Land- UDd Fomwin­
lChah &U pralCll, ob sie dem ErfordetDis da Ab •. 2 
tocrprcchaa. Ia dies der faD, 10 bat er die lWDbJc 
ItmaducD PersooCD l&IIYenollich auf die' CCSftZ­
mdi,e uad ~ EtfaUUDC ihrer Pfliduca 
lUucdoOaa. MÄ Wu ADCCJobuq erbn&n diese 
Pcnoncn die Seeu""" for die sie D&I'D.b.ah CCmacht 
wordeo siDcl. Kommt der BundcsmiDinu for Land­
UDd fomwituchah jedoch zu du Auffusunc. da..S 
die Wlh.lbarkeit eioer oa.mhah ICmachlao Person 
Dicht ccaebcD ist. 10 hat er die AnaeJobu", mit 
Bachcid abzulehnCD. u.. Verfahren ift jene SceUe 
Panci. die diese Penon oamhah CCmacht haL 

~S4 • . " 
(5) Y&rd einer A.dfordCl\lftC zur Nambahma-, 

dU1fti ,emd Ab •. 4 iDDuhaJb .011 vier Wocbeo 
nicht eoupl'OChco, 10 bat du Bundcsmioiner for 
Land- und fomwinsc.bah die erforderlichen Kom­
missiOOSaUqlicclcr zu bencUen. 

f5'l,,) 10' , 'I '_L_ _. • '--:..... V' -- • , (6 ,elgJCr weLK .. nu ~e ~lIUSSIon 
eiae der Miqliederu.b.l cnuprechende Za.bJ 'IOD 

Ena&zmiqliedct'ft zu bcswUea. die wahlweise zur 
Veruew"l berufen werden kollnen. Im fall der 
Verhindcrun, eines Obl'lWU\es oder ObIlL&l\DJCCII. 
'1ervewrs bat du Eu, aus einunende EnaWDiqlicd 
nur die Befupiue eiDes einfachen Miqlicdcs. 

-2l- Vorgeschlagener Text 

(3) Ist die Namhaftmachunq von neuen Mitqliedern erforder­

lich, so hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

die qemäB Abs.l in Betracht kommenden Stellen SChriftlich zur 

Namhaftmachunq aufzufordern. Bei den dieser Aufforderunq qemiB 

namhaft qemachten Personen hat der Bundesminister für Land- und 

Porstwirtschaft zu prüfen, ob sie dem Erfordernis des Abs.2 

entsprechen. Ist dies der PalI, so hat er die namhaft qemachten 

Personen unverzüqlich auf die qesetzmi8iqe und qewissenhafte 

Erfüllunq ihrer Pflichten anzuqeloben. Mit ihrer Anqelobunq er­

lanqen diese Personen die Stellunq, fUr die sie namhaft qemacht 

worden sind. Kommt der Bundesminister für Land- und Porstwirt­

schaft jedoch zu der Auffassunq, daS die Wihlbarkeit einer nam­

haft qemachten Person nicht qeqeben ist, so hat er die Anqelo­

bunq mit Bescheid abzulehnen. In Verfahren ist jene Stelle 

Partei, die diese Person namhaft qemacht hat. 

(4) Wird einer Aufforderunq zur Namhaftmachunq qemi8 Abs.3 

innerhalb von vier Wochen nicht entsprochen, so hat der Bundes­

minister fUr Land- und Porstwirtschaft die erforderlichen Mit­

qlieder zu bestellen. 

(5) In qleicher Weise ist eine der Mitqliederzahl ent­

sprechende Zahl von Brsatzmitqliedern zu bestellen, die wahl­

weise zur Vertretunq berufen werden können. Im Pall der Verhin­

derunq eines Obmannes oder Obmannstellvertreters hat das für 

ihn eintretende Brsatzmitqlied nur die Befuqni.se eines ein­

fachen Mitqliedes. 
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1.54. ." 
(7) Die Mi"liedschafl zu eiocr Kommission 

eriUchc. 
1. wenn jene Stelle. die das Miqlicd namhah 

&elNlcht hat. die Namhafunachunc widerrufti 
2. wenD die Wlhlbarkeit zum Nationalrat vcrfo­

rcnlchti 
l. im falle des Verzidus. 

Im SU'Ciciall. ob die Mi"lied.schah erlosche in. 
Iw der lundcsminincr far Und- und fomwin­
schah auf Anuac der Stelle. die das Mi"licd 1Wn­

hah ,emadu hat. oder des Mi"licdcs selbst zu an­
scheide .. 

S 56. Oie BcJch.II1sSc dcr Oreane du fonds wer­
dcn Dach außen vom Obmann oder in deSSCD Ver­
binderuD, 'Ion einem ObmannneltretueUr vcrve­
ceR. Die V ~fupil kommt beim Milch­
win.schafufoads zuD1clul dem '10m ORCrTCichi­
lehcn Albcicerbmmcnq namhaft ccmachwn V CI­
U'C1U. in dcssal VuhlnduunC dcm 'Ion der Bu.a­
dcsUmmer der I",crblichen VllUChaft namhaft 
lemachcen V UU'CLCr und. weu auch dieser '1erbin­
den iIt. dem '10m Oswrrcichischen Gcwerluchafu­
buAd nam.bah ,emadun VerveLCr zu. Beim 
Gcvcidcwituchaiufonds kommt die VcnmuDC 
zunlch.n dem 'IOD der Bundeslu.mmer der ,c"erb­
lichen VuuchafllW'llhaft Icmachten VeNeccr. in 
dcuca VerhinderuD, dem vom Ostcrreic:hisdlen 
Arbciwbmmeruc lWDhah lemachccn Vervcter 

". und, WCDD auch dieser verhindert ist. dem '10m 

Oftcrrcichische Gcwcrluchalubund umhaft 
,emachLCD Ven.mer zu. Zur recbu-rcrbindlichcn 
Zcic:hnun, siDd jedoch zwei UnW1Chrift.ca ufor­
dertic&. die '10. ObIlWUl oder eiaca ObmaDftILCU­
'fCtV'CUI' u.ad dem GcSchIfufohrcr oder eiDcm JOn­
salea AacawJhal. der hic%u '10m Obmu.a mil 

-".8- Vorgeschlagener Text 

(6) Die Mitgliedschaft erlischt, 

1. wenn jene Stelle. die das Mitglied namhaft gemacht 

hat, die Namhaftmachung widerruft; 

2. wenn die Wählbarkeit zum Nationalrat verlorengehtl 

3. im Palle des Verzichts. 

Im Streitfall, ob die Mitgliedschaft erloschen ist, hat der 

Bundesminister für Land- und porstwirtschaft auf Antrag der 

Stelle, die das Mitglied namhaft gemacht hat. oder des Mit­

gliedes selbst zu entscheiden. 

(7) Den Vorsitz in den Sitzungen der geschäftsführenden 

Ausschüsse und der Obmännerkonferenzen führt der Obmann oder in 

seiner Verhinderung ein Obmannstellvertreter. Die Vertre­

tungsbefugnis kommt den Obmannstellvertretern in nachstehender 

Reihenfolge zu: 

1. beim Milchwirtschaftsfonds dem vom österreichischen 

Arbeiterkammertag. in dessen Verhinderung dem von der 

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft und in dessen 

Verhinderung dem Vom österreichisChen Gewerkschafts­

bund namhaft gemachten Obmannstellvertreter. 

2. beim Getreidewirtschaftsfonds dem von der Bundeskammer 

der gewerblichen Wirtschaft, in dessen Verhinderung 

dem VOm österreichischen Arbeiterkammertag und in 

dessen Verhinderung dem vom österrelchischen Gewerk­

schaftsbund namhaft gemachten Obmannstellvertreter. 
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Zu.a:inuD ..... der ICDmmiuioa bcoroDmIdacip wVcI. 
ceeeba wmleD koonca. Der 0bIIWUI Iwaa mil 
ZusUmmuq der Jtommission eineo wcitCml Allee­
stclJtCo for da FaD der V crhi.odenaoa des 
Geschlfufohren und des sonsUccn zcichnunpbe. 
rechueten AnamcJJtCD Z1U' rec.buvctbindlichen 
Zcidulunc ,emcinsam mil dem Obmana odcr 
cinem ObmannncUvervctcr bcvolJmlchuleD. Wer 
im obricen zur hnipoC yon JChrifdichen Ausfeni­
pnceD bc",,, ja, baU.mm1 dic Kommission. 

&S"1, •• ' 
(4) Die ObmlDDcrkonlcRDUD bcstehCD IW dem 

Ob~aAD ud deli drei ObmanancUvcrvctcrn da 
i.D Bcuuht kommcnden Fonds. 

15 '1. ..' 
(3) Die E.inJcuunC yon 'achawschOssco enol" 

durch die ,escbliufohRnden AusschOsJc. 
!5'-.... 

(5) Die KDouolJ&wsc:hC1.Uc werden YOD den 
JCommiujone'a eia,~ 

- .l.1-

J 

Vorgeschlagener Text 

5 56. (1) Die Obminnerkonferenzen bestehen aus d •• Obmann 

und den drei Obmannstellvertretern des in Betracht kommenden 

ronds. 

(2) Die rschausschUsse und die ~ontroll.usschOss. sind von 

den geschiftsrUhrenden AusschUssen einzusetzen. 
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5 55. 

(l) Oie FondJ siod bcrechul'o je eioen Gad.Ifu­
fahrer lind JOnsUCe AoccncUcc io der erforderli­
chen AnuhJ durch OielUtveJVaC &U bcswUm. Hia­
sichilic:b der durch OieDSn'enrac eiocerlumta 
AMprüche auf Zwaapension konnen die FondJ 
die erforderlichen Vono'leD treffen. \UD die "ci­
CCnahJUDC dieser Pensionen auch for den Faß der 
AufloSUft, des Fonds zu liebem. Aul das Dicnsrter­
hllUliJ dcr FondJbcdienswccn .iod das An,cncU­
ccnlcscu in der jeweils ,elccnden Fusun, und die 
for Dicnstnehmer io der princcn W'uuchah &clta­
den JOnsUlen Rechuvonc:hrilwn wuwcndcn. 

} IS. 
(4) Bei der Ourchfohrunl der ia den Absc:hnia.en 

A lind B YO'lcschcnen Profun,en koanen sich die 
FondJ eiocs W'ansc:halupr11letS bcdicoclL 

! .rS. . . . 
"(5) Jede der ia S 54 Abt. ) ,enannaen Sccllcn ja. 

bcrcchtiet. &u den Siaunlen der 0lllJle der FondJ 
Faehkundi«e Penoncn heranzuziehen. Für hckh­
Aens drei laebJwndi,e Personen je ,emd S 54 • 
Abi.) enucndender SccUc pe Abt. 2 JiMcemd. 

-~o-
Vorgeschlagener Text 

(31 Die Ponds sind berechtigt, je einen Geschäftsführer und 

sonstige Angestellte in der erforderlichen Anzahl durch Dienst­

vertrag zu bestellen. Hinsichtlich der durch Dienstvertrag ein­

geräu.ten Ansprüche auf zusatzpensionen haben die Ponds die er­

forderlichen Vorsorgen zu treffen, u. die weiterzahlung dieser 

Pensionen auch für den PalI der Auflösung der Ponds zu sichern. 

Auf das Dienstverhältnis der Pondsbediensteten sind das Ange­

stelltengesetz in der jeweils geltenden Passung und die für 

Dienstnehmer in der privaten Wirtschaft geltenden sonstigen 

Rechtsvorschriften anzuwenden. 

(41 Bei der Durchführung der in den Abschnitten A und B 

vorgesehenen Prüfungen können sich die Ponds eines Wirtschafts­

prüfers bedienen. 

(51 Jede der i. 5 5S Abs.l genannten stellen ist berech­

tigt, zu den Sitzungen der lollegialorgane der ponds Sachver­

ständige heranzuziehen. Pür höchstens je drei Sachverständige 

der im 5 55 Abs.l genannten Stellen ~ilt 5 58 Abs.2 sinngemäa. 
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Geltende Fassung 

.~S-.>. ... 
(6JOer Milchwiruchaftsfonds ist berechtigt. zur 

L"'berprüfung der Bewiruchaftbarkeit 'Ion Pachtbe· 
trieben gemd S 73 Abs. 2 sowie zur Vorbereitune 
von Entscheidungen über Anträge gemd S 7S 
!\bs. 7 Regionalkommissionen einzusetzen." 

IM JlecioaaJkÖmmj.sioo balchc .... je 
einem Mitelied odcr EnaIZlDiccJicd. du 1'00 da ja 
S S. Abs. ) lelWUlCCD Sc.e1JcD aam.baft zu aaacba 
ist. Zur UawlftOuUDI bei der Iao'l"DI ihrer 
Gcschlfw kau dct Jlea1ooa!koaunis';""eiII 
Bcdieanet.Cr da MilchwiruchalufoDds bciaawlk 
werden. Miteliedet (EnaWDiqlicdet) der Jlecio­
ulkommissioD erhalc.ep als pau.scba1e Abceltuq 
for alle Aufwenduncca einschJie&lich Ilcisccebob­
ren for eine TlticUR b" zu mr SamdeD pro TAl 
eine Gcbo.ht iD Hohe da jeweilicca bOchnn 
T acesceldsacus san" S 26 Z 7 liL b des E.inkom­
IDCftNuc"lescaa 1972, for eiDc Tltigk.cU 1'00 

mehr als "",cr StuDdeD pro TAl eiDc Gcbaht iD dop­
pclw Hohc.-

A- Vorgeschlagener Text 

(6) Der Milchwirtschaftsfonds ist berechtigt, zur UberprO­

fung der Bewirtschaftbarkeit von Pachtbetrieben gemäß S 73 

Abs.2 Regionalkommissionen einzusetzen. Die Regionalkommission 

besteht aus vier Mitgliedern oder Ersatzmitgliedern, wovon je 

ein Mitglied (Ersatzmitglied) von den im S SS Abs.l genannten 

Stellen namhaft zu machen ist. Zur UnterstUtzung bei der Be­

sorgung ihrer Geschäfte kann der Regionalkommission ein Be­

diensteter des Milchwirtschaftsfonds belgestellt werden. 

S 57. (1) Die Obmänner oder bei deren Verhinderung die ge­

mäe S 5S Abs.7 zuständigen Obmannstellvertreter haben die 

Sitzungen der geschäftsfUhrenden AusschOsse und der Obmänner­

konferenzen der Ponds unter Bekanntgabe einer vorl.ufigen 

Tagesordnung einzuberufen. 
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Geltende Fassung 

S.5l. (I) Oie BeschluSfusunc ja da ..,0 den 
Fonds zu bcso'lcnden Aoceleccnhcicco obliecl da 
KommissioDCD, sowcit efiese Dicht efic BeschJuSfu­
Nnl unw BedachU1ahme auf 5 59 dem cesch1lu­
fahrt:Dda Aawchuß odu du ObmlnDcrkonlerenz 
Qbenrqca. Solche ÜbcnncunceD konnaa ertol­
cea. soweit es du Iftccresse aD ei.au raschen 
Gcsc:haJuabwickJu", ertorden ud es sich -
soweit Aufpbea der ObmJ.nncrkoafcrcnz obava­
sen werdCD - Dicht um AnCeleceMcicca .00 
cnmd.slu.Jjcher Bcdeumnc bandeIL Die Ceschlfu­
fohtmda AusschQssc koanell fot Gnappa der 
ihDm obenraceDaa Aacelccenhcna FachaUl­
schusse sowohl mit du sclbRlndicaa ErlediCUftl 
beuaUctl als auch lediClic:h zW' V orbercimnc und 
Vorbencunc ein.scw:D. . 

i~' 
,,(2) Die ordnungsgem1ßc Einladung aller Mit­

glieder vorausgesetZt. sind beschlußf1hig 
I. die Kommissionen bei Anwesenheit von min­

desccns scchzehn Miqliedem. unter denen 
sich der Obmann oder ein Obmann.nelJve.nre­
ur befinden muß; 

-~-
Vorgeschlagener Text 

(2) Die Beschlußfassung in den von den Ponds zu besorgenden 

Angelegenheiten obliegt den geschäftsführenden Ausschüssen, so­

weit die Besch1uBfassung nicht durch Verordnung (5 59) auf die 

Obalnnerkonferenzen, PachauBschüsse oder die Geachäftaführer 

übertragen wird. Solche Ubertragungen können erfolgen, aoweit 

es daa Interesse an einer raschen Geschäftsabwicklung erfordert 

und es sich nicht um Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeu­

tung handelt. Die geschäftaführenden Ausschüsse können für 

Gruppen der ihnen Ubertragenen Angelegenheiten PachausschUsse 

sowohl mit der selbständigen Erledigung betrauen als auch le­

diglich zur Vorbereitung und Vorberatung einsetzen. 

(3) Die Kontrollausschüsse haben die Gebarung der Ponds zu 

prüfen und darüber den geschäftsführenden Ausschüssen einen Be­

richt zu erstatten. 

(4) Die ordnungsgemäße Einladung aller Mitglieder vorausge­

setzt, sind beSChlußfähig, 
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Geltende Fassung 

2. die CeschUufulu:enden Ausschüsse bei Anwe­
senheit von mindestens acht ihrer Mi'llieder. 
unter denen sich der Obmann oder ein 
ObmannsteUvet'U'C'tCr befinden muß; 

). die Obmlnnerkonferenzen bei Anwesenheit 
aller ihrer Mi'llieder; in ein Mitglied durch 
hohere Gewalt verhinden oder erkJ1n es sich 
einvemanden. daß die ObmanncrkonfctenZ 
in seiner Abwesenheit stanfindft. lenOIl zur 
BeschlußflhiCkeit die Anwesenheit .on drei 
Miteliedcrn; 

4. die Fachausschüssc bei Anwesenhcit aller 
ihrer Miqlieder. sofern nicht der ceschlhs­
filhrende Ausschuß unter Bedachmahme auf 
eine rasche und aWlewocene Willensbildune 
etWas Abweichendes fesuct.Zt. • 

\sf, , .. 
.. (3) Gültice Beschlüsse der Kommissionen 

bedurfen einer Mehrheit von vier Funkeln der 
&blelehenen Stimmen. Beschlüsse der ceschlfu­
führenden Ausschusse. der Obmannerkonferenzen 
und dcr Fachausschüsse sind einhellic zu fassen. 
Kommt cine einhellile Auffassunc nicht zustande. 
so sind der Berawncscecenstand des ceschlfufüh­
renden Ausschusses und der Obmlnnerkonferenz 
der Kommission. der Beratuncsgelenstand des 
Fachawscbusses dem ceschlfufuhrenden Ausschuß 
zur Beschlußfaslunc vorzulecen. wenn ein Viertel 
der Mitelieder dies verlan,,"" 

_ 33 - Vorgeschlagener Text 

1. die geSChäftsführenden Ausschüsse bei Anwesenheit von 

mindestens acht ihrer Mitglieder, unter denen sich der 

Obmann oder ein Obmannstellvertreter befinden mu81 

2. die Obminnerkonferenzen bei Anwesenheit aller ihrer 

Mitgliederl ist ein Mitglied durch höhere Gewalt ver­

hindert oder erklärt es sich einverstanden, da8 die 

Obmlnnerkonferenz in seiner Abwesenheit stattfindet, 

genagt zur BeschluBfähigkeit die Anwesenheit von drei 

Mitgliedern, 

3. die Pachausschüsse und Kontrollausschüsse bei Anweaen­

heit aller ihrer Mitglieder, sofern nicht der ge­

sChäftsfUhrende AusschuB unter Bedachtnahme auf eine 

rasche und ausgewogene Willensblldung etwas Abweichen­

des festsetzt. 

(5) Gültige BeSChlüsse der geschäftsführenden Ausschüsse 

bedürfen einer Mehrheit von vier Pünfteln der abgegebenen 

Stim.en und bei den übrigen Kollegialorganen der Ponds der 

Stim.eneinhelligkeit. Kommt eine einhellige Auffassung nicht 

zustande, so sind der Beratungsgegenstand der Obmännerkon­

ferenzen und der Pachausschüs.e den geschäftsführenden AUS­

schUssen zur Beschlu8fassung vorzulegen, wenn ein Viertel der 

Mitglieder dies verlangt. 
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Geltende Fassung 

§ 56 erster Satz 

§ 56 vierter, fünfter und sechster 
Satz: 

}5()'. ..' 
(,,) Kommissionsmi"lieder sind in Anlelelenhei-

·ccn. die IInmiu.clbat zum Vor· oder Na~hwil eines 
Unwmchmens sind. das ihnen gehon. dem sie als 
Gcschlfufuhru oder Mitarbeiter angehoren oder 
dessen Bcvollml~tip sie sind. von der Bcrawnc 
und Bcs~hlußra.ssunl ausgeschlossen. . 

-3'J- Vorgeschlagener Text 

(61 Die BeschlUsse der Kollegialorgane der Ponds werden 

nach au Ben vom Obmann oder in dessen Verhinderung von einem Ob­

mannstellvertreter vertreten. 

(71 Zur rechtsverbindlichen Zeichnung sind zwei Unter­

schriften erforderlich, nimlich die des Obmannes oder eines Ob­

mannstellvertreters und des Geschäftsführers oder eines 

sonstigen Angestellten, der hiezu vom Obmann mit Zustimmung des 

geschiftsführenden Ausschusses bevollmächtigt werden kann. Auf 

dieselbe Weise kann ein weiterer Angestellter fUr den PalI der 

Verhinderung des Geschäftsführers und des sonstigen zeichnungs­

berechtigten Angestellten zur rechtsverbindlichen Zeichnung ge­

meinsam mit dem Obmann oder einem Obmannstellvertreter bevoll­

mächtigt werden. Wer im übrigen zur Pertigung von schriftlichen 

Ausfertigungen befugt ist, bestimmt der geschiftsführende Aus­

schuB. 

(81 Mitglieder (Ersatzmitgliederl der Kollegialorgane der 

Ponds sind in Angelegenheiten, die unmittelbar zum Vor- oder 

NaChteil eines Unternehmens sind, das ihnen gehört, dem sie als 

Geschiftsführer oder Mitarbeiter angehören oder dessen Bevoll­

mlChtigte sie sind, von der Beratung und BeschluBfassung ausge­

schlossen. 
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Geltende Fassung 

S SS. (I) IM Obmlnner und die ObmaMswll. 
vavcwr hahca AnspNch auf eine &nlcmasene 
EnucMdil"DI. lJw Hohe wird im Einzelfall '10m 

BundesminiSter fUr Und· und Formtin.schan (ca· 
,esetZe.. 

(2) Du Amt du abriccn Mieclieder und dcr 
Enatzmiecliedet ift ein unbesoldeta Ehrtname.. 
Die Reise· ~nd AtafenthaJulebuhrcn sowie allfaJ· 
licc Sitzuncsccider der Ancchoricen der Kommis· 
sionen werden durch die Gesdllfuordnunc fence· 
scue.. Du SitzuncsccJd darf nicht hoher sein als die 
doppcllC AufenmaJulcbaht fut einen T &I. 

§ 55 Abs. 6 letzter Satz: 

- 3a5"- Vorgeschlagener Text 

5 58. (1) Die ObMinner und Obmannstellvertreter haben An­

spruch auf eine angemessene Entschidigung. Ihre Höhe wird im 

Einzelfall VOM Bundesminister fUr Land- und Forstwirtachaft 

festgeaetzt. 

(2) Das Amt der übrigen Mitglieder und Braatzmitglieder iat 

ein unbe.oldete. Ehrenamt. Die Reiae- und AUfenthalt.gebUhren 

aowie allfillige Sitzungagelder der Mitglieder (Eraatzmit­

glieder) der geschiftsführenden AuaachUaae, FachauaachUaae und 

KontrollausachO •• e werden durch die Ge.chift.ordnung featge­

aetzt. Oaa Sitzungsgeld darf nicht höher .ein ala die doppelte 

AufenthaltagebUhr fUr einen Tag. 

(3) Mitglieder und Ersatzmitglieder der Regionalkommis­

aionen erhalten als pauschale Abgeltung fOr alle Aufwendungen 

einschließlich Reisegebühren für eine Tätigkeit bis zu vier 

Stunden pro Tag eine Gebühr in Höhe des jeweiligen höchsten 

Tagesgeldsatzes gemäß 5 26 Z 7 lit.b des Einkommenateuerge­

setzes 1972, fOr eine Tätigkeit von mehr als vier Stunden pro 

Tag eine Gebühr in doppelter Höhe. 
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Geltende Fassung 

l~' 
M Oie Fonds b.1ben Unurlaeen und Au/uic:b­

Duneen aJlcemeiner oder crundsatzlicher Bedeu­
nane dauernd aufzubewahren. Sonstige Unteriacea 
und Aufzeichnungen sind mindencns sieben Jahre 
aufzubewahren. diese Frin beginnt aUt Ablauf des 
lUJenderjahres, in welchem 

t. bei Oauerrechuverh1Juüucn das Rcchuver­
hl.lenis gcendel hat. 

2. in den QbriCCn FtJlen der Fonds leuuualiC in 
der betreffenden Angelegenheit tlug gewcscn 
is&. 

,isS. . . , 
(5) Im übrigen wird die Tlugkcit der Kommis­

'slonen und der ceschlfufühtenden Ausschusse 
durch eine Geschs.fuordnuna geregelt, die von der 
in Betracht kommenden Kommission beschlossen 
wird und der Genehmigune des Bundesmininen 
für Land- und FontW'inschah bedarl. In dcr 
GcschlfuordnunC kann im Interesse einer spana­
IDen und rwec.kmißigen VerwaJnanc insbesondere 
auch geregelt wcrden. inwieweit die Orcane der 
Fonds binsichtlich der von ihnen zu treffenden 
Verfllgunccn und Enucheidungcn und in sonstigen 
Aneclegenhcitcn Fondsbedienncu mit du selbstlo­
diScn Erledigune betraueo kOMCO. 

-~- Vorgeschlagener Text 

(4) Die Fonds haben Unterlagen und Aufzeichnungen allge­

meiner oder grundsätzlicher Bedeutung dauernd aufzubewahren. 

Sonstige Unterlagen und Aufzeichnungen sind mindestens sieben 

Jahre aufzubewahren; diese Frist beginnt mit Ablauf des Kalen­

derjahres, in welchem 

1. bei Dauerrechtsverhältnissen das Rechtsverhältnis ge­

endet hat, 

2. in den übrigen Fällen der Fonds letztmalig in der be­

treffenden Angelegenheit tätig gewesen ist. 

(~) Im übrigen wird die Tätigkeit der Organe der Fonds 

durch eine Geschäftsordnung geregelt, die vom in Betracht 

kommenden geSChäftsführenden Ausschuß zu beschließen ist und 

der Genehmigung des Bundesministers für Land- und Forstwirt­

schaft bedarf. In der GeSChäftsordnung kann im Interesse einer 

sparsamen und zweCkmäßigen Verwaltung insbesondere auch ge­

regelt werden, inwieweit die Organe der Fonds hinsichtlich der 

von ihnen Zu treffenden Verfügungen und Entscheidungen und in 

sonstigen Angelegenheiten FondSbedienstete mit der selbstän­

digen Erledigung betrauen können. 
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Geltende Fassung 

S 59. (1) Oie fOftch haben aJJecmein verbindliche 
Anordnuaeen mit AUlftahme jcner, die ausschließ­
lich an wncrpordncte Oreane ersehen. in von 
ihnea herawzueebendea Venautbanaapbllltcm 
kundzumachen. 

(2) Oie Anordnuneca ,emd Ab .. I uewn UD 

driacn Tac nac& ihrer Kundmachuni in Vlirluam­
kcic. sofena nicht ia der Anordnunl ein anderer 
W"lrluamkeiubecina fencCSCUl in. AJlcclllCinvcr­
bindJichc AnoNnunecn des Milchwituchalufonds, 
die die Vonchmbunl von Awcleidubeicrlcen 
oder Rqcluneen ober die Gcwlhnanl von 
ZuschClsseD lum Gqensund haben. kOnnea mit 
r1lckwirUndcr Krak erluHn werden. 

j'o. , .. 
(5) Du Milchwituchalufonch Iwm for Untcnu­

chuacen uad Beguw:htunlCl, dic in seinen I.a.bo­
racoriea im Zuge der QuaJiuukonuoUe (S 17) uad 
im Zup von Verfahrea durchgefilhn werden, 
Gcbahrea erhebea, die durch aUgemcia yerbindli­
che Anordnunl <S 59) enuprechend den erlah­
nanCSlmld im Oun:hschniCl biebei auflaufenden 
Koswn fcsuulc,en rind. Zur Entrichwng der 
Gcbohtn riad im Falle der Qualiuukoauolle die 
BearbciwnCS- und Ven.tbciaangsbcuiebe. im Qbri­
,en die Pancien des Verlahrens verpflichtet. For 
die Erhebunc der GebOhren ,eleen dic Bestimmun­
len aber die Verwalaan"koscenbeicrlgc sinnge­
md. 

-j')- Vorgeschlagener Text 

5 59. (1) Die Ponds haben Verordnungen (allge.ein verbind­

liche Anordnungen) .it Ausnahme jener, die ausschliealich an 

untergeordnete Organe ergehen, in von ihnen herauszugebenden 

Verlautbarungsblattern kundzumachen. 

(2) Die Verordnungen (Anordnungen) gemla Abs.l treten a. 

dritten Tag nach ihrer Kundmachung in Wirksa.keit, sofern nicht 

darin ein anderer Wirksamkeitsbeginn festgesetzt ist. Verord­

nungen (Anordnungen) des Milchwirtschaftsfonds, die die Vor­

SChreibung von Ausgleichsbeitrigen oder Regelungen Ober die Ge­

wahrung von ZuschOssen zum Gegenstand haben, können .it rOck­

wirkender Kraft erlassen werden.· 

30. 5 60 Abs.5 lautet: 

·(5) Der Milchwirtschaftsfonds kann fOr untersuchungen und 

aegutachtungen, die in seinen Laboratorien i. Zuge der Quali­

tatskontrolle (5 17) und im Zuge von Verfahren durchgefUhrt 

werden, GebOhren erheben, die durch Verordnung (5 59) ent­

sprechend den erfahrungsge.18 i. Durchschnitt hiebei auflaufen­

den Kosten festzulegen sind. Zur Entrichtung der GebUhren sind 

im Palle der Qualitltskontrolle die aearbeitungs- und Verarbei­

tungsbetriebe, i. Ubrigen die Parteien des Verfahren verpflich­

tet. PUr die Erhebung von GebUhren gelten die aesti •• ungen Uber 

die Verwaltungskostenbeitrlge sinnge.18.· 
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Geltende Fassung 

S 6l. (1) AnJdlich der Einfuhr der im S 1 
,cn&lun.m W &ren in cin BeiU'l' zu cnuichwn, des. 
sen Hohe den V crwaltuncskonenbeicnc ,emd 
S 60 Abt. 1 Z 1 nichl Ubemcipn dad. Der Bei. 
U'l,ssaa wird vom Milchwinschafufonds dUteft 
aJl,cmein verbindliche Anordnunl fesqenelk. Ein 
Beschluß des MilchwUuchafufonds ober den Bei. 
U'll'saa dad nur kund'CIDachl werden, wenn er 
vom Bundesminister fut Land. "Dei Fomwinschan 
"ad vom Bundesminin.er fut rlftanzen besuci" 
worden in. Oie Best1lipnl ,ilt ab eneill, wenn sie 
nicht binnen drei WocheD nach E.inlan,en dcs 
schriftlichen Anua,es venaC\ wird. 

S U. Oie Kommissionen haben die FOlldsmincl 
unta' AnwendullC dcr Sorwfalt eines ordentlichen 
JU"Emannes %.u verwalwn. 

-~8- Vorgeschlagener Text 

31. S 61 Ab •• l laut.t: 

·(11 Anll8lich d.r Binfuhr d.r i. S 1 g.n.nnt.n War.n i.t 

.in B.itr.g zu .ntricht.n, d •••• n R8he d.n v.rwaltung.ko.t.n­

b.itr.g ge.18 S 60 Ab •• l S 1 nicht Ober.teig.n darf. D.r B.i­

tr.g •• atz i.t vo. Milchwirt.chaft.fond. durch Verordnung (S 591 

f •• tzul.g.n, wob.i .1. B.itr.g.grundl.g. d.r Sollwert der W.ren 

04er, .of.rn die Waren keine. W.rtzoll unterliegen, da. d •• 

Liefer.nt.n ge.chuld.te Bntgelt heranzuziehen i.t. Bin Be.chlu8 

dea Milchwirt.chaft.fond. Ob.r d.n B.itrag ••• tz darf nur kund­

g •• acht werden, w.nn .r vo. Bunde •• ini.t.r fOr Land- und ror.t­

wirt.chaft und vo. Bund ••• int.t.r fOr Pinanzen be.tltigt worden 

i.t. Die Be.tltigung gilt .ls erteilt, wenn .ie nicht binnen 

drei Woch.n nach Binlangen des schriftlich.n Antrages ver.agt 

wird.· 

32. S 62 laut.t: 

"S 62. (11 Die Organ. der Pond. haben di. Pond •• itt.l unter 

Anwendung der sorgfalt eine. ordentlichen Kauf.anne. zu v.r­

walten. 

(21 Die Pond. haben vorzusorg.n, da8 die eingegangenen 

VerbindliChkeit.n das j.weil. vorhandene Ver.8gen nicht oder 

nicht we.entlich Ober.teigen. Bei Liquidation der Pond. geht 

der.n Ver.agen ein.chlie8lich der Verbindlichk.it.n i. Wege der 

G •••• trecht.nachfolge auf den Bund über. In dl •••• palI werd.n 

öffentliCh-rechtliche Ansprüche der Pond. und gegen die Pond. 

betreff.nd Beitrige und Zu.chO •• e in zivilr.chtlich. An.prOch., 

die vor d.n ord.ntlich.n Gerichten gelt.nd zu .achen .ind, u.­

g.wand.lt." 
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.,. 
Geltende Fassung 

S 'J.(t) Zur .\usabunl des Aufsichurechtes ist der 
Bundesminister Eur Und- und ForstwirtSChaft zu 
den Sitzungen der Kommissionen und der 
leschlfuführenden Ausschüsse einzuladen; er kann . 
sich durch BedienStete seines Bundesministeriums 
Venreten lassen. Weiters sind die Bundesminister 
Eur wirtSChaftliche .'.ngelelenheiten und für Finan~ 
zen einzuladen. die sich durch je einen Bedienste­
ten ihres Bundesministeriums venreten lassen kon­
nen. Den genannten Bundesministern beziehunl'­
weise ihren Venretem kommt bei den Sitzunlen 
beratende Stimme zu. Ihnen sind die ProlOkolle 
über die Sitzuncen der Kommissionen und der 
lesch1fuführenden Ausschüsse vonulecen. 

S 64. Oie Mi"lieder du Kommissioneft, derm 
Enarzmi"lieder. die AnceStel1ten der Fonds sowie 
allenfalls herancuocene Sachverst1ndice dutfen 
cia Gcsc.hlfu- odu Bcuiebsceheimnis. das ihnen in 
dieser EiCenschah anvervaut worden oder zU11nC­
lieh ccworden in. wthrend der Dauer ihrer BeSteI­
lunl und auch nach ErlOschen ihrer Funktion nicht 
offenba.ren odu verwenen. 

-3S - Vorgeschlagener Text 

33. S 63 Ab •• l lautet: 

"(lI Zur Au.übung de. AUf.icht.rechte. l.t der aunde •• i­

ni.ter fOr Land- und Por.twirt.chaft zu den Sitzungen d.r g.­

.chlft.fOhr.nd.n Au •• chO •• e .inzuladen, .r kann .ich durch a.­

di.n.t.te •• in •• aund ••• ini.t.riu •• vertr.ten l •••• n. W.it.r. 

.ind die aund ••• ini.ter fOr wirt.chaftliche Ang.leg.nh.it.n und 

fOr Pinanz.n .inzulad.n, die .ich durch je ein.n a.di.n.t.t.n 

ihr •• aund ••• ini.teriu •• vertr.t.n l •••• n k6nnen. D.n g.nannten 

Bund ••• ini.t.rn bezi.hung.w.l.e ihr.n V.rtr.t.rn ko •• t bei d.n 

Sitzungen b.rat.nd. Sti ••• zu. Ihnen .ind die Protokoll. Ob.r 

die Sitzung.n d.r g •• chlft.führ.nd.n Au •• chO ••• vorzul.g.n." 

34. 5 64 laut.t: 

"S 64. Die Mitglieder d.r Ioll.gialorg.n. d.r pond., der.n 

ar.atz.itglieder, die Ange.t.llt.n d.r Pond •• owie allenfall. 

herang.zog. ne Sachver.tindig. dOrf.n .in Ge.chlft.- oder ae­

tri.b.geh.i.ni., da. ihnen in di ••• r Bigen.chaft anvertraut 

word.n oder zuginglieh geworden i.t, wlhr.nd d.r Dauer ihrer 

ae.tellung und auch nach BrI6.ch.n ihrer punktion nicht off.n­

baren oder v.rw.rten." 

35. 5 65 wird folgender Abs.3 angefügt: 

"(31 Die Ponds sind nach M.Bgab. ihrer zu.tindigkeit von 

den V.rwaltungs.trafbeh6rden und Gericht.n Ober den Au.gang d.r 

b.i ihn.n auf Grund diese. Bunde.ges.tzes anhingig.n Strafver­

fahr.n zu v.rstindigen." 
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Geltende Fassung 

s "- (1) Oie fat die Vol1z.iebWlI dieses Suada­
ccseczcs bCDoc.ipa personcabezocenca Dacea dOt­
fca YOD dea FoDds aucomaaonsuac.ersdlw ermiacl, 
IIDd yerubeitCl wcrdea. Dasselbe cik fat die p~ 
.w.uwalwoC der fonds. 

t", .,' 
(3) Oie Foads haha ober Aulfordauq dem 

8wwfesministet fat La.ad- uad Fomwirucbafl 
,cd Abt. 1 ycratbcicew Oa&eD bevcffead die 
Erzncunc. die AaJicfet1lDc. die QuaJid&. die Lace­
n&ac UDd die Vamariauac 'lOG Warea sowie da 
Au.ßcDhaadel mic Warea. die diesem Buode.sCacc& 
uat.aüecea. zu Qbcrmiae1a, soweit diese Oaca 
YOID BuadesaUaisutr für Laad- IIDd Fomwirucbafl 
zur besseRa Beu.ncuunC des Milch- uud Gcueide­
awiaa beaoaet wcrdea. 

~~. 
I. weldaer· jener MiJclamap caaprichc. die da 

Inl.ncbabacz \UD 16" Gberfteiet. durch Mit­
tel des Buades; 

,2. welcher einer Milchmenge enuprichc. die den 
Inlandsabsau um weitere 0 bis 6% übcmeilt. 
durch Minel aus dem allgemeinen Absaufor- . 
derungsbcitrag (S 7 tAbs. 1), sofern nicht S n 
Abs. 1 vorleczter oder leuter Sau zur Anwen­
duftlr kommt;" 

-~o- Vorgeschlagener Text 

36. 5 66 Aba.l lautet: 

"(I) Die fOr die Vollziehung di.ae. Bunde.ge.etze. be­

n6tigt.n per.onenbezog.nen Daten dOrfen von den Pond. auto.a­

tionaunteratOtzt erMittelt und verarbeitet werden. Da.aelbe 

gilt fOr die Peraonalverwaltung und Bauahaltagebarung der 

Pond •• " 

37. S 66 Ab •• 3 lautet: 

"(3) Die Pond. haben Ober Aufforderung de. Bundea.ini.ter 

fOr Land- und Por.twirt.chaft ge.le Aba.l verarbeitete einzel­

betriebliche Daten betreffend die Brzeugung, die Anlieferung, 

die oualitlt, die Lagerung und die Ver.arktung von Waren .owie 

den Aueenhandel .it War.n, die die ••• Bunde.ge.etz unterliegen, 

zu Ober.itteln, .oweit di •• e Dat.n vo. Bunde •• ini.ter fOr 

Land- und Por.twirtachaft zur b •••• r.n Beurteilung d •• Milch­

und Getr.ide.arkte. b.nötigt w.rd.n." 

38. S 70. I I und 2 lauten: 

"I. welcher jener Milch.enge ent.pricht, die den Inland.­

ab.atz u. 15 , Oberateigt, durch Mittel de. Bunde., 

2. welcher einer Milch •• nge ent.pricht, die den Inland.­

ab.atz u. weitere 0 bis 6 , Ober.teigt und welcher zur 

Bedeckung der Prl.ienvorau.zahlung und Gewlhrung der 

LieferrOcknah •• priai. (5 73 Ab •• ID und 11) erforder­

lich i.t, durch Mittel AU. d •• allg •• elnen Ab.atz­

f6rderungab.itrag (5 71 Ab •• l), .ofern nicht S 77 

Ab •• l vorletzter und letzter Satz zur Anwendung ko •• t," 
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Geltende Fassung 

S 7J. (1) Die EiuclricJnmeap ja diejenip 
MiJchmcnce. far deren Obemahme dwcb Mca 
1eatbci1unp- ud Verubeicunpbcvicb YOD Mem 
MiJchcneucu iD eiDaD Yaruchalajahr M Z1IIIIz­
licher Aba~ aichc zu aacrichcea 
iA. Die Eiue1ricJaaDeDp bemiIc sieb ia JC.iJ. 
lfIIIUD ud ja erfoIderIicDeai auf die DIcb.ae 
zur GIDze durda zwOIf tciJbue MiJcJuDaIce auizu­
nmda. EiDzelrichaaenca uDd MilcJUiefmanPD 
eiDa MiJdaerz.euaen, sciDa Ehecma, lIiner miD· 
da;1hri&a KiDder ud Yah1kindcr lGwie der .. 
seJbaa Hol Iebaadaa .",ajlhriaa KiDda uad 
YalIlkiDdcr liDd iIIDcrhaJb eiDa EiDzuPlebicca 
zvn ........... lZ·h.... DaacJbe PIe, 'WalD auf M 
uad demselbaa laDdwirachafdic Barieb lila. 
rere ~ best.ehea. fut alle MiJcbcr.. ICU.,. diaa Becricba. 

"Einzelriehunengen und Milchlieferungen eines 
Milcheneugers, seines Ehegatten, seiner minder­
jlhrigen Kinder und Wahlltinder sowie der aal sel­
ben Hof lebenden großjährigen Kinder und Wahl­
kinder sind im Falle eines Antrages der Verfü­
gungsberechtigten zusammenzuzählen, wenn deren 
landwinschaftliehe Betriebe nieht im selben Ein­
zl.lgsgebiet, jedoch im selben oder in zwei unmittel­
bar angrenzenden Gerichubezirk.en liegen. Solche 
Aritdge sind von aUen Verfügungsberechtigten 
über die vom .'\nuag betroffenen landwirtschafdi­
ehen Betriebe bei sonstiger Unwirksamkeit zu 
unterfertigen. In den Anutgen in von den Antrag­
steUern jener Be~itungs- und Verarbeitungsbe­
trieb anzugeben, der hinsichtlich der gemeinsamen 
Verrechnung der Absaaforderungsbeiutge und 
der' Abhofpawchale als zustlndiger Bearbeitungs­
und Verarbeitungs betrieb gelten soll, wobei diesem 
von allen anderen betroffenen Bearbeitungs- und 
Ve~itungsbetrieben die zur gemeinsamen Ver­
rechnung erforderlichen Unterlagen umgehend zur 
Verfügung zu stellen sind. Der Antrag ist im Wege 
des für die Verrechnung zustlndigen Bearbeitungs­
und Ve~itungsbetriebes beim MilchwirtSchafts­
fonds bis 30, Juni jenes Winschaftsjahtes einzu­
bringen, ab dem er für die gemeinsame Verrech­
nung gelten soll. Die gemeinsame Verrechmlng 
endet 

_'1'1- Vorgeschlagener Text 

39. I 73 Ab •• l und 2 lauten: 

'S 73. (1) Die linzelrichtmenge i.t diejenige Milch.enge, 

fOr der.n Ub.rnah •• durch ein.n Bearbeitung.- und V.rarbei­

tung.betrieb von eine. Milch.rzeuger in einem Wirt.chaft.jahr 

ein zu.itzlicher Ab.atzfard.rung.beitrag nicht zu entricht.n 

i.t. Die Einzelrichtmenge bemiBt sich in Kilogramm und ist er­

ford.rlichenfalls auf die nichst. zur Ginze durch zwalf t.il­

bare Milchmenge aufzurunden. Einzelrichtmengen und Milchliefe­

rungen .ines MIlcherzeugers. sein.s Ehegatten. sein.r .ind.r­

jlhrigen Kinder und Wahlkinder sowie der am selben Hof lebend.n 

groBjihrigen Kinder und Wahlkind.r sind inn.rhalb .ines Ein­

zugsgebietes zusammenzuzihlen. Dasselbe gilt, w.nn auf .in und 

de.selb.n landwirt.chaftlichen B.tri.b .ehrere Einzelricht­

.engen best.hen, tar alle Milcherz.uger dieses B.trieb.s. Ein­

zelrichtmengen und Milchlieferungen .in.s Milch.rz.ugers, 

seine8 Ehegatt.n. 8einer minderjlhrigen Kinder und Wahlkinder 

80wie der a •• elben Hof leb.nden groBjihrigen Kinder und W8hl­

kinder sind i. 'alle .inea Antrag.s der Verfagungaberechtigten 

zu.a ••• nzuzlhl.n, wenn d.ren landwirt8chaftliche B.trieb. nicht 

i. 8elben Einzugsqebiet, jedoch im selb.n oder in zwei un­

.ittelbar angrenzenden Gerichtsb.zirken liegen. Solche Antriqe 

8ind von allen Vertagungsber.chtigten aber die vom Antrag be­

troften.n landwirtschaftlichen Betriebe bei 80nstiger Unwirk­

••• keit zu unterfertig.n. In den Antrlgen ist von den Antrag­

stellern j.ner Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb anzu­

geb.n, d.r hinsichtlich der gemeinsamen Verrechnung der Absatz­

farderung8b.itrig. und 4.r Abhofpauachale a18 zuatlndiger B.ar­

beitunq.- und Verarbeitungsbetrieb gelt.n soll, wobei di •••• 

von 8llen and.ren betroffenen B.arbeitung.- und V.rarb.itung.­

betri.ben die zur gemeinsamen Verr.chnung .rford.rlich.n Unter­

lagen umgehend zur VertUgung zu stell.n sind. Der Antrag iat i. 

W.g. des far die Verrechnung zustlndigen Bearbeitung8- und V.r­

arbeitungsb.tri.bes beim Milchwirtschaftsfonds bis 30.Juni 

jene. Wirtschaftsjahres einzubring.n, ab dem er far die g •• ein-

8ame Verr.chnung gelten soll. Die gemeinsame Verrechnung endet 
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1. bei Wesfall der Vorawseuungen Eur die 
, gemeinsame Verrechnung oder 
2. bei Widerruf durch mindestens einen der Ver-

Eugungsberechtigten 
mit dem auf den Wegfall der Vorausseaungen 
oder auf das Einlangen der WiderrufserkJüung 
beim Milchwin.schafufonds folgenden Win.schafu­
jahr. Der Milchwirtschafufonds hat alle Verfu­
gungsberechtigten über die von der gemeinsamen 
Verrechnunc betroffenen landwin.schaftLichen 
Betriebe sowie alle betroffenen Bearbeitungs- und 
Verarbeitunpbetriebe über die genellten AnU'iige 
und die BeendigunC der gemeinsamen Verrech­
nung zu versdndigen." 

.... c. 2. .... Vorgeschlagener Text 

1. bei Wegfall der Voraussetzungen far die ge.einsame 

Verrechnung oder 

2. bei Widerruf durch mindestens einen der Verfagungsbe-

rechtigten 

.it dem auf den Wegfall der Voraussetzungen oder auf das Ein­

lsngen der Widerrufserklärung beim Milchwirtschaftsfonds 

folgenden Wirtschaftsjahr. Der Milchwirtschaftsfonds hat alle 

Verfagungsberechtigten aber die von der gemeinsamen Verrechnung 

betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe sowfe alle betrof­

fenen Bearbeitunga- und Verarbeitungsbetriebe aber die ge­

stellten Antrlge und die Beendigung der gemeinsamen VerreChnung 

zu verständigen. Weiters ilt die Einzelricht.enge einel Milch­

erzeugers, leines Ehegatten, leiner .inderjlhrigen Kinder und 

Wahlkinder sowie der am selben Rof lebenden gr08jährigen Kinder 

und Wahlkinder auf Antrag der Verfagungsberechtigten auf einen 

anderen aetrieb dieser Personen, far den keine Einzelrichtmenge 

besteht, zu abertragen, wenn deren landwirtschaftliche Betriebe 

nicht im selben Einzugsgebiet, jedoch 1m aelben oder in zwei 

unmittelbar angrenzenden Gerichtlbezirken liegen. rar dieaen 

'all gelten die vorstehenden Bestimmungen betreffend die ge­

meinsa.e Verrechnung sinngeml8. 
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.. (2) Die Einzelrichunenge steht - nach Maß­
gabe des Abs. S - dem jeweiligen Verfügungsbe­
rechtipn über einen milcherzeugenden Betrieb zu. 
Geht du Verfügungsrecht auf einen anderen über, 
so bleibt die Einzelriehunenge bestehen, sofern. der 
Betrieb weiterhin selbstlndig bewlnschahet wird 
oder bewiruchaftbar ist. Ist der Verfügungsberech­
tip Plehter, so steht ihm die Einzelriehunenge 
nur dann zu, wenn außerdem die Pachuiauer 
mindmens ein Vlinschwjahr beulet Imd er alle 
'Ior Beginn des PachtTerhlhnisses zum milcherzeu­
genden Betrieb gehörenden fliehen pachtet; zu 
diesen fliehen gehören nicht Baufliehen. VI eingär­
ten. VI ald. Ödland. Hawglrten und Obstglrten, 
die sich der Verplehter zurückbehalten haL VI enn 
ein bisher einheidich bewiruchafteter Betrieb in 
mehrere selbstlndig bewiruchaftete Betriebe aufge­
teilt wird oder wenn bisher gemeinsam bewinschaf­
tele Betriebe aufgeteilt werden, ist die Einzelricht­
menge entsprechend einer Vereinbarung aufzutei­
len, die spltestens ein Jahr nach dieser Aufteilung 
geschlossen wurde; sie wird mit dem auf die 
Bekanntgabe der Vereinbarung an den zustlndigen 
Bearbeitungs- Imd Verarbeitungsbetrieb folgenden 
Monatsemen wirksam. Bis dahin oder mangels 
einer solchen Verelnbarung ist die Einzelricht­
menge gleichmlßig aufzuteilen. Sofern im folgen­
den nicht anderes bestimmt wird, bleibt die Einzel­
richunenge 'Ion Vliruchafsjahr zu Vliruchafujahr 
gleich (Vlahrungsmenge). 1st die Gesamtrieht­
menge eines Vlinsc:haftsiah.res niedriger als die 
Gesamuichunenge des Wmsc:hafujahres 1971179, 
so unterlie~ jedoch die VI ahrungsmenge in diesem 
Jahr einer Anderung im selben Verhlltnis. 

-lt'b- Vorgeschlagener Text 

(2) Die Einzelricht.enge steht dem jeweiligen Vertagungs­

berechtigten aber einen milcherzeugenden Betrieb zu. Geht das 

Verfagungsrecht auf einen anderen aber, so bleibt die Einzel­

richtmenge bestehen, sotern der Betrieb weiterhin selbstindig 

beWirtschaftet wird oder bewirtschaftbar ist. Ist der Verfa­

gungsberechtigte Pichter, so steht ihm die Einzelrichtmenge nur 

dann zu, wenn außerdem die Pachtdauer mindestens ein Wirt­

schaft jahr betrigt und er alle vor Beginn des Pachtverhiltnis­

ses zum milcherzeugenden Betrieb gehörenden Flichen paChtet, zu 

diesen 'liChen gehören nicht Bauflichen, Weingirten, Wald, Od­

land, Bausgirten und Obstgirten, die sich der Verpichter zu­

rackbehalten hat. Wenn ein bisher einheitlich bewirtschatteter 

Betrieb in mehrere selbstindig bewirtschattete Betriebe aufge­

teilt wird oder wenn bisher ge.einsam bewirtschaftete Betriebe 

aufgeteilt werden, ist die Einzelricht.enge entsprechend einer 

Vereinbarung aufzuteilen, die spitestens ein Jahr nach dieser 

Auf teilung geschlossen wurde: sie wird .it dem aut die Bekannt­

gabe der Vereinbarung an den zuständigen Bearbeitungs- und Ver­

arbeitungsbetrieb folgenden Monatsersten wirksam. Bis dahin 

oder mangels einer solchen Vereinbarung ist die Einzelricht-

menge gleichmäßig aufzuteilen. Sofern im folgenden nicht an­

deres bestimmt wird, bleibt die Einzelricht.enge von Wirt­

sChaftsjahr zu Wirtschaftsjahr gleich (Wahrungs.enge).· 
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/"13. 
.. (4) Abweichend von AM. 3 unwrliep clie Wab­

NDpmense wahrend der SWIepnpfrisl keiner 
VerladeNDlo WenD der Vafocuapberecbcipe die 
beablichtip SWJepq ~ dcreD Bqiaa an den 
zWUndilcn Bearbeiwnp- und Verarbeiaanpbe­
uieb IInWl' Verwendun, 'fOD YOIIl Fonds aufzule­
lenden Formbllaem miaciJL Die SWJepq ia ab 
dem dem EiaJancen der Miu.eiJunl beim ZURlDdi­
len Bearbeitunp- und Verarbeiampbcuieb fol­
senden MOllauemen wirksam. SWJecuaI bedCUICl, 

daß der Verfügunpberecbtisce die Milcherzeu­
pnl - aweenommell die HaJCUDI einer Milchkuh 
und die Verwendung der VOll dieser Kuh SWDJDeQ­

den Milch awschließ1ich for Zwecke der SelbstYer­
sorcunl - sowie die Abgabe VOll Milch <S 1 
Abi. 1) lind Erzeugnissen aw Milch es 1 Abs. 2) for 
mindenens zwei W'uuch.aiujahre (StiUepnlsfrist) 
einzUfteUCIl haL Diese VerpflichtuDl eilt for alle 
über den Beuieb Verfüpnlsberec:htipn. Für die 
OberprUfung der EinhaltUftI diese. Verpflichtun­
gcn gilt S 75 Abs. 6 .inncemd. Einzelrichtmcngen 
oder Anteile von Einzelrichunencen kennen wah­
rend der Stillegungsfrin nicht allf den Betrieb über­
tragen werden. Wthrend der Stillepncsfrist abCe­
gebene Mengen an Milch und Erzcugnissen aus 
Milch gelten als über die dem Milcherzeugcr ZUfte­

hende Einzelrichunenge binaw abcecebene Men­
cen. Die Stillepng endet frühestens nach Ablauf 
von zwei W'llUChafujahren sowie zu Beginn eines 
darauffoJcenden K.a.lendermonates, wenn der Ver­
fügunlsberec:htip die beabsichtigte Wiederauf­
nahme der Milcheneugung und Abgabe von Milch 
und Erzeugnissen aw Milch dem zwtindigen 
Beatbeitunp- lind Verarbeitungsbeuieb minels von 
vom Fonds aufzulqenden formbltuetD mineilL 
Die Beendiplll du StiJlepng in ab dem dem Ein­
lancen der Miaeilunc beim zusdndigen Bearbei­
wnp- lind Verarbeitungsbetrieb folgenden Mo­
nauernen wirksam. Beginnt oder endet die Stille­
pnl nicht am 1. Juli, so steht die Einzelrichtmenge 
fUr den ;cweilicen Teil des Vansc:halujahres in 
einem aliqUOten Teil zu; fUr die Jahresabrechnung 
gilt der DurchscftnitWatz gem" S 80 Abs. 3." 

I 

-~~- Vorgeschlagener Text 

40. 5 73 Ab •• 4 und 5 lauten: 

"(4) Abweichend von Ab •• ) unterliegt die Wahrung •• enge 

wihrend der Stillegungsfrist keiner Verinderung, wenn der Ver­

fagung.berechtigte die beab.ichtigte Stillegung vor deren Be­

ginn an den zu.tlndigen Bearbeitung.- und Verarbeitung.betrieb 

unter Verwendung von vo. Pond. aufzulegenden Por.bllttern .it­

teilt. Die Stillegung i.t ab dea de. Binlangen der Mitteilung 

beia zu.tlndigen Bearbeitunga- und Verarbeitungabetrieb folgen­

den Mon.t.er.ten wirk •••• Stillegung bedeutet, da8 der VerfU-

9ung.berechtigte die Milcherzeugung - au.geno •• en die B.ltun9 

einer Milchkuh und die Verwendung der von dieaer Kuh ata •• enden 

Milch auaschlie8lich für Zwecke der Selbstver.or9ung - aowie 

die Abgabe von Milch (5 1 Ab •• l) und Brzeugni •• en aua Milch 

(5 I Abs.2) far .inde.tens zwei Wirt.ch.ft.j.hre (Stillegunga­

friat) einzuatellen hat. Diese Verpflichtung gilt für .lle aber 

den Betrieb Verfagung.berechtigten. Binzelricht.engen oder An­

teile von Binzelricht.engen k6nnen wlhrend der Stillegung.friat 

nicht auf den Betrieb abertragen werden. Wlhrend der Stille-

9ungafriat .bgegebene Mengen .n Milch und Brzeu9niaaen .ua 

MilCh gelten .la aber die de. Milcherzeuger zuatehende Binzel­

richt.enge hin.u •• bgegebene Mengen. Die Stillegung endet 

frahe.ten. n.ch Ablauf von zwei Wirtach.ftajahren aowie zu Be­

ginn eine. d.r.uffolgenden K.lender.on.te., wenn der Verfa­

gung.berechtigte die be.b.ichtigte Wieder.ufn.h.e der Milcher­

zeugung und Abg.be von Milch und Brzeugni •• en .u. Milch de. zu­

.tlndigen Bearbeitunga- und Verarbeitung.betrieb .ittela von 

vom Pond •• ufzulegenden Por.bllttern aitteilt. Die Beendigung 

der Stillegung ist .b de. de. Binlangen der Mitteilung bei. zu­

atlndigen Bearbeitung.- und verarbeitung.betrieb folgenden 

Monatsersten wirksam. Beginnt oder endet die Stillegung nicht 

am I.Juli, .0 steht die Binzelrichtmenge für den jeweiligen 

Teil des Wirtschaftsjahres in einem aliquoten Teil zu, für die 

Jahresabrechnung gilt der Durchschnittssatz gemä8 5 80 Aba.3. 
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~ '16. . .. 
(5) Oie E.inzclrichuDcnle leht in follellden Ft.I­

Ja auf eiDcD aAdera Bcuieb ubcr: 
I. Wcu zwei oder mehrere Bcuicbe mit Einzel­

richaDeftcea fat eiD oder mehrere Win­
scbafujabn schriftlich YereiDbaren, daß die 
Milcbazeucuac - ausleDOllUDCll Zur' Selbst­
ftftOtI'IDI - aU'lCbließllcb yon eiDem. die 
Juqwichaufzucbt auuchlie41ich bei dell atuie­
ta BcuiebeD edo~ (Panacnchalubeuiebe). 
10 cchaa die Einzc1richtmcqen for die Dauer 
da PannenchaiuTahlJuüssa auf deD die 
MiJdWefenaDI abcmehmcndeD Beuieb C1ber. 
SoUm du PanD~1luüs YOt 

- lt,; ..... Vorgeschlagener Text 

(5) Der Ponde hat - unbeschadet der Inanspruchnahme der Be­

zirksverwaltungsbehörden gemä8 5 6S Abs.2 - durch seine Kon­

trollorgane die Binhaltung der sich aus Abs.4 ergebenden Ver­

pflichtungen zu überprüfen. Vom Ponds mit der Uberwachung der 

Blnhaltung dieser Verpflichtungen beauftragten oder ersuchten 

Organen ist 

1. der Zutritt zu allen Wirtschaftsräumen und Betriebs­

flächen des Betrieben zu gestatten, die der Erzeugung, 

Lagerung und sonstigen Aufbewahrung von Milch und Er­

zeugnissen aus Milch dienen oder dienen k6nnen, 

2. Auskunft Ober einschlägige Betriebevorginge zu geben 

und 

3. sind auf Verlangen BOcher, Aufzeichnungen und sonstige 

maBgebliche Onterlagen, die Informationen Ober die Er­

zeugung, Lagerung, sonstige Aufbewahrung, Verwendung 

und allfällige Abgabe von Milch und Brzeugnissen aus 

Milch an Dritte über den Betrieb enthalten oder ent­

halten können, vorzulegen und in diese Binsicht zu ge­

währen.' 
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Geltende Fassung 

Ablauf eiMs YaradWujabres auf,elOft wird, 
pk die ~ rGc:kwirkead als aail 
BqiDa cl-. Yuacbaiujahta Dieb, Gbctp­
........ Dia PanDencbaiuYeruIIC sind YOIa 
lI&IdDdipD Iarbeioa..... uad Vcrubei­
a ..... __ MiIcbwUuchalufonds jlhr-
licIa ZU meJda. Der Foads Iw bei V OIÜesea 
der Von~ daa 0be1'laDI der EiD­
&eIricbaDap zu ~. die EiaJWcu.aa 
der ~ durch die V .. 
nppanaa zu aberpr11faa UDd die Geaehmi-

afordatichaalaUs zu widerrufea. -FI. . .... 

• ,2. Der Milchwiruchafufonds hat durch allp­
mein verbindliche Anordnunl die nlberen 
V onussetZunlen fenzuseaen. uncer denen 
Eilentumsubennpnlen von futt.erfllchen 
zur WirkunI haben. daß die Einzelricht­
menle des die Milcherzeupnl einst.eUenden 
bisherilen Eilentumen laftZ oder teilweise 
nach lrundbucherlicher O"n:hfuhrunl auf 
den oder die neuen Eicentumer UberphL 
Nicht ubertrasene Anteile von Einzelricht­
mengen erloschen zu diesem Zei'J)unkt. 
Gleichzeiul erlischt fur den Betrieb des bis he­
nsen Eisentümers die 8efulnis zur unmiuel­
baren Ablabe semlß S 16. Oun:h den Ober­
pnl konnen Erhohunlen nur auf ein 
Höchsuusmaß der Einzelrichunense von 
60 000 kg erfolsen. Asn Betrieb des bisherigen 
Eilentümen darf innerhalb von funf Wirt­
schafu;ahren ab Verlwt der Einzelrichunense 
lu:ine Milch erzeul' werden. Für die Ober­
prtlfunl der Einhalwns dieser Verpflichtunl 
pIt S 7S Abs. 6 sinnlemlß." 

-" ,- Vorgeschlagener Text 
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Geltende Fassung 

§ 73 Abs. 6 vorletzter und letzter Satz: 

Dies beÜifft -ins­
besondere die durch VerpacbUlftg (Abi. 2 driaer 
Saal, PannenchaMenrtce (AbI.S Z 1) oder 
Eicenaamsübenragungen von Fuaerflkhen (Abi. 5 
Z 2) übertragenen Einzelrichunengen, wobei in der 

Meldunc auch die Anzahl der in Beuacht kommen­
den Milchlieferancen verlan" werden unn. Die 
Batbeiaanp- und Verarbeiwncsbetriebe sind ver­
pflichtee. die vom fonds verlangten Meldungen zu 
enuucn. 

11-~. 
(7) Ludwin.schaftliche Betriebe, die eine Einzel­

richunence verloren haben. sind innerhalb von funf 
Winlchafuiahren vom Erwerb einer Einzelricht­
mence auscesch1ossen. Davon auscenommen sind 
flLlle, in denen im Basilzeiuaum infolge eines Ele­
menu.rereignisses keine Milch geliefen wurde 
(AbI. 3). 

-~t - Vorgeschlagener Text 

41. S 73 Aba.6 vorletzter und letzter Satz lauten: 

"Diea betrifft inabeaondere den durch Verpachtung (Ab •• 2 

dritter Satz) oder durch .onatige ge.etzlich anerkannte "8g­

lichkeiten zull.aigen Ubergang von Einzelricht.engen oder 

Anteilen von Ein.elricht.engen, wobei in der "eldung auch die 

Anzahl der in .etracht ko •• enden "ilchlief.ranten verlangt 

werden kann. Die .earbeitunga- und Verarbeitungabetriebe .ind 

verpflichtet, die vo. Ponda verlangten "eldungen zu er.tatten." 

42. 5 73 Ab •• 7 entfillt. 
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Geltende Fassung 

~t~ .. " 
(I) Die Bearbeitunls- und Verarbeitungsbetriebe 

haben bis I.Juni 1917 aUe Milchlieferanten ihres 
EinzuPlebieteS über die Bestimmungen der frei­
willilen ücferrUcknahme schriftlich zu infonnieren 
lind ihnen die jeweilile Auslangsmenge (Abs. 9) 
sowie insbesondere die möglichen Stufen für die 
erkJJ.ne ücferrUcknahmemenle und die damit ver­
bundenen finanziellen Auswirkungen (Abs. 10 und 
11) mitzuteilen. Milcherzeuger erhalten über 
schriftlichen Antrag an den zwtlndigen Beatbei­
tunp- und Vera:rbcitunpbetrieb oder an den 
Milchwinschafufonc:b für die T eiJnahme an der 
freiwillilen ücferrUcknahme eine Pnmie (Liefer­
rücknahmcprlmie). Der Milchwiruchafufonc:b hat 
bei ihm einlansende AnUise unverzüglich an den 
zWllndilen Bearbeitungs- und Vera.rbcilungsbe­
trieb weiterzuleiten. .""uapbercdnigt sind jene 
Milcherzeulcr, mit denen der zUSdndile Bearbei­
tunp- und Vera.rbcitungsbcuieb im Zeitpunkt der 
AnuaptcUunl einc Abrechnung für dic von ihrem 
Betrieb (LieferrUcknahmebcuicb) ubernommenc 
Milch und EncupUsc aus Milch vornimmt. Für 
den Antnl sind vom Milc:bwinscbafufonds aufzu­
lesende Formbllacr zu verwenden. Dic Bearbei- . 
wnp- und Verarbeitunpbetriebe haben den 
Milc:heneugern die crfolgte AnuagslCllunl zu 
bcsdtiCen, wenn der Antrag vollStlndig ausgefüllt 
ist, bis IS. Juli 1917 beim zUSdndigen Bearbei­
tungs- und Veratbeitungsbcuicb oder beim Milch­
winsc:bafufoods einsebndn wurde und die sonsti­
ICD Vorausscaunsen für eine Teilnahme an der 
freiwilliccn LieferrUc:knahme erfüllt sind. IUnn 
diese 8csdtipnC nicht erteilt wcrden, sind die 
Aautce dem Milchwiruchafufonc:b zur Enuchei­
dune vorzulesen. Im Anlnl haben die Milchcneu­
Icr ihre Bereiuchaft zu erkl:&ren, ihre AnlieferunI 
für das W'uuchaEujahr 1987/11 um mindestens S, 
6, 7, I, 9 oder 10 vH lesenUber der Ausgangs­
mense zu vemnlcrn. Die um die erkllLn.c Kürzung 
vcrrinserte Menle in die erkllne LieferrUcknah­
memenle. 

- Lt€- Vorgeschlagener Text 

43. 5 73 Ab •• 8 bi. 11 lauten: 

"(81 Milcherzeuger erhalten über schriftlichen Antrag .n 

den zu.tindigen Bearbeitungs- und Ver.rbeitungsbetrieb oder .n 

den Milchwirtsch.ftsfonds für die Teilnahae .n der freiwilligen 

Lleferrückn.hae eine Präaie (Lieferrücknahaepräaiel. Der Mllch­

wlrt.ch.ft.fonds hat bei iha einl.ngende Antrige unverzüglich 

an den zu.tlndigen Bearbeitungs- und Verarbeitung.betrieb wei­

terzuleiten. Antragsberechtigt sind jene Milcher.euger, ait 

denen der zustindige Bearbeitungs- und Ver.rbeitung.betrieb ia 

Zeitpunkt der Antr.gstellung eine Abrechnung fOr di. von ihr.a 

B.tri.b (Li.f.rrOcknahaebetriebl übernoaaene Milch und Brz.ug­

nis •• aua Milch vorniaat. POr den Antrag aind vo. Milchwirt­

ach.ft.fonds aufzulegende Por.blltt.r zu verwend.n. Di. Bear­

beitunga- und Ver.rbeitungabetriebe haben den Milch.rz.ugern 

di •• rfolgte Antr.g.tellung zu bestitigen, w.nn d.r Antr.g 

voll.tlndig .uagefüllt lat, bla 15.Jull jen.a Wirtschafta­

j.hrea, fOr das dia Tel1nah.e an der freiwillig.n Li.f.rrOck­

nah •• b.absichtigt i.t, beia zuatlndig.n Be.rb.itunga- und V.r­

.rbeitung.betri.b oder bei. Milchwirt.chaft.fonds eingebracht 

wurde und 4i. aon.tigen Vor.u •• stzung.n fOr .in. T.iln.h ••• n 

d.r fr.iwillig.n Li.ferrOckn.hae srfUllt sind. lann di ••• a.­

.tltigung nicht ertsilt werd.n, .ind di. Anträg. d •• Milchwirt­

aCbaft.fonds zur Bntach.idung vorzul.g.n. I. Antrag h.b.n 41. 

M1lch.rz.ug.r ihr. B.r.itsch.ft zu .rklär.n, ihr. Anli.f.rung 

fOr .in b •• ti.at •• Wirtschaft.jahr ua .ind.st.na 5, 6, 7, 8, 9 

od.r 10 vB g.g.nOb.r der Ausg.nga.enge zu v.rring.rn. 01. u. 

di •• rkllrte IOrzung v.rringert. Meng. lat dia .rkllrt. Li.f.r­

rOckn.b •••• ng •• Di. B.arbeitunga- und V.r.rb.itung.b.tri.b. 

h.b.n bi. 1.Juni .11. Mllchli.ferant.n ihr •• Binlug.g.bi.t •• 

Ob.r di. B.atia.ung.n d.r freiwl11ig.n Li.ferrOcknab •• 

.chrlftlich IU intor.ler.n und lhnen dl. j.w.ilig. 

Ausg.ng.a.nge (Aba.91 .owle lnsbesondere die aöglich.n Stuf.n 

fUr di. erkllrt. Llef.rrUckn.h.eMenge und dle d.alt verbundenen 

finanziell.n Auswirkungen (Ab •• 10 und 111 aitaut.il.n. 
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Geltende Fassung 

1"t3. . .. 
(9) Die Auslangsmense in wie folgt zu berech­

nen: 

a+b 
2 

Hiebei in: 
a - die im Winschaftsjahr 1984/85 vom üefer­

tücknahmebetrieb übernommene und gemd 
S 16 verrechnete Mense an Milch und Erzeug­
nusen aus Milch, hOchnens jedoch die für die­
ses Wiruchafujahr und für diesen Beuieb 
zunehende Einzelrichunenge; 

b- die im Wiruchaftsjahr 1985186 vom üefer­
tücknahmebetrieb übernommene und gem1ß 
S 16 verrechnete Menge an Milch und Erzeug­
nusen aus Milch, hOchstens jedoch die Eur die­
ses Winschafu;ahr und für diesen Beuieb 
zustehende Einzelrichunenge. 

Ist die Einzelrichwenge des üefelTllcknahmebe­
triebet im Wiruchaftsjahr 1987/88 kleiner ab des­
sen berechnete Ausgangsmenge, gilt diese Einzel­
richunenge ab Awgangsmenge. Bei der Berech­
nung der Ausgang$menge sind die SS 72 und 73 
Abs. 1 driaer und viener Satz anzuwenden." 

_~j_ Vorgeschlagener Text 

19 ) 

1. Di. Au.gang •• enge i.t wie folgt zu b.r.chn.n: 

~ 
2 

Biebei i.t: 

a • 

b • 

2. 

di. i. Wirt.chaft.jahr 1984/85 V08 Li.t.rrücknah •• b.­

trieb üb.rno ••• ne und ge.IB 5 16 verr.chnet. M.nge an 

Milch und Erzeugni •• en AU. MilCh, hach.ten. jedoch die 

fOr die.e. Wirt.chaft.jahr und fOr die.en aetrieb zu­

stehend. Einzelricht.eng., 

die i. Wirt.chaft.jahr 1985/86 vo. Lief.rrOcknah.ebe­

trieb Oberno •• ene und g •• IB 5 16 v.rr.chn.te Meng. an 

Milch und Brzeugni ••• n aus MilCh, hach.ten. j.doch die 

tOr di •••• Wirt.chaft.jahr und fOr die •• n a.trieb zu­

.t.hende Binz.lricht •• ng •• 

I.t die Binzelricht •• ng. d •• Li.ferrOcknah •• betrieb •• 

in jen •• Wirt.chaft.jahr, in de •• ~ne Teilnah.e an der 

fr.iwilligen Li.t.rrOcknah •• erfolgt, kleiner als 

d •••• n berechnet. Au.gangs.enge, gilt diese Binzel­

richt •• ng. als Au.gangs.enge. 

3. Pür .ilcherzeugende aetriebe, die nach de. 31.Juli 

1984 eine Binzelricht •• nge auf Grund der i. 2.Liefer­

jahr angeliefert.n Menge unter Abzug jener Liefer­

.enge, rOr die ein zu.ltzlicher Ab.atzfarderung.bei­

trag zu entrichten war, erhielten, gilt die neu erwor­

bene Binzelricht •• ng. ale Au.gang •• eng •• 

4. Iat die Binzelricht •• nge d •• Li.ferrücknah •• betrieb.s 

in jen •• Wirtschaft.jahr, in de. di. T.ilnah.e an der 

fr.iwilligen Li.f.rrücknah •• erfolgt, auf Grund ein.s 

gesetzlich zullsaig.n Ub.rgangs von Binzelricht.engen 

oder Anteilen von Einzelricht •• ngen haher als die 

diea •• aetrieb ia Wirt.chaftsjahr 1984/85 .ustebende 

Bin •• lricht.enge, .0 ist die Au.gangs.enge fOr jene 
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Geltende Fassung 

J 13 .. " 
"(10) 1m W"uuchafujahr 1987188 sind monadi­

che Primienyorau.szahJungeD auf die Lieferr11dt-

nah me prämie von den Be:r.rbeitungs- und Verarbei­
tungsbetneben an die an der freiwilligen Liefer­
rücknahme teilnehmenden Milcherzeuger zu lei­
sten, mit denen der Bnrbeitungs- und Verarbei­
tungsbetrieb für den jeweiligen Monat eine Abrech­
nung für die vom Lieferrücknahmebetneb über­
nommene Milch und Erzeugnisse aus Milch vor­
nimmt. Die Höhe der Pramienvorauszahlung 
bemißt sich nach dem Ausmaß der im Antrag vom 
Milcherzeuger erk!:l.rten Bereitschaft zur Liefer­
rücknahme gegenüber der Ausgangsmenge. Die 
Prtmienvorauszahlung beträgt je Kilogramm über­
nommener Milch bei einer erkliLrten lieferrück­
nahme VOD 

ori&Iano 
Lid ........... 

mindenens 5 vH 
mindeStens 6 vH 
mindenens 7 vH 
mindenens 8 vH 
mindestens. 9 vH 
mindestens 10 v H 

~.....aahhuIc 
.. crooca. .... !ootiIcIa 

25 g 
30 g 
35 g 
40 g 
45 g 
SO g. 

-50- Vorgeschlagener Text 

Betriebe, von denen die Einzelricht.enge oder die An­

teile von Einzelrichtmengen sta •• en, ge.IB Z 1 zu er­

.itteln und der Ausgangsmenge des LieferrOcknahmebe­

triebes zur Ginze bzw. bei Anteilen von Einzelricht­

mengen mit dem diesen Anteilen entsprechenden ali­

quoten Anteil der Ausgangsmenge hinzuzurechnen. Stammt 

die Obergegangene Binzelricht.enge oder ein Oberge­

gangener Anteil der Binzelricht.enge von eine. in Z 3 

genannten Betrieb, ist Z 3 bei der Berechnung der Aus­

gangs.enge fOr diesen Betrieb sinngemlB anzuwenden. 

Bei der Berechnung der Ausgangs.enge sind die 55 72 und 73 

Abs.l dritter bis letzter Satz anzuwenden. 

(10) rOr jedes Wirtschaftsjshr, in de. LieferrOcknah.ebe­

triebe an der freiwilligen LieferrOcknah.e teilneh.en, sind 

.onatliche primienvorauszahlungen auf die LieferrOcknah.eprl.ie 

von den Bearbeitungs- und Versrbeitungsbetrieben an die an der 

freiwilligen LieferrOcknah.e teilneh.enden Milcherzeuger zu 

leisten, mit denen der Bearbeitungs- und verarbeitungsbetrieb 

fOr den jeweiligen Monat eine Abrechnung fOr die vo. Liefer­

rOcknah.ebetrieb Oberno.mene Milch und Brzeugnisse aus Milch 

vornimmt. D1e 8Ghe der Prlmienvorauszahlung bem1Bt sich nach 

dem Aus.aB der 1. Antrag vom Milcherzeuger erkllrten Bereit­

schaft zur LieferrOcknahme gegenOber der Ausgangsmenge. Die 

prl.ienvorauszahlung betrigt je Kilogramm Obernom.ener Milch 

bei einer erkllrten LieferrOcknahme von 

erklirte Prlmienvorauszahlung 

LieferrOcknahme in Groschen je kg Milch 

mindestens 5 v8 25 9 

mindestens 6 v8 30 9 

.indestens 7 vB 35 9 

.indestens a vB 40 9 

.i ndestens 9 vB 45 9 

mindestena 10 VB 50 g. 
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Geltende Fassung 

Oie Primienvorauszahlung in vom zustbdigen 
BearbeitUngs- und VerarbeitUngsbeuieb für die 
vom Lieferrüdutahmebetrieb monatlich übernom­
menen Mengen bis zum Ende des auf die 'Ober­
nahme folgenden IUJendcrmonaces, hOchstcns 
jedoch bis zum Ausmaß der erkllrten Lieferrück­
nahmemenge zu leisten. Oie Bearbeitungs- und 
Verarbeiwngsbeuiebe haben die Milcherzeuger 
monatlich darüber zu informieren, welche Rest­
menKen der erkllnen Lieferrüdutahmemengen auf 
Grund der bisher erfolgten Übernahme von Milch 
und Erzeugnissen aus Milch vom Licferrüdutahme­
betrieb fur das Wiruchafujahr 1987/88 noch ver­
bleiben. Oie Bearbeitungs- und Verarbeitungsbe­
triebe haben die fur die Prtmienvorauszahlung zu 
leistenden Beträge mit den Vorauszahlungen auf 
den allgemeinen AbsatzfOrderungsbeitrag zu ver­
rechnen. Reichen diese Mittel fur die Verrechnung 
nicht aus, sind die noch offenen Betr:tge mit den 
Vorauszahlungen auf den zus:ttzlich"en AbsatzfOr­
derungsbeitrag zu verrechnen und allenfalls dar­
u.ber hinaus erforderliche Betr:tge rechtzeitig vom 
Milchwiruchafufonds anzufordern. BearbeitUngs­
und Verarbeiwngsbetriebe, die Prtmienvorauszah­
lungen durchfuhren, haben darüber Aufzeichnun­
gen zu fuhren und dem MilchwiruchafufondJ 
monadich Meldung zu erstatten. Hinsichdich der 
Verrechnung der Prtmienvorauszahlung zwischen 
den Bearbeitungs- und Veratbeitungsbetrieben und 
dem MilchwinschafufondJ ist die BAO sinngemäß 
anzuwenden. 

- s"- Vorgeschlagener Text 

Die Primienvorau8zahlung ist vom zU8tindigen Bearbeitung8- und 

Verarbeitungsbetrieb für die vom LieferrOcknah.ebetrieb .onat­

lieh überno.menen Mengen bis zu. Ende des auf die Ub.rnahme 

folgenden Kalend.rmonate8, hachsten8 jedoch bi8 zu. Aus.ae der 

erklirten Lieferrücknah.emenge zu lei8ten. Di. Bearb.itung.­

und Verarbeitungsbetriebe haben die Milcherzeuger .onatlich 

daraber zu infor.ieren, welch. R.st •• ng.n d.r erkllrt.n Li.fer­

rücknah •••• ngen auf Grund der bisher .rfolgten Ubernah.e von 

Milch und Erzeugni •• en AU. Milch vo. LieferrOcknah.ebetri.b für 

das jeweilige Wirt.chaft.jahr noch verbleib.n. Die Bearbei­

tungs- und Verarbeitung.betrieb. haben die fOr die prl.ienvor­

auszahlung zu leistenden Betrig •• it den Vorau.zahlungen auf 

den allge.einen Ab.atzfarderung.beitrag zu verrechnen. Reichen 

die8e Mittel für die Verrechnung nicht au., .ind die noch 

offenen Betrlge mit den Vorauszahlungen auf den zusltzlichen 

Absatzfarderungsbeitrag zu verrechnen und allenfall. d.rOber 

hinau. erford.rliche Betrlge r.chtzeitig vo. Milchwirtschafts­

fonds anzuford.rn. Bearbeitungs- und V.rarb.itungsb.tri.b., die 

Prl.ienvorauszahlung.n durchführ.n, hab.n daraber Aufz.ichnun­

g.n zu fOhr.n und d •• Milchwirtschaftsfonds .onatlich Meldung 

zu .rstatten. Hinsichtlich der Verrechnung der Prl.ienvorau.­

zahlung zwi.chen den Bearbeitung.- und verarbeitungsbetrleben 

und dem Milchwirt.chaft.fonds ist die BAO slnnge.le anzuwenden. 
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Geltende Fassung 

f 13 .... 
.. (11) Nach Ablauf des Wiruchafujahres 1987/88 bemißt sich die Höhe der Liefertücknahmeprlmie 

nach dem tauichlichen Ausmaß der gegenüber der Ausgangsmenge erfolgten Liefertücknahme; sowohl 
die Prlmienvorauszahlung als auch die Prlmie ist aus Mitteln des allgemeinen Absawörderunglbeiuages 
(S 70 Z 2) zu leisten. Die Liefertücknahmeprlmie betrlgt je Kilogramm übernommener Milch bei einer 
tauächlichen Liefertücknahme von 

I&Ukhlich. LiderrUcknahme 

mindestens S y H 
mindestenS S,5 vH 
mindestens 6,5 vH 
mindestens 7,5 v H 
mindestens 8,5 vH 
mindestens 9,5 vH 
mehr'" 10 "H 

Prlmic in GroKhen 
je '" Milch 

25 g 
lOg 
3Sg 
40g 
45 g 
SOg 
54 g. 

Auf die Lieferr1lcknahmeprlmie sind die fllr das Wiruchafujahr 1987/88 geleisteten Prlmienvorauszah· 
lungen anzurechnen. Ein sich zucunsten des Milcherzeugen ergebender UntenchiedJbeuac ist vom 
zustindiCen BcarbeitunCS' und VerarbeiwßlSbetricb mit schuldbefreiender Wirkung gemeinaam mit der 
Abrechnunc nach S 80 Abs. 6 aß jenen Milcherzeucer zu leisten, mit dem der BearbeiwnCI. und Verarbei. 
,un,sbeuieb zu diesem Zeitpunkt eine Abrechnunc für die vom LieferrOcknahmebeuieb übernommene 
Milch und Erzeupisse aus Milch durchführt. Ein sich zu Lasten des Milcheneu,en e"ebender Unter· 
schiedsbetrag ist gegenüber dem Milchwiruchafufonds gleichzeitig mit den Absauforderungsbeitrl&en 
fUr das Wiruchafujahr 1987/88 fillig (S 80 AbI. I) und kann vom zustlndicen Bearbeitungs· und Verar· 
beitungsbeuieb ,em.insam mit der Abrechnung nach S 80 Abs. 6 zur ungeteilten Hand von jedem Milch· 
eneu,er zutückgeforden .. erden, der fUr den Liefertücknahmebeuieb eine Prlmienvorauszahlung erhal· 
ten hat, sowie von deren Rechunachfolgern. Hinsichdich der Verrechnung der Liefertücknahmeprlmie 
zwischen den Bearbeituncs· und Verarbeituncsbeuieben und dem Mi1chwinschafufondl gelten die SS 80 
Abi. 4 und S und 82 sowie die MO sinngemIB." 

-Sl.- Vorgeschlagener Text 

(11) .ach Ablauf jede. Wirt.chaft.jahre. be.iBt .ich die 

Iahe der LieferrUcknah.eprl.ie nach de. tat.lchlichen Au •• aB 

der gegenUber der Au.gang •• ange erfolgten LieferrOcknah.e/ 

80wohl di8 'rl.ienvorau.zahlung al. auch die 'rl.ie i.t au. 

Mitteln de. allge.einen Ab.atzfarderung.beitrage. (I 70 I 2) 

lei.ten. Die LieferrOcknah.eprl.ie betrlgt je Kilogra •• Uber­

no •• ener Milch bei einer tat.lchlichen LieferrOcknah.e von 

tat.lchliche LieferrOcknah.e 

.inde.ten. S vB 

.inde.ten. S,S vB 

.inde.ten. 6,S vB 

.inde.ten. 7,5 vB 

.i ndesten. 8,S vB 

.inde.ten. 9,S vB 

.ehr als 10 vB 

'rl.ie in Gro.chen 

je kg Milch 

2S 9 

30 9 

3S 9 

40 9 

45 9 

50 9 

S4 g. 

zu 

Auf die Lieferrücknah.eprl.ie sind die fOr das jeweilige 

Wirtschaftsjahr geleisteten 'ri.ienvorauszahlungen anzurechnen. 

Bin sich zugunsten des Milcher.eugers ergebender Unterschieds­

betrag ist vo. zustindigen aearbeitungs- und Versrbeitungsbe­

triab .it schuldbefreiender Wirkung ge.einsa •• it der Abrech­

nung nach S 80 Abs.6 an jenen Milcherzeuger zu leisten, .it de. 

der aearbeitungs- und Verarbeitungsbetrieb zu diese. zeitpunkt 

eine Abrechnung fOr die vo. Lieferrücknah.ebetrieb aberno •• ene 

Milch und 8rzeugnisse aus Milch durchfahrt. 8in sich zu Lasten 

des Milcherzeugers ergebender Unterschiedsbetrag ist gegenaber 

de. Milchwirtschaft.fonds gleichzeitig .it den Absatzförde­

rungsbeitrigen fOr das jeweilige Wirtschaftsjahr fillig (5 80 

Abs.l) und kann vo. zustindigen aearbeitungs- und Verarbei­

tungsbetrieb ge.einsa •• it der Abrechnung nach 5 80 Abs.6 zur 

ungeteilten Band von jede. Milcherzeuger zurOckgefordert wer­

den, der fOr den LieferrBcknab.ebetrieb eine ,rl.ienvorauszah-
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~ 11 n6-, ~2 ... 
2. hinsichdich der übernommenen Mencen alle 

nach S 7) Abs. I dritter und vierter SalZ zu 
berücksichti,enden üefeNn,en zusammen­
zuzlhJen und 

~1:b. ... 
( 1 S) Oie Abs .• bis 12 celcen for Ahnen im Sänne -

des S 71 Abs. J bis Sund HeimcQcer mit folcender 
MaßCabe : 

I. Als Auseancsmen,e für Almen isc die wÖ­
rend der Alppcriode des K.\.Ienderiahres 1986 
von der Alm celideN Menee heranzuziehen. 

2. Milcheneucer nach Abs. 14 haben ihren 
Antu, auf Teilnahme uncer Verwendun, von 
vom Milchwiruchafufonds aufzulqenden 
Formbli&nem bis ). AupA 1917 schrinJich zu 
stellen. Haben sie bereiu zum Zeitpunkt des 
Inkrafnretens der Abs. 14 bis 16 in der Fu­
sun, dieses Bunde.ccsetZcs einen Anu-ac 
cc.tellt, kOnnen sie bis J. AilpIl 1917 beim 
zUnlndicen 8eatbeicunp- und Venrbei-­
tunesbet.rieb ihren ROc)n,;" von der Teil­
nahme schriftlich beanuapn. Die Wirksam­
keit des Rocktritees isc vom zusdndi,en 8ear­
beitunp- und Verubeitunpbeuicb schrihJich 
zu best1ticcn. 

). FOr die Abwick)unC der PrtnUenyorausuh­
lu ne und der LiefenGcknahmeprtmic isc jener 
8earbcituncs- und Veratbeitunesbet.rieb 
zusundic. in dessen Einzucscebift du Heim­
cut Iiqt; im Falle des Vorhandenseins mehre­
rer zunlndicer 8earbeicunl'- lind Verarbei­
wnesbet.riebe hat der teilnehmende Milcher­
zeueer jenen 8earbeicunp- und Verubei­
tunesbeuieb zu bezeichnen. der die Abrech­
nune fiar slmdiche 8euiebc durchführen soU. 

-5!,- Vorgeschlagener Text 

lung erh.lten h.t. sowie von deren Rechtsn.chfolgern. Binsicht­

lieh der Verrechnung d.r Lief.rrOckn.h.eprl.ie zwischen den Be­

.rbeitungs- und Ver.rbeitungsbetrieb.n und d •• Milchwirt­

sch.ftsfonde g.lt.n di. S5 80 Abs.4 und Sund 82 sowi. die BAO 

sinnge.18." 

44. I 73 Abs.12 I 2 l.ut.t: 

"2. hineichtlieh d.r Oberno •• enen Mengen alle n.ch S 73 

Abs.l dritt.r bis letzt.r s.tz zu b.rOcksichtig.nden 

Lieferungen zus •••• nzuzlhlen und" 

4S. I 73 Abs.lS und 16 l.ut.n: 

"(lS) Die Abs.8 bis 12 gelt.n fOr Al.en i. Sinne des 5 71 

Aba.3 bis Sund Bei.gOt.r .it fOlgender M.Bg.be: 

1. Als Ausg.nga.enge fOr Al.en ist die wihrend der Alp­

periode d.s Kalenderj.hres 1986 von der Al. gelieferte 

Menge her.nzuziehen. 

~ 

2. rOr die Abwicklung der pri.ienvorauszahlung und der 

LieferrOcknah.eprl.ie ist j.ner Be.rbeitungs- und Ver­

.rbeitungsbetri.b zustlndig. in dessen Binzugsgebiet 

d.s Bei.gut li.gt; i. r.lle des Vorh.nd.nseines .ehrer 

zustlndiger Be.rbeitungs- und V.r.rb.itungsbetriebe 

b.t 4er teilneh •• nde Milch.rzeuger jen.n B •• rb.i­

tungs- und Ver.rbeitungsb.tri.b zu bezeichnen, d.r die 

Abrechnung fOr sl.tliche Betri.be durcbführen soll. 

Dies 9ilt .uch fOr den P.ll. d.8 .in. vorOb.rg.hende Aber­

kennung ge.18 I 71 Abs.S .rfolgt. 
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/"1- 3 ••.. 

(16) Der cemd Abt. IS Z J zunandiee Beatbei. 
Nne'- und Ventbeituncsbevicb hat die PrSmien. 
vorauszahlunc und die üeferT'Ücknahmeprimie für 
die von slmdichcn Beuieben des cemd .~s. 14 
teilnehmenden Mikheruulen leliefenen Milch- _ 
menlen lemeiasam zu verrechnen. ücaen dic 
Beuiebe des ecmd Abs. 14 teilnehmenden MiJeb­
eruulen in verschiedenen Einzul'eebiewn. haben 
die beteilipn Bcatbcicunl'- und VentbeicutlCsbe-
U'iebe dem die VerrechnußI dwdtfuhtenden Be.,.­
beitunp- und VentbeitunesbeU'ieb die fü, die 
Abw1dUunC der f,eiwillilen ueferrück.nahme 
erforderlichen Meaben mitzuteilen." 

S 7 •• (I) Oie GcsamuichUDence ist diejcnicc 
MilcJunencc. die in dem bcueffcndea YllUChahs· 
jaht die Bedatfsmenp um bOchncns 12% \lbcr­
Nil'- Bei der fesuetzunl des Prozcnuatz.es in .,on 
einem yolkswinschafdich Ccrechucnipn Produk­
tiOftSUmfatll ia der Milchwiruchah und dca fur 
Eneucnisse der MilchwUuchah zu crw&ttendca 
E.rlOscn aW%ucehen. 

- 5t,- Vorgeschlagener Text 

(161 Der ge.la Aba.15 Z 2 zuatlndige Bearbeitunga- und 

Verarbeitungabetrieb hat die prl.ienvorauazahlung und die 

LieferrOcknah.eprl.ie fOr die von sl.tlichen Betrieben dea ge­

.Ia Aba.14 teilneh.enden Mllcherzeugera gelieferten Milch.engen 

ge.einaa. zu verrechnen. Liegen die Betriebe dea ge.la Aba.14 

tellneh.enden Milcherzeugers in verachiedenen Einzugagebieten, 

haben die beteiligten Bearbeitunga- und Verarbeitungabetriebe 

de. die Verrechnung durchfOhrenden Bearbeitunga- und Verarbei­

tun9sbetrieb die fOr die Abwicklung der freiwillig en Ltefer­

rOcknah.e erforderlichen Angaben .itzuteilen." 

46. 5 74 Aba.l lautet: 

"(11 oie ee8a.tricht.enge iat diejenige Milch.enge, die in 

de. betreffenden wirt8chaftajahr die Bedarfa.enge u. h6chatena 

21 , Ober8teigt. Bei der Peatsetzung des Prozentaatzea iat von 

ein •• volkawirtachaftlich gerechtfertigten produktionau.fang in 

der Milchwirtschaft und den fOr Erzeugni8se der Milchwirt8chaft 

zu erwartenden Erlö8en aU8zugehen." 
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• .1 15. (J) Verfocungsberechtip ober milchcr­
tCueendc Bcuiebe. die ihre lesamc.c Einzelricht­
mcnlc cesen En'lclt abzuleben beabsichticcn. 
haben dies dem Fonds im Wesc des zustindiCen 
BeatbeiNnp- und Verarbciwnpbetricbcs unc.er 
V crwcndunc yon vom Fonds aufzulescndcn Form­
bllacm bis J I. Dezember anzuuilcn. Sic sind an 
lbft ErkJ~nc bis zur Übernahmc durch den 
Fonds ccbundm. 

(2) In der V crfocuncsberechtip n.icht Aßcinei-
~ ccntOmcr des milchcrzeugenden Bcuicbcs. ist dcr 

Ancn.c von allen EigcntUmern des miJcherzculen­
den Bcuicbcs zu wnerfcrUgcn. Besteht dic Einzel­
richuncnce auch aus Anteilen von Einulrichunen­
cen. die auf Grund TOn Pannenc.hafuvCnr1gen 
oder Pac.htvcrtr1gell (s n Abs. 5 in dcr FassunI dcs 
MatktordnungsceSClZCS 1985. BGBI. Nr.210) 
obercccangcn sind. ist der AnU'2C von allcn Ver­
U'2cspanncrn zu unterferUlcn. Die Gcmcinde hat 
die V ollstlndilkcil dcr angcgebencn EigenUlmer 
sowie dcn Bestand dcr MilchcrzcUgunl zum 
Antrapzcitpunkt zu best1tigcn. Dicse Aufgabe fillt 
in dcn cigcncn W"arltungsbercich dcr Gemeinde. 

-ss- Vorgeschlagener Text 

47. 5 75 lautet: 

·S 75. (1) Verfügungsberechtigte über .ilch.rzeugend. Be­

triebe kannen 85 vB ihrer gesaaten Einzelricbt.eng. nacb MaB­

gabe d.r nachstehenden Besti •• ungen auf einen od.r •• hr.r. 

.ilcherzeugende Betriebe Übertragen, wobei auf di. nlcb.t. 

durch zvalf teilbare Zahl aufzurunden ist. Di. re.tlich.n 15 vB 

d.r Einzelricht.enge erla.cben ent.chidigung.lo •• 

(2) Di. beabsichtigt. Ub.rtragung von !inz.lricht •• ng.n i.t 

de. für die Eins.lricht.eng. abg.benden .ilch.rs.ug.nd.n 

a.trieb zu.tlndigen B.arb.itung.- und Verarb.itung.betri.b vo. 

bisherig.n Verfügung.berechtigten unter Verwendung eine. vo. 

Milchwirt.chaftsfond. aufsulegenden Por.blatt •• unt.r Angab. 

der die !inselricbt.enge erwerbenden aetriebe, der.n VerfG­

gungsberecbtigten .owie unter Nachwei. ein •• für d.n Irw.rb d.r 

linzelricht.enge .rforderlicben ent.precbend.n MiBv.rhlltni •••• 

(Abs.5) anzuz.ig.n. Die .rfolgte Anzeige i.t vo. su.tlndig.n 

Bearbeitung.- und Verarbeitung.betrieb de. bi.h.rig.n und den 

die !in •• lricht •• ng •• rwerbend.n v.rfügungsb.r.cbtigt.n zu b.­

atltigen und and.r.n davon betroffen.n Bearb.itung.- und V.rar­

b.itungabetri.ben zu •• lden, wenn dieae vollatlndig au.g.fGllt 

ist und di. sonstigen Vorauasetzungen .rfüllt aind. Anson.ten 

aind die Anzeig.n d •• Milchwirtschaft.fond. zur Int.cb.idung 

vorzulegen. Ist d.r V.rfügungsberechtigt. nicbt ligentü.er de • 

• ilchera.ugend.n a.tri.bes, von de. di. lina.lricht.eng. abge­

g.ben werden soll, i.t der Antrag von al.tlichen lig.ntü.ern 

des .ilcherzeug.nd.n B.triebe. zu unterf.rtig.n. aestebt di. 

linz.lricht.enge auch aus Anteilen von lina.lricht •• ngen, di. 

auf Grund von Partner.chaftsvertrlgen oder Pacbtv.rtrlg.n Ober­

gegangen aind, ist der Antrag von allen Vertrag_partnern zu 

unterfertigen. Die Ge.einde hat die Vollstlndigk.it der ange­

gebenen !igentü.er zu bestltigen. Diese Aufgabe filit in d.n 

eigenen Wirkung.bereich der Ge.einde. 
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.. (3) Der Fonds hat bis 30. April im Umfang des 
ihm für die Weiterverteilung bekannten Bedarfes 
unter Berucksichtigung von Fehlmengen oder nicht 
zugeteilten Mengen die w;thrend eines Wiruchafu­
jahres bis 31. Dezember angebotenen Einzelricht­
mengen in der Reihenfolge des Einlangens der 
Anzeigen durch Bescheid zu übernehmen. wodurch 
die Einzelrichtmengen mit Beginn des auf die 
t"Dernahme durch den Fonds folgenden Wirt­
schafu,ahres erlöschen. Ist der für die Weitervenei­
lung bekannte Bedarf geringer als die Summe der 
Bemessungsgrundlage (Abs.~) der angebotenen 
Einzelrichtmengen. so sind so viele Einzelrichtmen­
gen durch Bescheid zu übernehmen. daß sämtliche 
zuteilungsflhigen Mengen (Abs. 8) \·erteilt werden 
können. V orem nicht verteilbare Restmengen sind 
ehestmöglich gemäß :\bs. 8 zu verteilen. Im Zeit­
punkt des Erlöschens der Einzelrichtmenge erlö­
schen Befugnisse zur unmittelbaren :\bgabe gemäß 
§ 16. Die Erzeugung von Milch und Erzeugnissen 
aus Milch - ausgenommen die Haltung einer 
Milchkuh und die Verwendung der von dieser Kuh 
summenden Milch ausschließlich für Zwecke der 
SelbstVersorgung - ist zum sei ben Zeitpunkt auf 
die Dauer von fünf Jahren einzustellen. Diese Ver­
pflichtung gilt für alle wahrend dieses Zeiuaumes 
über den Beuieb Verfügungsberechtigten. Wäh­
rend dieses Zeiuaumes unn für diese Beuiebe 
auch keine BefugniS gemaß ) 1 b erworben wer­
den." 

-5" - Vorgeschlagener Text 

(3) Die Ubertr.gung der Einzelrichtmenge wird mit Beginn 

de •• uf die Anzeige folgenden Wirt.ch.ft.j.hre. wirk •••• Wurde 

jedoch wlhrend des Wirt.ch.ftaj.hrea, in dem die Anzeige er­

fOlgt, von dem die Einzelrichtmenge .bgebenden Betrieb keine 

Milch an einen Bearbeitung.- und Verarbeitung.betrieb geliefert 

und auch keine Milchmenge geml8 5 16 verrechnet, kann die Ein­

zelrichtmenge rOckwirkend mit Beginn jene. Wirt.chaft.jahre. 

Obertr.gen werden, in dem die Anzeige erfOlgt. 

(4) Die Einzelrichtmenge kann nur an milcherzeugende Be­

triebe .bgegeben werden, die im selben Land oder in einem an 

dieses Land angrenzenden Gerichtsbezirk gelegen alnd, abgegeben 

werden. 

(5) Bei jedem elne Elnzelrichtmenge oder elnen Anteil einer 

Elnzelricht.enge erwerbenden milcherzeugenden Betrieb .ua ein 

Mi8verhlltnia zwischen der vorhandenen 8inzelricht.enge und der 

auf Grund der Putterbaala dieses Betriebea errechneten 8inzel­

richtmenge beatehen. Zur Putterbaaia zlhlen die GrOnlandfllchen 

- auagenommen Almfliehen (5 71 Aba.3 und 4) - und Peldfutter­

fliehen, die mit Klee und Kleegras - .uagenommen Luzerne - be­

b.ut werden, der Ponda h.t durch Verordnung die Wertigkeit der 

verachiedenen Pliehen aufgrund der i. atatiatiachen Durch­

achnitt auf den verachiedenen Arten von Granlandfliehen und 

Peldfutterfllchen erzielb.ren Ertrlge featzulegen, ein 

Mi8verhlltnis beateht d.nn, wenn die Einzelrichtmenge kleiner 

ist .la die Summe der Sektarzahl der Putterb.aia, mul­

tipliziert mit 4 000 fOr die ersten 3 h., mit 3 000 fOr weitere 

4 h. und mit 2 500 fOr weitere 8 h. und mit 2 000 fOr weitere 
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(4) Der Fonds hat an den ihm bekanntgecebenen 
Verfucunlsberechtipn für die wlhrend jena 

Winschaftsjahru, das dem Anuag auf Übernahme 
der Einzelrichunenge durch den Fonds vorangeht. 
innerhalb der Einulrichunenge geliefene und 
gemd S 16 verrechnete Milchmenge. höchslens 
jedoch die im Zeitpunkt der Übernahme durch den 
Fonds zustehende Einzelrichunenge (Bemessungs­
gruncllqe), eine Prämie in fünf gleichen, jihrlichen 
Teilbetdgcn zu leislen. Bei Anuagnellunl wth­
rend der Stillqunpfrist nach S 73 Abs. 4 eilt das 
dem Bqion der StillcpnC voransehende Win­
schafujahr als das dem Anuac auf Ubernahme der 
Einzelrichtmence vorangehende Winxhafujw; 
ein deranicer Anuac isc in diesem FaU em ab dem 
ZeitpUDJa zull.ssig. ab dem die SüUepnC frUhe­
ReM endm kann. Die jlhrlichen TeilbeUlge sind 
bis 31. Dezember - emmals da W'llUChafujahres. 
in dem die Einzelrichuuenge erloschen isc - zu 
überweisen. Die Hohe der jlhrlichen T ei1beUlce 
beuIgt 1050 S je kc Bemessungsgrundlace. Die 
Prlmie i.R kein Entgelt im Sinne des UmsalZftCUer­
geseaa 1972. Verlien der bekanntgegebene Ver­
fupDJSberechcip das Verfugunprecht. so hat 
dessen Rcchunachfolger nur dann Anspruch auf 
Überweisung der rcsdichen T eilbeUlge der Pmnie, 
wenn CI' dies scbrifUich beanuagt lind der voUnIn­
dig ausgefu1lle Anuag samt aUen erforderlichen 

. Nachweisen l&Dd BcSdcigungen bis 30. Seplember 
beim Fonds eingelangt ist. Der Anuag hat zu ent­
ha!teD: 

1 Name und Anschrift der Kteditunlerneh~unc 
. sowie die Kontonummer. auf die die welleren 

T eilbeutge uberwiesen werden sollen. 
2 den Nachweis des Obergangs des Verfü-
. prechles auf den anuagnellenden 

r:chunachfolger lind. sofern dieser Ober­
eang dllrch ein Rechuges~ ~nler Le~n­
den bewirkt wurde. die schriftbche. ZUStlm­
muni des bisher V erfügungsbe~huCten zur 
Überweisung der reStlichen T ellbeutee an 
den anuagnellenden Rcchun~foller. 

-.51 -- Vorgeschlagener Text 

8 ha. Bei der B.rechnung d.s Mi8verhlltnisse. i.t .in. Zu-

sa •• enr.chnung von Einz.lrichtmengen geml8 5 73 Abs.l zu b.­

rOcksichtig.n. Die Gemeinden haben die Vollstlndigk.it der die 

Putterbasi. betreffenden Pliehen zu bestltigen. Die •• Aufgaben 

fallen in den eigenen Wirkungsbereich der Gem.inde. Di. Be.tl­

tigung i.t anllBlich der Anzeige ge.IB Abs.2 von den V.rfO­

gung.berechtigten, die eine Erhöhung der Einzelricht.eng. ihrer 

Betriebe bewirk.n WOllen, vorzulegen. 

(6) Von j.d •• milcherzeugenden Betri.b k6nnen pro Wirt­

.chaft.jahr linz.lricht.engen oder Ant.il. von Binz.lricht­

m.ngen i. B6chstausma8 von insgesamt 5 004 kg .rworb.n w.rden. 

Di. durcb den Irwerb einer Einzelrichtmenge od.r .ine. Anteil •• 

.in.r linzelricht.eng •• ntsteh.nde Einz.lricht •• nge ein •• 

.ilcherzeugend.n B.triebes darf in.gesamt 60 000 kg nicbt Ob.r­

.teigen. Dab.i i.t .ine Zusammenr.cbnung von linz.lricht.eng.n 

g.ml8 S 73 Ab •• l zu b.rOck.icbtigen. Jede Ob.rtr.g.n. Binz.l­

richt •• nge oder j.der Obertragene Anteil .in.r Binz.lricht •• ng_ 

muS ein. durch zwölf teilbare Zabl .ein. 

(7) J.d.r Irw.rb ein.r Einz.lricbt •• nge od.r .ln •• Ant.il •• 

.in.r Binz.lricht.enge, der die Vorau.setzung.n d.r Ab •• 4 bis 6 

- in.b •• ond.re da. Vorlieg.n .ine. fOr d.n Erw.rb d.r linzel­

richt •• ng •• ntsprechenden Mi8v.rhlltni •• e. - nicbt .rfOllt, i.t 

unwirk •••• Sollt •• ine der in Ab •• 2 dritt.r bis l.tzt.r Satz 

genannt.n Vorau ••• tzung.n nicbt .rfOllt .ein, .0 i.t die .ng.­

zeigt. Ub.rtr.gung d.r Einzelricbtmeng. od.r von Ant.il.n d.r 

Binz.lricht •• ng. dennoch wirk •••• In di •••• P.ll .ind .11-

fillig. Br •• tzan.prO~he .uf d •• Zivilrecht.w.g. g.lt.nd zu 

mach.n." 
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). eine Best:uicung der &ustIndigen Landwirt­
sc:hafukammer. daß der Betrieb vom anuag­
stellenden Rechunachfolger als landwin­
schaftlicher Betrieb weitergeführt wird. 

Yard dieser Antrag nicht oder nicht rechtZeiug 
oder unvollstindig gestellt. werden die T eiJbeuägc 
mit schuldbdreiender Wirkung an den bishu' 
bekannqegebenen Verfügungsberechugten über­
wiesen. Sind mehrere Personen Rechunachfolger. 
steht diesen der Anspruch &ur ungeteilten Hand zu. 

(S) Die Lciswng weiterer Teilbeutge ist einzu-
stellen und bereits geleistete T eilbetrigesind samt 
Zinsen in der Höhe von) vH über dem jeweiligen 
Zinsfuß für Eskonuerungen der Ocsterreichischen 
Nuionalbank pro Jahr vom Tag der Überweisung 
an &urüduufordem. wenn durch unrichuge oder 
unvollstlndige Angaben bewirkt wird. daß die Pd­
mie &ucrkannt oder im zu hohen Austnaß zuer­
kannt wurde. Milcherzeugcr und Verfügungsb,e­
rechticw haften für den zurückgeforderten Betrag 

als GesamtSchuldner. 
-;.Die Leistung weiterer Teilbeu:tge iSt einzustellen. 
wenn entgegen Abs. 3 fünfter und sechster SatZ 
Milch und Erzeugnisse aus ~ilch erzeu~ oder 
abgegeben wurden." . 

{b,loer Fonds hat - unbeschadet der Inanspruch­
nahme der Bczirluverwaltungsbchorde gemäß § 65 . 
Abs. 2 - durch seine Konuollorgane die Einhal­
tung der sich aus Abs. 3 fünfter und sechster SatZ 
ergebenden Verpflichtungen zu überpnifen." 

• Vom Fönds mit der Überwach;'ng der Ein­
haJwng dieser Verpffichwngen beauftragten oder 
enuchcen Ol'laneft ist 

I. der Zuuiu zu aJlen Wiruchaftsrlumen und 
Bcuiebsfllchen des Betriebes zu gcswr.en, die 
der E.rzeuCUng. Laceruns und sonnigen Auf­
bewahrunS 'Ion Milch und E.rzeugnisscn aus 
Milch dicncD oder dienen konnen, 

2. Auskunh über einsch.llg"e Bcuiebsvol'llnge 
zu ,eben und 
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Geltende Fassung 

J. sind auf Verlaneen BUcher. Aufzeichnuncen 
und sonstiee maßlebliche Uncerlacen. die 
Informationen über die EneuCUnl. Lace­
nanl. sonstice Aufbewahrung. VerweDdunc 
und a1lflllice Abgabe von Milch und Eneug­
nissen aus Milch an Driae über den Betrieb 
enthalten oder enthalten konnen. vorzuleIen 
und ist in diese Einsicht &u gewlhren. 

(7) Verfucunpberechup über landwinschafdi­
che Betriebe. denen keine oder eine - ,emeSSCft an 
der Futterbasi. - &u ,erince Ein&elrichunence 
&UAehc. konnen vom Fonds für ihren Betrieb eine 
Einulrichunence oder Anceile einer Einulricht­
mence &ucrkannt bekommen. wenn 

I. die Verfucuncsbcreehugcen die. unter 
Bekannteabe des Ausmaßes des von ihnen 
beantragten Anceils der Einulrichtmence 
oder der bccehnen Ein&elrichtmence beim 
Fonds bis JO. September im Wele des &un1D­
dilen BearbeitUnl'- und Verarbeituncsbcu:ie­
bcs uncer Verwend unI du vom Fonds uhu­
Iqenden Formblltcer beantralcn. 

2. den Verf1llunpbcrechupn im "VanschaN­
jahr der Antracstellunc eine Einzclrichunen,e 
von wenicer als 60 000 kc &Ultehc. 

3. die vorhandene Einulrichanence &ur Futter­
basis ihres Betriebes in Mißverhlltnis steht; 
&Uf Funerbasis dhlen dic Grünlandßlchen 
und Fcldfuuerfllchen. die mit Klee und Klee­
,ras - aU'lenommen Luzerne - bebaut 
werden; der Fonds hat durch allgemein ver­
bindliche Anordnunl die Wemckeit der ver­
schicdenen Flachcn auf Gnand der im statisti­
sehen Durchschnitt auf den verschiedenen 
Alun von Grünlandßlchen und Feldfuaerfll­
ehen enielbaren Enrt,e fenzulqen; ein 
MißverhAitnis besteht dann. wenn die Einzel­
richunenle kleiner ist als die Summe der 
HekwuhJ der Fuacrbasis, multiplizien mit 
.. 000 fur die ersten ) ha, mit ) 000 für weicere 
.. ha und mit 2 500 fur weicere a ha und mit 
2 000 fur weitere • ha, 
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Geltende Fassung 

4. weder der Verful'lnpberechup noch dessen 
Ehecaue, minderjahriae Kinder und Wahl­
kinder sowie am selben Hof lebende Croßjlh­
nce Kinder und WahJlunder über einen ande­
ren Betrieb mit Einulrichunence von mehr 
als 20 000 k& verfupnlsberechull sind, 

5. die yom Verful'lnpberechupn anplicfme 
und pm" S 16 verrechnete MilchJicfer­
meqe im Iewa Winschafujabt nicht cerin­
ger war als die für dieses Vanschaftsjahr 
ZUftChenclc Eiuclrichuncnle. Unterlicferun­
aen bis I 500 kc. daruber binauscebende bis 
hoduwnJ J vH der Eiuclric:hcmence bleiben 
hiebei unbcrUcksic:htiaL Bei Anuaanellem, 
denen keine Ein.zelric:hunence ZUftCht. ent­
flßt diese V orausseuuna oberhaupt. 

(8) Der Fonds hat mit VllkunC des Becinns des 
folcenden Vuuchaftsjahra die wlhmld des lau­
fenden W"uuc:haftsjahta ubemommenen Einzel­
richcmencen im Ausmaß ihrer Bemessunlscrund­
laie (handelbare Menp) an Betriebe, auf die die 
V orausseuunlen nach Abs. 7 zutreffen, durch 
Bescheid im Ausmaß der zuteilunpflhicen Menle 
zu verteilen. Zuteilunpflhic in jene Mence, die 
dem beantracten Ausmaß, jedoch bochnens dem 
Ausmaß des Ercebnisses der BerechnunC gemaß 
Abs. 7 Z 3 enupnc:ht. wobei die Einzelrichtmenge 
durch die Verteilunc bei AnuagsuUem, denen 
keine Ein.ze1ric:hUDence zuneht, böehstens 
20 004 kc. in aßen anderen FtJlen inscesamt hoch­
nens 60 000 kc beuacen darf. Reicht die zur Ver­
teilung zur Verful"nc suheDde handelbare Menle 
für die Zuerkennunc dmdicher zuteilungsflhiger 
Mengen nicht aus, so iSt die vorhandene handeI­
bare Mence anteilsmlßig. jedoch im Mindenaus­
maß von 50 vH der zuteiluDcsflhigen Menge bis 
zum Ausmaß der bandelbaren Menge an jene 
Betriebe zu verteilen. deren MißvemaJtnis (Abs. 7 
Z 3) am &rOßten in. Reicht die bandelbare Menge 
nicht aus. daß an slmdiche Betriebe, die dasselbe 
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Geltende Fassung 

Mißverhllmis aufweisea, Eiazelrichtmenlen oder 
Anteile an Einulrichtmenlen im Mindenausmaß 
der zuceilunpfahilen Menle veneilt werden kön­
nen, sind diese Betriebe bei der Zuceilunc nicht z.u 
bel11dc.sic:lniceni dieser Teil der handelbaren 
MenCC ist. anccilsmdiC auf jene Betriebe aufz.ucei­
len, die vor den nicht berücksichulbuen Betrieben 
eine Zuccilunl im Mindesuusmaß erhaJcen. Die 
z.uerkannce Mence bat so hoch z.u sein, daß die 
z.uscchende Einulrichtmenle eine durch z.wölf ceil­
bare Zahl ersibt. KaftDCCft Anutce für Betriebe, auf 
die die Vorausseuunlen lemaß Abs: 7 z.uueffen. 
nicht oder nicht YOIIAlndil durch entsprechende 
Zuccilunc erfülle werden, bleiben diese für z.wei 
weitere W"aruchahsjahre. die auf die Anu-acsccllunC 
folea. cuJtic. Ändcrunp der Vorausseuunlen 
cemI.S AbI. 7 sind vom jcweilisen Verfocunpbe­
rechtipn wthrend der Dauer der Gwulk.eit des 
Anuqes binnen eines Monats dem Fonds miautei­
Jen. 

(9) Verfocunpberechup Ober milchentulende 
Betriebe haben Eu.. jedes ,emd Ab... Z.Ulcccilce 
K.iJosramm funf ,leiche. jlhriiche T ei1betraiC an 
den Fonds bis 30. N~ember, emmals des Tin­
schafujahres. in dem die Zuceilunl wirksam wird. 
z.u Ieisccn. Der Verfocunpbcrechtip Unn beim 
z.ust.lndicen Beubeitunp- und Verubeitunssbe­
trieb beantralCft, daß diese T eilbeuice durch lau­
fende AbrechnunC von dem Guthaben seines 
MilchCCldes und rechueiuCC Oberweisunl zu sei­
nen GWUCCD an den Fonds seJeiscct werden kön­
nen. Der Fonds bat jeweils Eu.. die z.u Becinn des 
W"lIUChalujahrcs wiriuame ZuceilunC die HOhe 
des je q zUCCCCiJccr Mence zu bczahJenden Betra­
ces durch aJJcemein verbindliche Anordnunl so zu 
bemessen, daß samdiche cemd Ab .. 3 und • ent­
scchenden Kosccn einschließlich jener bis 30. April 
enuwhenden FehJbeuice oder Mehreinnahmen. 
die sich auf Grund von Ablnderunlen oder Aufhe-
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bunlen von Bescheiden nach den Abt. 3, 4 •• und 
10 oder durch Anwenciunc der Abs. 5 oder 8 driuer 
Saa erccbcn. bel1lcksichüct "erden. Dieser BevaC 
ist auf voUe Groschen aufzurunden. Der zu lei­
stende Bct.ras ist im Bescheid des Fonds auf Zuer­
kennung einer Einzelrichtmence oder von Anceilen 
einer Einzelrichunence fesauseacn. Sind mehrere 
Penonen aber den milcherzeugenden Beuieb ver­
füCUncsberec:hUcc. so sind sie Gesamtschuldner. 
Dasselbe eilt für dmdiche wl&hrend der Dauer der 
Leiswnpvcrpflichtung aber den milcherzeucenden 
Beuicb Verfügungsberechupn. Die Leiswnpver­
pflichlUnl endet mit Einlangen slmdicher T eilbe­
tr1CC einschließlich eines Slumniszuschlages beim 
Fonds; diesbezüglich gelten die 55217 ff. MO 
sinnlemIß. Die T eilbetrtge sind kein Entgelt im 
Sinne d~s Umsaa.neuerces~ 1972. 

(10) Wurde durch unyollstlndice oder unrichuce 
Angaben oder uncerlassene Miaeihanlen bcwirla. 
daß der Fonds eine E.inu1richUDenle oder Anteile 
einer Einzclrichanenl~ semd Abi.' &ucrkennc. 
oder wird ein T cilbeuac innerhalb von drei Mona­
Ien ab Filligkeil uou voraussehender MahnunC 
nicht leleislCt. lw der Fonds rückwirkend ab Zuer­
kennuq die semd Abt.. &u~ Mencen 
&UI11wunehmeD. GcleisceIC T eilbeulce sind 
abzoclich des durch die Zwocknahme dem Fonds 
enUWldenen Schadens nach neuerlicher Zuceilunc 
dieser Menlen an andere Betriebe zum nlchsunOC­
lichen Termin ccmd Abt.. an einen dem Fonds 
bekann'lccebencn Verfüpnpberechupn ober 
den von der ZurUc.knabme betroffenen Beuicb 
zurüwucrnaaen." ' ' 
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~ ~~ , .. 
(2) Die Iearbciwncs- uad V~ 

babea dem MilcbwVuchafufoacb bis u. AupR 
eines jedeD Jahra die SuauDc du 'faD iJuaea ... die 
Mi1chetzeucer mi~ Einze1richcmcncca des 
beveffendeD Y&nICha.fujahra belwulczulcbea. 

-c:.~- Vorgeschlagener Text 

.~ 

48. 5 76 Ab •• 2 lautet: 

'(2) Der Milchwirt.chaft.fond. kann unrichtige Mitteilungen 

betreffend die aBhe der Binzelricht.enge ge.18 Ab •• l von a.t.­

wegen .it ae.cheid aufheben und die tatalchlich zuatehende Bin­

.elricht.enge bi. zu. Ablauf von drei Jahren ab erfolgter Mit­

teilung durch ae.cheid featatellen.' 

49. S 76 wird folgender Ab •• 3 angefügt: 

.()) Die Bearbeitung.- und Verarbeitung.betriebe haben de. 

Milchwirt.chaft.fond. bis 15.Augu.t eine. jeden J.hre. die 

Su •• e der von ihnen an die Milcherleuger .itgeteilten Binzel­

richt.engen de. betreffenden Wirt.chaftajahrea bekanntzugeben." 

105/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
136 von 139

w
w

w
.parlam

ent.gv.at
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l8A. 

\~Der Bemessung des zusä.tzlichen Absatzforde­
rungsbeiuages sind jene im Kalendermonat von 
den Milcherzeugern übernommenen Mengen an 
Milch und Erzeugnissen aus Milch zugrunde zu 
I~en, die ein Zwölfte! der Einzelrichunengen oder 
die gemäß Abs. 5 für den Kalendermonat festge­
setzten Teile der Einzelrichunengen der einzelnen 
Milcherzeuger übenteigen oder untenchreiten." 
A»l die sich 10 qcbcDda MCDpD aa Milcb Wid 
E.rzcupissa aus Milch ja der fGr da jcweiJi&a 
JCaleDdamODa& ae1cndc BeiuqssaIz aa.zuwaadca. 
Oie daraus CDtst.ebende BeiuqsschuJd bezichunp­
weile das sich daraus er&ebende Bci~ 
• PUI.ehR mit da far die YOr&Ilcqaa&eDeJl 

~ermoDace des YuudWujahra iDqesaaal 
sich eJ'Iebenda BeitnpchuJdicbi1ca bWc· 
bunpweise BeiuqspWbcD &uszuPeicba. EiDe 
danach .erbleibendc Zahllan ja :ua encrichten. 
ft1hn der Auqleicb :ua eiacr Guuc:hrif&. 10 • diese 
DUr iasoweil ~ ab ihr fGr das YIft­
lChafujahr bereiu entrichscw Vorauszahluqaa auf 
dea &W.WichCD_Abwzf~~ cqea­
abenceben. 

-(.&.,- Vorgeschlagener Text 

JIIl S 81 Abs.3 lautet: 

"(3) Der Be.essung des zusltzlicben Absatzf~rderung8bei­

trsges sind jene ia Kalender.onat von den Milcberzeugern Ober­

no.aene Mengen an Milcb und Brzeugnissen aus Milcb zugrunde zu 

legen, die ein 'w6lftel der Binzelricbt.engen oder die ge.18 

Abs.S fOr den Kalender.onat festgesetzten Teile der Binzel­

rlcbt.engen der einzelnen Mllcber.euger Obersteigen oder unter­

scbreiten. Auf die sicb so ergebenden Mengen an Milcb und Br­

zeugnissen sus Milcb ist der fOr den jeweiligen Kalender.onat 

geltende Beitrag •• atz anzuwenden. Die daraus ent.tebende Bei­

trag.scbuld beziehungsweise da. aich daraus ergebende Beitrag.­

guthaben ist zunlchst .it den fOr die vorangegangenen Kalender­

.onate des Wirtschaftsjahres insgesa.t sicb ergebenden Bei­

tragsschuldigkeiten beziehungsweise Beitragsguthaben auszu­

gleicben. Bine danach verbleibende 'ahlla.t ist zu entrichten. 

FUhrt der Ausgleich zu einer Gutscbrift, so ist diese nur inso­

weit erstattungsflhig, als ihr fOr das Wirtscbaftsjabr bereits 

entricbtete Vorauazahlungen auf den zustltzlicben Absatzf6rde­

rungsbeitrag gegenOberstehen. Der Milchwirtschaftsfonde kann 

auf Antrag eines Beitragsschuldners, der keine ganzjihrige Be­

arbeitung und Verarbeitung von Milcb und Brzeugnissen aus Milch 

durchführt, die Vorauszahlung fOr den zusltzlichen Absatzf6r­

derungsbeitrag in pauschalierten Monatsraten festlegsn, sofern 

dadurcb die Bntricbtung der Beitragsschuld nicbt geflbrdet wird 

und dies aus GrUnden der Binfacbheit, ,weck.18igkeit und Spar­

samkeit zu einer Verringerung des Verwaltungsaufwandes bei-

trigt." 
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~g1 ~A; 

,,1. wer dem S 13 .-\bs ... sechster Saa, dem S 16 
Abs.7, einer Verpflichtung gem.tß den SS 16 
Abs. 8 letZter Saa, 73 Abs." fünfter Satz, 
Abs. S Z 2 leater Saa oder 7S Abs. 6 zweiter 
Sau.. dem S 16 .-\bs. 9 leater Saa, dem S 19 
Abs. I, 2 erster bis dritter Saa oder 3, dem 
S 28 Abs. 6 oder dem S 37 .-\bs. I, 2 oder .. 
zuwiderhandelt," 

1 €1- M:> 2.. : 
. i. wer dem S 13 Ab .. 2 zweiru Sacz, Abs.l 

zweiter Sacz oder Ab .. 4 emu oder zweiru 
Sacz, dem S 15 Ab •• 2 zweiru Sacz oder dem 
S 17 Abt. 4 zvwiderhandck, 

2. wer eiAet V crordnunc oder einem Bachcid, 
die auf Grund des S 13 Abt. 4 driau oder 
siebClIl,u Sacz, des S 14 Abt. 2. da S 15 
Abt. I. des S 16 Abs. 3 oder da S 17 Abt. 3 
erl&ssa wordn rind. zuwiderhandelt. 

J~-=tAb:.2..: 
4. wer aneesen dem S 1 I Abt. 4 fritche Roh. 

IDilch oder frischen Rohnhm obcmimm" 

1'8~'b I 

2. die ZucrkennWll ~et Einz.clrichuaence 
semd S 7S AbI. I bntitkL 

~tß ~ t,: 

2. einer Verpflichtung nach S 73 .-\bs. .. dritter 
Saa, Abs. S Z 2 vorleater Saa oder S 7S 
Abs. J fünfter und sechster Saa zuwiderhan­
delt;" 

-~". Vorgeschlagener Text 

54. S 87 Ab •• l Z 1 lautet: 

'wer dem S 13 Ab •• 4 dritter Satz, dem 5 16 Ab •• 7, einer 

Verpflichtung gemlB den 55 16 Ab •• B letzter Satz oder 73 Ab •• S 

zweiter Satz, dem 5 16 Ab •• 9 letzter Satz, dem S 19 Ab •• l, 2 

er.ter bis dritter Satz oder 3, dem 5 28 Abe.6 oder dem 5 37 

Aba.l, 2 oder. zuwiderhandelt,' 

Sa. 5 87 Abe.2 Z 1 und 2 lauten: 

"1. wer dem 5 13 Aba.2 zweiter Satz, Abe.3 zweiter Satz oder 

Ab •• 4 er.ter Satz, dem 5 lS Ab •• 2 zweiter Satz oder dem 

S 16 Ab •• 6 letzter Satz zuwiderhandelt, 

2. wer einer Verordnung oder einem Beacheid, die auf Grund de. 

S 13 Ab ••• letzter Satz, des 5 14 Ab •• 2, de. 5 lS Aba.l, 

de. S 16 Ab •• 3 oder des 5 17 Ab •• 3 erla •• en worden eind, 

zuwiderhandelt," 

S~ S 87 Abe.2 Z 4 lautet: 

••• wer entgegen dem S 18 Abe.3 frieche Rohmilch oder 

friechen Rohrahm abernimmt," 

S~. 5 88 Abe.3 Z 2 lautet: 

"2. voreltzlich die Zuerkennung einer Binzelrichtmenge 

oder von Anteilen einer Einzelrichtmenge gemlB S 7S 

Aba.2 bie 7 bewirkt." 

5~ S 88 Abe •• Z 2 lautet: 

'2. einer Verpflichtung nach 5 73 Aba.4 dritter Satz zu­

widerhandelt," 
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~t~Il""~: 

.,4. durch unrichtige oder unvollsl1ndige Anga­
ben bewirkt. daß eine Pr1mienvorawzahlung 
nach S 7) Abs. 10 oder eine Liefemlcknahme­
pr1mie nach 5 73 Abs. 11 zu Unrecht oder in 
zu hohem Ausmaß geleiStet wird oder eine 
Pr1mie nach S 7S Abs. 4 zuerkannt oder in zu 
hohem Ausmaß zuerkannt wird; der Versuch 
ist strafbar;" 

sggM»~: 

S. elfter Verpflichtuna nach S 7S Ab... leuu:r 
Satz nicht nachkommt. .. 

S t1. (1) Diaa luadc.....,.a criu aaicAblauida 
30. JUIÜ 1911 au&er Itta&. 

-"'-- Vorgeschlagener Text 

51. 5 88 Ab ••• z • lautet: 

".. durch unrichtige oder unvoll.tlndige Angaben bewirkt, 

das eine primienvorauazahlung nach S 73 Ab •• lO oder 

eine Li.terrücknah.eprimie nach 5 73 Aba.ll zu Unr.cht 

od.r in zu hohe. Aua.aS geleiatet wirdl d.r V.r.uch 

i.t .trafbar." 

5'" S 8 8 Ab... Z 5 e nt f illt • 

58. S 92 Ab •• l laut.t: 

"(I) Di •••• Bund •• g.a.tz tritt .it Ablauf d •• 30.Juni 1992 

auSer Kraft." 
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